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Niederlagen der letzten Jahre) anzusehen, waren demnach die Bestimmungsfaktoren 

französischer Verhandlungstaktik. 

   Es war, aufgrund eben jener genannten Umstände, nicht immer leicht für andere Staaten mit 

Frankreich zu verhandeln – speziell nach 1945, als die Position Frankreichs in der Welt 

deutlich schwächer war als zuvor. General de Gaulle sollte die Jahre nach dem Zweiten 

Weltkrieg wie kein anderer prägen und sein politischer Stil war viel eher auf 

Kompromisslosigkeit als auf Harmonie ausgelegt. “De Gaulle’s idea was that weakness had to 

be, and could be, overcome by intransigence.“45 Interessant war jedenfalls zu beobachten, dass 

er damit des Öfteren Erfolg hatte.  

   Es ist nicht wirklich überraschend, dass man als Politiker die Ziele und Ansichten seines 

eigenen Landes verteidigt und versucht zu vergangener Größe zurückzufinden. Das Problem 

nach 1945 war jedoch, dass das Selbstverständnis Frankreichs (und dessen Politiker) in keiner 

Weise mit den veränderten internationalen Verhältnissen übereinstimmte. Während 

Deutschland den Krieg verloren hatte und bedingungslos kapitulieren musste – was auf lange 

Sicht ein radikales Umdenken in der deutschen Politik zur Folge hatte – war Frankreich in 

seinem Stolz verletzt und gedemütigt worden – was zur Aufrechterhaltung aller bereits 

’antiquierter’ Ansprüche führte (– ganz egal, ob man den Krieg 1940 verloren hatte oder 

nicht).46 

   So war für alle politischen Parteien nach 1944 klar, dass Frankreichs Stellung in der Welt 

wieder hergestellt werden musste und dass die notwendigen europäischen bzw. imperialen 

Entscheidungen nicht nur für Frankreich, sondern auch für die ganze Welt von höchster 

Bedeutung seien.47 Dieser Gedankengang wurde hartnäckig verteidigt. 

 

“Having arrived at a “logical” solution, based on the exercise of reason, the French negotiator 

is little inclined to change it.”48 

    

Während in der IV. Republik (1947 – 1959) die innen- und außenpolitischen Umstände 

(Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs, zahlreiche Regierungswechsel, Beginn des Ost-West-

                                                 
45 Cogan Charles, French Negotiating Behavior, p. 87 
46“French cultural supremacy was taken for granted. This produced innumerable reflexes which account for some 
of France’s [..] actions: her prolonged reluctance to change her policy with regard to the Empire; her extreme 
sensitivity to criticism from abroad; a blind pride, considering her own system as superior to that of any other 
nation in the world; and finally a strong belief in the unique “mission” of France – to educate, to cultivate, to 
humanize.” In: Roy C. Macridis (Hrsg.), Foreign Policy in World Politics, p. 63 
47 “Empire and its preservation was thus totally tied up with French greatness and world power status.“ In: John 
Young, John Kent, International Relations since 1945, p. 246 Die Aufrechterhaltung dieses Status war also für 
Politiker jeglicher politischen Richtung oberstes Gebot.   
48 J.F.V. Keigel, France and the World since 1870, p. 8 
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Konflikts, Verfall des Empires) zu einer enormen Inkonsistenz hinsichtlich der Durchführung 

der Auswärtigen Beziehungen führte, wurden die Charakteristika französischer Außenpolitik 

und Diplomatie mit dem Machtantreten General De Gaulles und der Ausrufung der V. 

Republik – unter Bezugnahme auf die historische Größe Frankreichs – neu bestimmt. “Since 

the 1960s French foreign policy positions have hewn to the diplomatic orientations set down 

by de Gaulle: independence based on military strength […]; a Europe of nations […]; and a 

world role for France […].“49  

 

 

3. Die verfassungsrechtlichen Bestimmungen in Frankreich. 

  

Vorerst ist anzumerken, dass Frankreich in der Zeit von 1914 – 1958 in diplomatischen 

Belangen noch über kein so ausgeprägtes Repertoire bzw. geordnete Verhältnisse verfügte wie 

dies später der Fall sein sollte.50 Hauptgrund dafür war die Verfassung von 1875 (und auch die 

von 1946), die keine klare Kompetenzfestlegung darlegte. “Cette ambigüité d’un système qui 

n’est ni un régime présidentiel, ni un gouvernement de Cabinet a l’instar de la Grande-

Bretagne, et cette incertitude permanente sur le processus de décision au sommet ne sont pas 

franchement améliorées par la Constitution de 1946.“51 Darüber hinaus hat es keine wirkliche 

Koordination bzw. übergeordnete Instanz zwischen den einzelnen Organisationseinheiten – 

also Außenministerium, Landesverteidigung und Geheimdiensten – gegeben. “Ce default 

majeur, qui ne recevra un début de correction qu’à partir de 1958, fournit l’une des 

explications essentielles aux dysfonctionnements de la politique extérieure française dans 

[cette] période [...].“52 

   Nach 1945 sollte sich – aufgrund der veränderten Situation (UNO, NATO, Marshallplan, 

Deutschlandfrage, EU) – die Diplomatie grundlegend ändern. Die neue, multilaterale 

Ausrichtung hatte Auswirkungen auf neu geschaffene Generalsekretariate und untergeordnete 

Organisationsstrukturen. Wirtschaftliche, militärisch-strategische (Kalter Krieg) und kulturelle 

Belange standen im Vordergrund.53 Dies hatte auf die klassische Diplomatie auch negative 

                                                 
49 Ibid, p. 88 
50 “Il faut souligner que, durant la période 1914-1958, la France ne dispose pas d’un cadre constitutionnel 
réellement adapte aux nécessites d’une politique extérieure active dans un monde dangereux (la comparaison 
avec la Grande-Bretagne est a ce titre éclairante).“ In: Jean-Claude Allain (u.a.), Histoire de la Diplomatie 
francaise, p. 367  
51 Ibid, p. 368 f. 
52 Ibid, p. 369 
53 “L’action culturelle a l’étranger déviant de plus en plus un axe essential et en quelque sorte compensateur, la ou 
la France n’a plus qu’un rôle économique et politique déclinant [...].“ In: Ibid, p. 373   
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Auswirkungen, denn bereits “unter der Vierten Republik hatten die Diplomaten […] an 

Ansehen und Macht eingebüßt, weil außer dem Außenministerium mittlerweile eine Reihe 

anderer Ministerien Beziehungen auf internationaler Ebene unterhielten und zum anderen, 

weil die ständigen Kontakte […] zwischen Staatsmännern ihre Funktion als Vermittler zum 

großen Teil aushöhlte.“54     

   Den neuen und sich rasch ändernden Umständen (Ablösung der Gefahr von Seiten 

Deutschlands durch die Sovietunion) musste Rechnung getragen werden. Die neue Verfassung 

vom 4. Oktober 1958 stärkte die Rechte des Präsidenten. “Ses auteurs n’ont d’ailleurs pas 

voulu que celui-ci fut un simple exécutant, mais un initiateur, un guide, un promoteur. Sur le 

plan strictement juridique, le Président de la République est chef d’Etat [...].“55 

 

“Überdies hatte er [De Gaulle während der Fünften Republik] sehr bald schon hinsichtlich 

dem mit der Ausführung einer intransigenten Politik betrauten Personenkreis, der sich aus 

Berufsgründen, insbesondere gegenüber befreundeten Mächten, zum Entgegenkommen 

verpflichtet fühlte, ein gewisses Maß an Mißtrauen entwickelt. […] Von daher hielt er es für 

geboten, die Fäden der Diplomatie selbst in der Hand zu behalten.“56 

 

Aufgrund der Bedeutung der internationalen Politik wurde dem Ministerium für auswärtige 

Angelegenheiten sukzessive mehr Bedeutung zugemessen. “De 1948 à 1971 la part du budget 

du Département dans le budget de l’Etat s’est fortement accrué, passant de 0,29 % an 1948 à 

0,72 % en 1958, et à 1,11 % en 1971.“57  

    Zusammenfassend kann angemerkt werden, dass bis Anfang der 60er Jahre die multiplen 

Herausforderungen (im Zusammenhang mit den immensen Ansprüchen, welche die 

französischen Politiker von sich selbst hatte) mit den finanziellen, politischen und 

wirtschaftlichen Realitäten in Frankreich nicht standhalten konnte. “Les grands échecs, 

comme la Ruhr en 1924‚ l’Europe orientale dans les années 30, la politique allemande en 

1945-1946, l’Indochine, Suez, s’expliquent largement par une inadéquation fondamentale 

entre des objectifs trop ambitieux et des moyens insuffisants ou mal utilises.“58 Ungenügend 

Mittel und unzureichende Koordination ließen Frankreich nach 1945 – trotz (und vielleicht 

                                                 
54 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 188 
55 Andre Cocatre-Zilgien, Diplomatie française et problèmes internationaux contemporains, p. 29 Vergleiche 
ebenfalls Artikel V. der Verfassung, welcher besagt: “Il [der Präsident] est le garant de l’indépendance nationale, 
de l’intégrité du territoire, du respect des accords de Communauté et des traites.“   
56 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 189 
57 Jean Baillou (Hrsg.), Les Affaires Étrangères et le Corps Diplomatique Français, p. 919 
58 Jean-Claude Allain (u.a.), Histoire de la Diplomatie française, p. 375 f. 
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auch gerade wegen) des festen Glaubens (noch stets) eine Weltmacht darzustellen – in 

zahlreiche militärische, politische und diplomatische Niederlagen schlittern. 

 

 

Schlussfolgerung:  

1. Diplomatie und Außenpolitik sind von jenen Faktoren abhängig, die einen Staat als Ganzes 

ausmachen – von seiner Größe, Ressourcen, Lage, Bewohner, Traditionen, etc. In Frankreich 

war die Ausgangslage nach 1945 keineswegs ideal. Sowohl in wirtschaftlichen, 

demographischen, als auch militärischen Belangen war Frankreich ab diesem Zeitpunkt 

eigentlich nicht mehr als Weltmacht anzuerkennen. Die Niederlage gegen Deutschland, die 

Schmach der Besatzung und das Heranbrechen eines neuen Zeitalters mit neuen ’global 

playern’ hatten die Machtverhältnisse in der Weltpolitik nachhaltig verschoben.  

   Die politische Elite, allen voran Charles de Gaulle, beschwor indes das ’alte’ Frankreich 

hervor, welches de facto einige Jahre zuvor noch existiert hatte. Wie sich dieses Vorgehen 

bzw. Selbstbild auf die Ausführung der eigenen Außenpolitik auswirkte, werden wir später 

noch genauer analysieren. Sicher ist jedoch bereits jetzt, dass die Differenzen zwischen den 

extrem hohen Ansprüchen (Stichwort: La Grandeur de la France) und den dafür lediglich 

begrenzt zur Verfügung stehenden Mitteln langfristig zu Problemen und Unstimmigkeiten 

führen musste. 

2. Die Charakteristika französischer Außenpolitik hängen eng mit den Betrachtungen des 

ersten Teils – also mit den Faktoren, die die Außenpolitik eines Landes bestimmen - 

zusammen. De Gaulle, der bereits im Jahre 1940 den Grundstein gelegt hatte, um später die 

Republik nach außen zu vertreten, prägte die geopolitischen Verhandlungen in den ersten und 

für Frankreich schwierigen Jahre nach dem zweiten Weltkrieg und formte dabei dessen 

eigenwilligen und doch auch erstaunlichen Charakter. Auch wenn die Politik der 

anschließenden IV. Republik (1947 – 1959) sich oft grundsätzlich von der de Gaulles 

unterschieden haben mag, war man sich im Hinblick auf die Stellung von Frankreich in der 

Welt mit dem General einig und versuchte, das Ansehen und die Stellung Frankreichs wieder 

herzustellen.  

   Für Frankreichs Selbstverständnis war de Gaulles deshalb ein immens wichtiger Faktor. 

Denn auch wenn Frankreich in den folgenden Jahren zahlreiche militärische Niederlagen 

erfahren sollte, musste man damit rechnen, dass Paris zu allem eine eigene Meinung haben 

würde, was auch nur im Entferntesten die Interessen Frankreichs betreffen würde. 

Rückwirkend lässt sich deshalb feststellen, das (bei aller Übertriebenheit die mancherorts zur 
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Lächerlichkeit ausartete) die Position Frankreichs durch das unnachgiebige Bestehen auf den 

eigenen Standpunkt auf lange Sicht gefestigt wurde – und zwar in de Gaulles Sinne, dessen 

Hauptanliegen es war, dass die Stimme Frankreichs in der Welt gehört werden sollte. Hieran 

ist klar erkennbar, wie eine Persönlichkeit die Geschichte maßgebend beeinflussen kann. De 

Gaulle kann als Personifizierung des französischen Selbstverständnisses angesehen werden. Er 

hat die Kennzeichen und Wesenszüge der französischen Außenpolitik – welche pauschal unter 

den Schlagwörtern Stolz, Unabhängigkeit, Unnachgiebigkeit und Übertriebenheit 

zusammengefasst werden können – nachhaltig geprägt. 

3. Die Verfassung hatte bis Ende der 1950er Jahre wenig Einfluss auf die Ausführungen der 

auswärtigen Beziehungen. Sowohl vor 1945 als auch in der IV. Republik waren die 

Formulierungen zu unpräzise, um daraus genaue Kompetenzverteilungen ableiten zu können. 

Die Verfassung von 1958 änderte dies grundsätzlich, legte klare Kompetenzen fest und 

bestimmte damit die (semipräsidentielle) Zukunft Frankreichs – ganz im Sinne des 

’initiateurs’ Charles de Gaulles.  

   Eine Verfassung kann die Regeln hinsichtlich der Ausführung der Diplomatie und 

Außenpolitik demnach festlegen, jedoch nur, wenn sie eine eindeutige Kompetenzverteilung 

beinhaltet. Die Entscheidung, in welcher Form die Verfassung geändert wird, liegt bei der 

jeweiligen Regierung (bzw. im Falle der Verfassung der V. Republik in Frankreich bei Charles 

de Gaulle – jedoch ebenso am französischen Volk, das letztlich per Referendum über die 

Annahme der Verfassung zu entscheiden hatte).  
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III. Der französische Widerstand und die Zeit der provisorischen Regierung 

unter de Gaulle 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Wie äußerte sich der französische Widerstand? Wer sind die Organisatoren desselben 

und welche Auswirkungen haben diese Ereignisse auf die Nachkriegszeit?“ Obwohl die 

Zeit der Besatzung durch Nazi-Deutschland nicht Thema dieser Arbeit ist, ist eine 

Beschäftigung mit diesen Jahren für ein klares Verständnis hinsichtlich der 

(außen)politischen Geschehnisse der folgenden Jahre unerlässlich. Demnach wird speziell 

die Rolle Charles de Gaulles kurz beleuchtet, der sich - durch den Aufbau des 

französischen Widerstands und dessen immenser Symbolkraft - langfristig das Mandat 

sicherte, im Namen der Republik Frankreich zu sprechen (ob nun als gewählter Präsident 

oder auch ohne Funktion). 

2. “Welche Auswirkungen hatten die blitzartige Niederlage gegen Deutschland und die 

darauf folgende Besatzungszeit auf die Franzosen selbst?“ Dieser Teil beschreibt, in 

welcher emotionalen Lage sich die französische Bevölkerung befand, nachdem die Grande 

Nation besiegt wurde und sich deren Bewohner in einer neuen Situation zurechtfinden 

mussten. 

3. “Wie behandelte das offizielle Frankreich die Zeit der Kollaboration mit Nazi-

Deutschland?“ Hier soll beleuchtet werden, wie die Regierung von Frankreich mit dem 

’Fiasko vom Juni 1940’ – der Niederlage gegen Deutschland – umging und inwiefern die 

’Schmach’ der Besatzung in die Überlegungen über die zukünftige Stellung Frankreichs in 

der Welt eingeflossen ist.   

 

 

1. Der französische Widerstand: 1940 – 1944  

 

1.a. De Gaulle und der Aufruf zum Widerstand am 18. Juni 1940 

 

Der französische Widerstand begann mit dem glühenden Aufruf Charles de Gaulles vom 18. 

Juni 1940. Von seinem Londoner Exil aus verkündete er über BBC, dass der Kampf noch 

nicht verloren sei und die Resistance gerade erst beginnt.  
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“Aber ist das letzte Wort gesprochen? Muss die Hoffnung weichen? Ist die Niederlage 

endgültig? Nein! […] Was auch geschieht: Die Flamme des französischen Widerstandes darf 

und wird nicht erlöschen.“59  

 

Mit diesem Schritt machte sich de Gaulle zum Wortführer des freien Frankreichs und betrat 

ebenfalls die Bühne der Weltpolitik.60 Seine Ziele waren klar: “[..] réintroduire la France dans 

la guerre, prendre le pouvoir en France et y façonner un nouvel État à sa mesure.“61 

 

 

1.b. Vom ’Comite national français’ zur ’Gouvernement provisoire de la république 

française’ 

 

Im August 1940 akzeptierte Winston Churchill die Gründung eines französischen 

Freiwilligenkorps. Die eigentliche Organisation für den Kampf um die Wiedererrichtung der 

französischen Unabhängigkeit wurde jedoch erst im September 1941 unter der Bezeichnung 

’Comité national français’ (CNF) von de Gaulle in London gegründet. Diese wurde von den 

Alliierten zwar als Organisation, jedoch nicht als stellvertretende Regierung Frankreichs 

anerkannt, auch deshalb weil es bereits in den Kriegsjahren immer wieder zu Konfrontationen 

zwischen de Gaulle und den USA bzw. Großbritannien kam.62 Diese sahen viel eher Admiral 

Francois Darlan und nach dessen Ermordung General Giraud als legitimen Vertreter 

Frankreichs, obwohl sowohl Darlan als auch Giraud mit der Politik des Vichy-Regimes 

kollaboriert hatten.  

   De Gaulles Weltsicht war fundamental verschieden zu der von Darlan als auch der von 

Giraud. Für de Gaulle war der Kampf gegen Deutschland um der Freiheit Frankreichs willen 

der Grund seines ganzen Handelns, während Darlan und Giraud ihr Handeln  lediglich an 

militärischen Grundsätzen ausgerichtet hatten. De Gaulle übernahm hingegen, insbesondere in 

Krisenzeiten, politische Verantwortung und prägte damit die französische Republik wie keine 

andere Persönlichkeit des 20. Jahrhunderts. 

                                                 
59 http://www.charles-de-gaulle.org/article.php3?id_article=391 (14.03.2008) 
60 “Avec l’appel du 18 juin 1940, le personnage est trouvé : le chef qui, au coeur de la tempête reste seul debout, 
est donc indispensable aux destinées de l’Histoire. […] l’Appel, avec toute la netteté de sa résonance héroïque, lie 
indissociablement le général de Gaulle à la France [..].“ In: Jean-Paul Ollivier, l’ABCdaire de De Gaulle, p. 34 
61 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 193 
62 Hierzu zählte u.a. die Landung der Briten auf Madagaskar, ohne dass man vorher General de Gaulle verständigt 
hatte. Roosevelt bzw. die USA hatte ohnehin wenig Vertrauen in de Gaulle.  
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Trotz aller persönlicher Differenzen gründeten de Gaulle und Giraud am 3. Juni 1943 das 

’Französische Komitee für die Nationale Befreiung’ (‘Comite français de la Libération 

nationale‘ – CFLN), welches sie für einige Wochen gemeinsam leiteten. Bereits nach kurzer 

Zeit übernahm jedoch de Gaulle die volle Verantwortung. 

   Das CFLN wurde im August 1943 von den USA und Großbritannien als legitimer Vertreter 

jener Gebiete, über die es zu diesem Zeitpunkt die Kontrolle ausübte, anerkannt. Russland 

hingegen betrachtete das CFLN bereits zu diesem Zeitpunkt als legitimen Vertreter der 

französischen Republik. Die Probleme zwischen Frankreich und den anderen alliierten 

Regierungen sollten jedoch erst beginnen. Am 26. Mai 1944 änderte das CFLN seinen Namen 

in ’Gouvernement provisoire de la république française’ (GPRF). Diese wurde am 23. 

Oktober 1944 von den anderen Nationen offiziell anerkannt. 

   Ein Hauptziel de Gaulles seit dem Waffenstillstand von 1940 war die Wiedererrichtung einer 

französischen Armee, die bei der Befreiung Frankreichs und Europas tatkräftig mithelfen 

sollte. Nur durch eine aktive Beteiligung bei der Niederschlagung Hitler-Deutschlands, konnte 

sich die Regierung in Paris eine gute Ausgangssituation für jegliche Verhandlungen nach dem 

Krieg erhoffen.  

 

“Défaite en juin 1940, anéantie en novembre 1942, l’armée française est redevenue une réalité. 

Au total, le 1er septembre 1944, la France possède une puissante armée de 560 000 hommes. 

[...] En mai 1945, l’armée française compte 1 300 000 hommes. De Gaulle a atteint ses 

objectifs : partout, les forces françaises ont participe a la libération du territoire et a la 

conquête de l’Allemagne du Rhine au Danube.“63 

 

Besondere Bedeutung spielte hierbei die Befreiung von Paris am 25. August 1944 durch die 2. 

französische Panzerdivision, angeführt von General Phillipe Leclerc de Hauteclocque. 

Natürlich war dieses Vorgehen von den Amerikanern gebilligt und größtenteils vorbereitet 

worden, nichtsdestotrotz war der Symbolwert der Befreiung der Hauptstadt Paris durch 

französische Truppen enorm. So erklärte General de Gaulle am selben Tag vor einer riesigen 

Menschenmenge:64 “Paris! Outraged Paris! Broken Paris! Martyred Paris, but liberated Paris! 

Liberated by the people of Paris with help from the armies of France, with the help and 

support of the whole of France, of France which is fighting, of the only France, the real 
                                                 
63 In: Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 477 
64 25.08.1944: Um 15.30 unterzeichnet der deutsche General von Choltitz die Kapitulation, bereits um 16.15 
kommt de Gaulle am Bahnhof Montparnasse in Paris an und um 19.00 hält er jene Rede vor dem Hotel de Ville, 
aus dem das erwähnte Zitat stammt. Für eine exakte Chronologie der Befreiung von Paris siehe: 
http://www.paris.org/Expos/Liberation/chronoA.html (19.03.2008)  



 
 

25

France, eternal France.”65 De Gaulle bis 1946 an der Spitze der provisorischen Regierung. 

Danach musste er jedoch bis 1958 ausharren, um erneut an die Spitze des französischen 

Staates zurückzukehren. 

 

 

2. Die Stimmung in der Bevölkerung: 1944 - 1946 

 

Trotz der Anstrengungen de Gaulles waren die Folgen und Auswirkungen der Niederlage für 

alle Franzosen spürbar. Man sollte denken, dass der 8. Mai 1945, der Tag an dem Deutschland 

die bedingungslose Kapitulation akzeptierte, für Frankreich und die Franzosen ein Freudentag 

war. Doch so groß auch die Erleichterung gewesen sein mag, so war doch keine taumelnde 

Euphorie, keine ausgelassene Freude zu spüren. Viele Autoren haben folgenden Abschnitt von 

Raymond Aron zitiert, der die Lage in Paris und anderswo wohl am Besten beschreibt und 

somit von großer Bedeutung ist:  

 

“November 1918. … What was Paris on the day of the armistice, on the day after the 

armistice, no one can imagine. One has to have seen it. People were embracing in the streets. 

Everyone: the bourgeois, the laborers, the office workers, the youth, the old people; it was a 

sort of mass madness, but it was a joyful madness. … On the contrary in the month of May 

1945, Paris was mortally sad, the Paris that I saw. I remember a conversation I had with Jules 

Roy on that day. He was struck, as was I, by this sadness, this absence of hope. It was the 

victory of the Allies more than it was that of France. Nothing comparable to the transports of 

enthusiasm of the days of November 1918.”66 

    

Der Feind war geschlagen, doch es war nicht Frankreich, es war nicht die Grande Nation, die 

ihn besiegt hatte. Der Schock, die Schmach und die Scham über die deutsch-französische 

Waffenstillstandserklärung vom 22. Juni 1940 im Wald von Compiègne und die anschließende 

Kollaboration des Vichy-Regimes mit Hitler-Deutschland saßen tief.  

   Obwohl die Deutschen nicht mehr Soldaten als die Franzosen hatten, überrannten und 

besetzten sie Frankreich in nur wenigen Wochen – und die Franzosen gaben sich, obwohl die 

Verluste gering waren, geschlagen.67 Diese Tatsachen passten nicht in das Bild, das die 

                                                 
65 http://ww2db.com/battle_spec.php?battle_id=115 (19.03.2008) 
66 Cogan Charles, French Negotiating Behavior, p. 78. Original: Raymond Aron, Le Spectateur engagé, p. 110. 
67 “In World War II, the numbers of French killed were much less (120,000 in the Battle of France, 600,000 for 
the entire war, including civilians) […].” In: Cogan Charles, Forced to choose, p. viii 
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Franzosen von sich und ihrem Land hatten. “Hinzu kam, daß das Vichy-Regime und die 

Résistance die Nation gespalten hatten, und die nun einsetzenden Säuberungsprozesse stürzten 

sie in die tiefste Krise ihres Selbstverständnisses, die sie je erlebt hat.“68 Im Jahre 1945 spürte 

die Bevölkerung, dass eine neue Ära angebrochen war und man fürchtete um die Stellung 

Frankreichs in der Welt. 

 

 

3. Frankreich am Parkett der internationalen Politik  

 

De Gaulle pokerte hoch.69 Seine Taktik war es, die Schwäche Frankreichs – über die er sich 

bewusst sein musste – nicht anzuerkennen. So erklärte er, obwohl die industrielle Produktion 

weit unter dem Niveau der Jahre vor 1938 lag und Frankreich zur Befreiung Europas lediglich 

einen eher bescheidenen Beitrag geleistet hatte, in einem Interview mit der Times am 10. 

September 1945: “Dans le monde, l’Angleterre et la France sont les deux principales 

puissances dont la tâche est de guider les autres nations vers un plus grand développement 

matériel, une plus grande maturité politique et un niveau plus élevé de civilisation.“70 Doch 

sowohl Frankreich als auch Großbritannien mussten sich früher oder später eingestehen, dass 

die Amerikaner und Russen bereits alle Vorbereitungen getroffen hatten, um den Status einer 

Supermacht ab nun für sich beanspruchen zu können. 

   Für de Gaulle war die Positionierung Frankreichs auf der politischen Weltbühne nicht nur 

ein persönliches Anliegen, sondern eine naturgegebene Notwendigkeit. Eine Unterordnung der 

französischen Interessen aufgrund der amerikanischen Politik war deswegen auch in jedem 

Falle ausgeschlossen. Dass dieser Standpunkt im internationalen Kontext zu Konflikten führte, 

ist wenig verwunderlich.  

   Die ersten Schwierigkeiten ergaben sich bereits in den Kriegsjahren. Für de Gaulle kämpften 

die französischen Truppen in erster Linie für Frankreich, auch wenn diese unter dem 

Kommando der ’Supreme Headquarters Allied Expeditionary Force’ (SHAEF) standen. Dies 

zeigte sich deutlich im April 1945, als de Gaulle, trotz gegensätzlicher Anweisung der US-

Armee, Stuttgart von französischen Truppen besetzen ließ. Ebenso befahl er General Doyen in 

das Aostatal in Italien einzumarschieren, obwohl dies in jeder Hinsicht gegen die 

Anweisungen der Amerikaner war, welche die französischen Truppen an der Front und nicht 

                                                 
68 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 39 
69 In jedem Falle musste er jedoch von der Notwendigkeit, dass Frankreich einen führenden Platz in der 
Weltordnung einnehmen müsse, überzeugt sein. 
70 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 13  



 
 

27

zur Erweiterung des französischen Staatsgebietes einsetzen wollten. De Gaulle konnte hierbei 

erst durch ein Ultimatum Trumans, alle Waffenlieferungen an Frankreich einzustellen, zum 

Einlenken gezwungen werden. 

   Diese Vorfälle und ein erhebliches Maß an Misstrauen gegenüber den USA und 

Großbritannien veranlassten General de Gaulle bereits im Jahre 1944 dazu, eine Allianz mit 

Russland einzugehen. Am 10. Dezember 1944 unterzeichneten Stalin und de Gaulle einen 

gegenseitigen Beistandspakt, dessen vorrangiges Ziel der gegenseitige Schutz vor jeglichen 

Aggressionen seitens Deutschlands war.71 

   Auch wenn de Gaulle seine Ziele hartnäckig verfolgte, gelang es nicht ein Gleichgewicht mit 

den anderen Mächten herzustellen. Auf dem Gipfeltreffen der ’Großen Drei’72 in Yalta im 

Februar 1945 war die französische Republik genauso wenig vertreten wie auf der Konferenz 

von Potsdam im Juli und August 1945. Dass die Aufteilung der Welt ohne Beisein der Grande 

Nation besprochen wurde, war für de Gaulle ein klarer Affront, und verschlechterte die bereits 

angespannten Beziehungen zum amerikanischen Präsidenten Roosevelt. 

   Frankreich hatte es später Churchill zu verdanken, dass es als einer der vier Siegermächte 

anerkannt und somit Besatzungsmacht in Deutschland wurde und einen Sitz im Kontrollrat 

(dem Gremium, das die höchste Regierungsgewalt über Deutschland inne hatte) und im Rat 

der Außenminister erhielt.73 Der Hintergedanke Churchills – der sich in diesem Bestreben 

gegen Stalin und Roosevelt durchsetzen musste – war hierbei, dass man einen soliden und 

starken Partner am Festland Europas brauchen würde, um die Lage im Europa der 

Nachkriegszeit meistern zu können. Insofern kann man auch anmerken: “France came out of 

the war better than anyone could have expected from a country that had left the war in 

1940.”74 

   General de Gaulle sah dies jedoch aus einer anderen Perspektive. So verzichtete er im April 

1945 (zum Teil aus Stolz, da er im Jahre 1944 nicht zur Konferenz in Dumbaton Oaks 

eingeladen wurde, wo die Grundlagen für die Vereinten Nationen geschaffen wurden) auf die 

Teilnahme an der Konferenz von San Francisco. Bei der feierlichen Unterzeichung der Charta 

der Vereinten Nationen am 26. Juni 1945 war Frankreich jedoch gemeinsam mit der 

Sowjetunion, Großbritannien, China und den USA eines der fünf Gründungsmitglieder, mit 

                                                 
71 Dieser Pakt sollte jedoch niemals wirkliche Bedeutung erlangen, auch deshalb weil Moskau kein großes 
Interesse daran zeigte. “Contrairement à l’espoir du General, le Pacte ne suffit pas à rétablir la France dans son 
« rang », Staline se montrant fort peu coopératif.“ In: Jean-Claude Allain, Histoire de la Diplomatie française, p. 
360 Im Übrigen sollten sich die französisch-sowjetischen Verhältnisse ab dem Jahre 1945 rasch verschlechtern. 
72 Roosevelt, Churchill, Stalin 
73 “[...] par un extraordinaire renversement de la situation, la France a conquis le droit de contresigner la victoire 
[...]“ In: Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 478 
74 Cogan Charles, French Negotiating Behavior, p. 78 
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ständigem Sitz im Sicherheitsrat und Vetorecht. Dies war ein großer Schritt für Frankreich 

hinsichtlich der erneuten Anerkennung als Weltmacht. 

   Im Laufe der nächsten Jahre sollten sich auch die Politiker in Frankreich (zumindest 

teilweise) darüber klar werden, dass sich die geopolitische Lage nach 1945 geändert hatte. Die 

Gründe hierfür waren das immer stärker werdende Auseinanderdriften von Ost und West und 

die starke wirtschaftliche Abhängigkeit von den USA. Trotz alledem versuchten die 

Regierenden in Paris eisern daran festzuhalten, nicht zum Laufburschen einer der beiden neu 

entstandenen Supermächte zu werden, und diese Einstellung änderte sich auch nicht, als de 

Gaulle Anfang 1946 von der Regierung zurücktrat. “La politique extérieure française se 

préoccupe avant tout de tirer le meilleur parti de la victoire [...]. De ce point de vue, le départ 

du général de Gaulle (20 janvier 1946) n’infléchit aucune orientation majeure en politique 

extérieure. G. Bidault [...] maintient la continuité.“75 

 

 

Schlussfolgerungen:  

1. Der Einfluss des französischen Widerstands auf den Verlauf des zweiten Weltkriegs mag 

minimal gewesen sein, für Frankreich selbst hatte er jedoch immense Auswirkungen – und 

insofern auch für die internationale Politik der nächsten Jahrzehnte.  

   De Gaulle organisierte zuerst von London und später von Algier aus den Widerstand gegen 

das Vichy-Regime und die Besatzungsmacht Deutschland und übernahm die Führung der 

provisorischen Regierung. Durch dieses Verhalten hatte General de Gaulle aktiv in die 

Geschichte Frankreichs eingegriffen. Sein ganzes restliches Leben war er darum bemüht, die 

Republik nach seinen Vorstellungen zu formen. Er ist aus der Nachkriegsgeschichte 

Frankreichs nicht wegzudenken.  

2. Die Bevölkerung Frankreichs war zu dieser Zeit in einer schlechten Verfassung. An die 

jüngste Vergangenheit wollten viele nicht denken und der Blick nach vorne war ebenso wenig 

hoffnungsvoll, sowohl in wirtschaftlichen, politischen als auch militärischen Belangen. Auch 

wenn Frankreich offiziell als Siegermacht anerkannt wurde, kam bei den meisten Menschen 

kein Stolz auf – hierzu hatte sich Frankreich bzw. deren Einwohner zu wenig gegen die 

deutsche Besatzung engagiert.  

                                                 
75 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 488. Vergl. ebenso: “En 1946, après le départ 
du Général, les Français restent en majorité attachés au programme défini en 1945, avec pour piliers une politique 
allemande ambitieuse, la défense de l‘Union française et le retour à un rôle mondial – programme dont ils ne 
perçoivent pas l’irréalisme.“ In: Jean-Claude Allain (u.a.), Histoire de la Diplomatie française, p. 378 



 
 

29

3. Ob Verlierer oder Gewinner, für de Gaulle war klar, dass die Interessen Frankreichs 

gewahrt werden mussten. Dass Frankreich den Krieg gegen Deutschland verloren hatte und 

besetzt worden war, war für de Gaulle im Bezug auf die Gestaltung der zukünftigen 

internationalen Beziehungen von keinerlei Bedeutung (vielmehr war es gerade dieses 

Geschehnis, das ihn zum ’Aufruf vom 18. Juni’ motivierte und dabei zum Anführer und 

Sprachrohr des Hexagons machte).76  

   Das Vichy-Regime, das von 1940 bis 1944 in der unbesetzten Zone Frankreichs die 

Kontrolle ausgeübt und mit Deutschland kooperiert hatte, hatte für General de Gaulle 

jedenfalls keinerlei politische Legitimität besessen.77 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
76 “Keiner der Alliierten de Gaulles war bereit, den schnellen Zusammenbruch Frankreichs im Mai 1940 zu 
übersehen, während de Gaulle es gerade als seine geschichtliche Aufgabe ansah, ihn vergessen zu machen.” In: 
Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 34 
77 “Der Sündenfall war für ihn [General de Gaulle] der Waffenstillstand vom 22. Juni, unterschrieben im Namen 
Marschall Pétains, des letzten Regierungschefs der Dritten Republik.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine 
Außenpolitik, p. 30 
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IV. Die innenpolitischen Geschehnisse: 1944 - 1969 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Wie gestaltete sich die politische Willensbildung von 1944 bis 1946 in Frankreich?“ Wer 

war in der französischen Republik nach der Befreiung im Jahre 1944 an der Macht? Wer 

gewann bei den ersten Wahlen im Oktober 1945 – und wieso war de Gaulle nicht in der 

Regierung vertreten? 

2. “Was geschah in der Innenpolitik der IV. Republik? Welche Parteien waren von 1946 bis 

1958 an der Macht und was waren die Gründe für deren politische Erfolge bzw. 

Misserfolge?“ War die Verfassung von 1946 den multiplen Herausforderungen dieser Zeit 

gewachsen und inwieweit beeinflussten außenpolitische Geschehnisse die Regierungen in 

Paris?  

3. “Welche Umstände veranlassten die Rückkehr des Generals an die Spitze des 

französischen Staates im Jahre 1958? Inwiefern änderten die Bestimmungen der 

Verfassung von 1958, welche die V. Republik begründete, den Staat und die Regierung 

Frankreichs? 

4. “Welche Ergebnisse brachten die Wahlen und Volksentscheide der 60er Jahren?“ Was 

waren die Gründe für den Rücktritt de Gaulles – und inwiefern wurde dieser durch die 

Geschehnisse vom Mai 1968 beeinflusst?  

 

 

1. Das Primat der Einigkeit bzw. parteipolitische Rangeleien  

 

Während des Widerstandes, gegenüber einem gemeinsamen Feind, Deutschland, war man sich 

innerhalb der unterschiedlichen Strömungen der Resistance in den grundsätzlichen Fragen des 

politischen und wirtschaftlichen Wiederaufbaus Frankreichs prinzipiell einig. Nach der 

Befreiung sollte die politische Landschaft in Frankreich erneut ihr uneiniges, von 

unterschiedlichen Perspektiven geprägtes Gesicht zeigen.78   

   Von 1944 bis 1946 hatte die provisorische Regierung (GPRF), unter der Leitung de Gaulles, 

die Zügel in der Hand. “Key posts were allotted not on the basis of party affiliation but of 

loyalty to the Gaulle and to the Republic.”79 Innerhalb der provisorischen Regierung waren 

somit nur ein Vertreter des nationalen Widerstandskomitees (CNR), Georges Bidault (MRP), 
                                                 
78 “Each [party] jockeyed furiously for position as the political settlement began to take shape.” In: William I. 
Hitchcock, France Restored, p. 17  
79 Ibid, p. 16 
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und zwei Kommunisten vertreten. Das von allen erklärte Ziel, das Land einigen zu wollen, 

gelang keiner der unterschiedlichen Bewegungen. Die Wahlen vom Oktober 1945 gaben 

keiner der Parteien einen eindeutigen Vorsprung. Die Kommunisten stellten mit 26,2 % die 

stärkste Partei da, gefolgt von den Volksrepublikanern (MRP) mit 23,9 % und den Sozialisten 

mit 23,4%.80  

   Zwar forderte die “neugewählte Nationalversammlung [..] mit 400 gegen 163 Stimmen de 

Gaulle auf, wieder die Regierung zu bilden“81, dieser entschloss sich jedoch nach 

wochenlangen Verhandlungen zu einem folgenreichen Schritt nach vorne:82 am 20. Jänner 

1946 gab er seinen Rücktritt bekannt.83 “En quittant brusquement le pouvoir, De Gaulle est 

convaincu de revenir très vite au gouvernement. [...] Pour lui, l’avenir, c’est la guerre avec le 

monde communiste, ce qui entraînera nécessairement son retour à la tête de l’État.“84 

   De Gaulle ließ damit die MRP, die stets loyal gegenüber ihm gewesen war, in einer 

ungünstigen Position zurück. Georges Bidault, der gerade mit den Amerikanern Gespräche 

über notwendige Kredite führte, war in einer Zwickmühle gefangen. Er wusste, dass eine 

’linke’ Koalition auf starke Ablehnung der Amerikaner stoßen würde. Nach intensiven 

Gesprächen entschied sich die Parteiführung der MRP dazu, de Gaulle zu ignorieren und eine 

Regierung mit den Sozialisten und den Kommunisten zu bilden. “Against all their instincts, 

the MRP leadership chose tripartism and power sharing with the left over loyalty to de 

Gaulle.”85 

   Der Hintergrund des Rücktritts wird in folgendem Zitat aus einer Rede de Gaulles vor dem 

Parlament am Neujahrstag 1946 deutlich: “Will man eine Regierung, die regiert, oder will man 

ein allmächtiges Parlament, das eine Regierung beauftragt, seinen Willen zu tun? […] Die 

Lösung, die sich in meinen Augen und nach all unseren Erfahrungen aufdrängt, ist die einer 

Regierung, die allein – ich betone allein – die Gesamtverantwortung für die exekutive Gewalt 

innehat.“86 Der General wollte demnach bereits 1946 die parlamentarische Demokratie durch 

ein (semi)präsidentielles Regierungssystem ersetzen. Dieses Vorgehen war zu diesem 

Zeitpunkt in Frankreich jedoch politisch nicht durchsetzbar. Dreizehn Jahre und viele 

                                                 
80 http://www.parties-and-elections.de/france2.html (01.11.2009) 
81 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 31 
82 “After two months of fruitless wrangling with the Socialists over the military budget and with the Communists 
over the shape of the new Republic’s constitution, de Gaulle gambled: he mistakenly believed his withdrawal 
from power would so frighten the nation that he would be begged to return (“within a week,” he told Francisque 
Gay) on his own terms.” In: William I. Hitchcock, France Restored, p. 17 
83 “L’opposition communiste va être la raison profonde du départ du général en janvier 1946.“ In: Jean-Claude 
Allain (u.a.), Histoire de la Diplomatie française, p. 365 
84 Jacques Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos jours, p. 243 
85 William I. Hitchcock, France Restored, p. 20 
86 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 45 
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Regierungen später – und im Angesichte eines die Republik spaltenden Krieges in Algerien – 

wird sich diese Situation, wie wir später sehen werden, abrupt ändern. 

   Dennoch war es “für die meisten seiner Minister und für das ganze Land eine Überraschung, 

als er am 20. Januar 1946 seinen ‚unwiderruflichen’ Rücktritt mitteilte und das Zerwürfnis 

‚mit dem Regime der Parteien’ als Grund angab.“87 Der General hatte sich selbst ins Abseits 

gedrängt.88 Als er im Jänner 1946 sein Amt zurücklegte, war die Bilanz seines Handelns 

widersprüchlich. Zwar hatte er Frankreich zurück auf den Tisch der Sieger geführt, doch man 

war weit davon entfernt die Grande Nation erneut als Weltmacht anzuerkennen. 

 

 

2. Die IV. Republik – ein instabiler Fortschritt 

 

Die so genannte ’dritte Kraft’89 sollte die französische Politik der IV. Republik bis 1958 

bestimmen. Zwar war diese Zeit von zahlreichen Regierungswechseln geprägt, jedoch 

ermöglichte die gegebene ’wackelige’ Stabilität der Zentrumsparteien – indem sie in den 

nächsten Jahren die neu gegründete Partei de Gaulles (RPF) sowie ab 1947 die Kommunisten 

(welche durch die Radikalen ersetzt wurden) von der Regierung fernhielt – ein gewisses 

internationales Ansehen und den Wiederaufbau der französischen Wirtschaft.90 Indessen 

schaffte es keine der Parteien in dieser so zerstrittenen Parteienlandschaft das Vertrauen der 

Wähler für sich zu gewinnen. “[…] although the 12 years of the Fourth Republic were a period 

of remarkable economic growth, many electors saw only inflation, shortages, rural poverty and 

urban squalor. Neither the political system, nor those who ran it, gained any credit for the 

objective successes of the economy.“91   

   Die IV. Republik war mit dem Referendum über die neue Verfassung im Oktober 1946 mit 

knapper Mehrheit angenommen worden (36% zu 31%), nachdem der erste 

Verfassungsentwurf, welcher ein von den Kommunisten gefordertes Einkammersystem 

                                                 
87 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 33 
88 Auf einer Pressekonferenz vom 27. August 1946 erklärte de Gaulle nochmals: “Die Verfassung müßte also vor 
allem der Regierung ein Maximum an Unabhängigkeit und an Kohäsion verleihen, denn sonst wäre sie nichts 
anderes als ein Organismus ohne Kredit und in sich selbst gespalten.“ In: Gilbert Ziebura, Die V. Republik, p. 37 
89 Sozialisten, Volksrepublikaner und ab 1947 die Radikale Partei. 
90 “Denn daß Frankreich die zweite Industrienation Europas wurde – vor England –, das geschah auf den 
Grundlagen, die die IV. Republik gelegt hatte.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 
124 
91 Alain Guyomarch, Howard Machin, Peter A. Wall, Jack Hayward (Hrsg.), Developments in French Politics 2, 
p. 11 
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vorschlug, vom Volk abgelehnt wurde. Das war auch der Moment, als de Gaulle92, der sich 

lautstark gegen diese Verfassung ausgesprochen hatte, den Bruch mit der MRP vollzog und 

Überlegungen für eine eigene Partei anstellte, welche im April 1947 unter dem Namen 

’Rassemblement du Peuple Français’ (RPF) Gestalt annahm. 

   Die Verfassung von 1946 hatte zahlreiche Schwachpunkte. Die Macht des Präsidenten war 

stark beschränkt, während die Abgeordneten im Parlament zu viel Einfluss hatten. Dies führte 

zu zahllosen Streitereien, welche die Regierungen, die ständig wechselten, insgesamt als 

schwach erscheinen ließen. “In practice, constitutional arrangements and party organization 

seemed designed to ensure that stable government and strong leadership were almost 

impossible. […] Chronic instability also weakened government: there were […] 25 

[governments] in the 12 years of the Fourth Republic, of which only two lasted more than a 

year, whilst two lasted less than one week.”93 Diese Instabilität machte nicht nur die 

Durchführung einer konsequenten (Außen-)Politik schwierig, wenn nicht unmöglich, sondern 

barg auch noch andere Risiken in sich. “Ministers often viewed the prime minister as a 

temporary, transitional figure, and themselves as potential replacements. Apart from those in 

the parties of the Extreme Left and Extreme Right, almost all deputies regarded themselves as 

potential ministers.”94 

   Ein weiterer Hauptgrund waren die extremen nationalen wie internationalen Probleme mit 

denen die IV. Republik zu kämpfen hatte. Die Frage wie man mit der nationalen 

Unabhängigkeit während der Zuspitzung des Ost-West-Konflikts bzw. der Integration Europas 

umgehen sollte, das Problem der Kolonialpolitik Frankreichs, die Deutschlandfrage und der 

wirtschaftliche Wiederaufbau führten zu zahlreichen Spannungen und Kontroversen zwischen 

den Parteien, die man nicht in den Griff zu bekommen schien. Die daraus resultierenden 

Regierungskrisen wurden von der Öffentlichkeit zwar als alltägliches Problem 

wahrgenommen, das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik sank jedoch in dem gleichen 

Masse wie der Ruf nach einem ’starken Mann’ lauter wurde. 1954 und 1958 kam es 

schließlich zu geringfügige Verfassungsänderungen, um diesen Problemen Abhilfe zu 

schaffen. “But these reforms came too late. General de Gaulle, who had ’saved’ France’s 

                                                 
92 “The most vocal opposition came from General Charles de Gaulle, [… who was] convinced that the 
Constitution was doomed to failure because of its imperfections (chief among them being the absence of a strong 
executive).” In: William Safran, The French Polity, p. 7  
93 Alain Guyomarch, Howard Machin, Peter A. Wall, Jack Hayward (Hrsg.), Developments in French Politics 2, 
p. 9 
94 Ibid, p. 9 
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honor in the past, waited in his country home at Colombey-les-deux-Églises for the 

opportunity to act as the savior of his nation once more.”95 

 

 

3. Die Rückkehr des Generals und der Beginn der V. Republik 

 

Ausgangspunkt für De Gaulles Rückkehr an die Spitze des französischen Staates war die Lage 

in Algerien, die sich zunehmend verschlechterte.96 Die neue Regierung, die am 13. Mai von 

Pierre Pflimin in Paris gebildet wurde “était jugé trop libéral par les tenants de l’Algérie 

française qu’une manifestation fut organisée à Alger le jour où l’Assemblée se réunissait pour 

se prononcer sur son investiture. À Alger, la manifestation dégénère en émeute, l’émeute en 

insurrection.“97 Dieser Aufstand des 13. Mai artete beinahe in einem Staatsstreich aus.98 Mit 

der Gründung der ’Gouvernement de salut public’99 in Algerien wurden die Rufe nach der 

Rückkehr des Generals auf beiden Seiten des gespaltenen Lagers lauter. Am 31. Mai 

beschlossen daraufhin auch die sozialistischen Abgeordneten, einer Regierungsbildung durch 

de Gaulle zuzustimmen. “Die Mehrheit der Sozialisten [..] wählten diese Lösung als das 

kleiner Übel zwischen zwei anderen, die sie offen fürchteten: Sie wollten sich nicht auf die 

mobilisierende Kraft der kommunistischen Partei verlassen, um die IV. Republik zu 

verteidigen, und sie wollten auch nicht ‚Frankreich einem Obristenregime aus Algerien 

ausliefern’.“100 Der Präsident der Republik, René Coty, ersuchte den General schlussendlich 

schriftlich um eine Rückkehr an die Spitze Frankreichs. Dieser erklärte, unter gewissen 

Bedingungen, seine Bereitschaft an die Spitze des Staates zurückzukehren. 
                                                 
95 William Safran, The French Polity, p. 9 Der Versuch de Gaulles bei den Wahlen von 1951 mit seiner Partei 
RPF zurück an die Macht zu kommen, war trotz eines an sich nicht schlechten Wahlergebnisses, gescheitert. 
Danach zog er sich wieder in sein Heimatdorf Colombey zurück.  
96 “Die Vierte Republik hatte längst zu funktionieren aufgehört, als sie der Todesstoss aus Algier traf. Was nach 
dem 13. Mai geschah, war nicht Ursache, sondern Folge eines fortschreitenden Autoritätsverlustes, wie er einem 
Regime zustieß, dessen – freilich von Anfang an schwache – Legimitätsgrundlage nun völlig zerstört war.“ In: 
Gilbert Ziebura: Frankreich: Geschichte, Gesellschaft, Politik, p. 114 
97 Éric Duhamel, La Ve République, p. 4 
98 “By 1958, there was no majority in the Assembly to continue and intensify the fighting, or to discipline the 
army and settlers, or to negotiate with the rebels. After a long parliamentary crisis, the formation of a government 
which appeared to lean towards a negotiated settlement precipitated a revolt of the settlers in Algiers and a 
declaration of disobedience by the army high command there. The political system seemed near the point of 
collapse, with the real possibility that some hot-headed army leaders, encouraged by Right-wing settlers, might 
stage a coup d’état.“ In: Alain Guyomarch, Howard Machin, Peter A. Wall, Jack Hayward (Hrsg.), Developments 
in French Politics 2, p. 12 
99 “Am selben Tag [dem 13. Mai 1958, dem Tag der Regierungsbildung in Paris] bildete sich in Algerien eine 
‚Wohlfahrtsregierung’ (Gouvernement de salut public) – dieser Ausdruck wurde in Anlehnung an den 
‚Wohlfahrtsauschuss’ (Comité de salut public) unter der französischen Revolution geprägt –, die die Bildung 
einer gleichen Regierung im Mutterland verlangte.“ In: Günther Haensch, Hans J. Tümmers (Hrsg.), Frankreich. 
Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, p. 83 
100 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p.132 
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De Gaulle wurde am 1. Juni 1958 vom Parlament mit 329 Für- und 224 Gegenstimmen 

offiziell zum Premierminister benannt, ausgestattet mit den geforderten Befugnissen, um die 

Ordnung in Frankreich und den überseeischen Gebieten wieder herzustellen. Darüber hinaus 

bekam er nun die Erlaubnis, eine neue Verfassung auszuarbeiten, die am 28. September 1958 

durch eine Volksabstimmung mit 79,2% aller Stimmen angenommen wurde.101 Diese, somit 

durch einen viel größeren Stimmenanteil legitimierte Verfassung als jene von 1946, stärkte die 

Rechte des Präsidenten, des Premierministers und der Regierung und schwächte das 

Parlament. Artikel 52 der Verfassung gab dem Präsidenten eine spezielle Rolle und 

Verantwortung hinsichtlich auswärtiger Angelegenheiten und Artikel 5 bestimmte, dass der 

Präsident als Vermittler auftreten würde, um politische Streitereien beizulegen. Außerdem 

garantierte Artikel 16 dem Präsidenten die volle Gewalt im Falle eines nationalen 

Notstands.102 Hiermit wurde die V. Republik eingeläutet und Frankreich zu einer 

semipräsidentiellen Regierungsform umgeformt. Das heißt, dass es eine Machtverschiebung 

hin zum Präsidenten gegeben hat, obwohl die Regierung noch immer dem Parlament 

gegenüber verantwortlich war. Der Premierminister war somit sowohl dem Präsidenten als 

auch dem Parlament gegenüber rechenschaftspflichtig.103 

   Bei den Wahlen vom November wurde die gaullistische Partei mit einer großen Mehrheit 

ausgestattet, während die Machthaber der IV. Republik und speziell die Linke mit herben 

Verlusten bestraft wurde. Anschließend wurde der General im Dezember, ebenfalls mit großer 

Mehrheit (jedoch nicht durch eine allgemeine Wahl sondern durch ein Gremium von rund 

80.000 Wahlmännern), zum neuen Präsidenten gewählt.104 Hiermit wurde eine Entwicklung 

abgeschlossen, die einen entscheidenden Einschnitt für die französische Republik darstellte 

und auf die Zukunft des Landes maßgebliche Auswirkungen hatte. “Die Zäsur des Jahres 1958 

                                                 
101 Eigentlich: “Pour éviter la comparaison [mit der Machtübertragung des Parlaments an Marshall Pétain im Juli 
1940], les 2 et 3 juin, le gouvernement et non de Gaulle, reçoit les pleins pouvoirs pour six moins et le droit de 
réviser la Constitution à condition de respecter certains principes (séparation des pouvoirs, maintien du régime 
parlementaire) et de soumettre aux Français le projet par référendum.“ In: Éric Duhamel, La Ve République, p. 5 
Für eine Auflistung aller Verfassungsbestimmungen und den genauen Wortlauten zu den Vollmachts-Gesetzen, 
siehe: Gilbert Ziebura, Die V. Republik, p. 60 – 134. 
102 Weitere Kompetenzen des Präsidenten beinhalteten: Er setzte er den Premierminister sowie die anderen 
Minister ein (Artikel 8), hatte das Recht das Parlament aufzulösen (Artikel 12), war Oberbefehlshaber des 
Heeres, unterzeichnete Gesetzesentwürfe, war der Garant der nationalen Unabhängigkeit, konnte das Parlament 
auflösen, Volksentscheide anordnen, etc. 
103 Faktisch war jedenfalls klar, dass de Gaulle die Kontrolle ausübte. “Die politische Macht, am 1. Juni 1958 den 
Händen der Parlamentarier entglitten, ist seit diesem Tag völlig in einem Mann verkörpert. Zunächst Minister- 
und dann Staatspräsident, regiert seit einem Jahr de Gaulle, und seit sechs Monaten ‚herrscht’ er auch formell.“ 
In: Pierre Viansson-Ponté, Dokumente, p. 202 
104 Offiziell wurde de Gaulle am 8. Jänner 1959 zum neuen französischen Staatspräsidenten ernannt. 
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ist mithin eine so bedeutsame Realität, dass sie innerhalb der Analyse der Geschichte 

Frankreichs seit der Befreiung als Wendepunkt zu betrachten ist.“105 

   Der Verfassungstext von 1958 war hingegen nicht frei von Unklarheiten. Als Garant der 

nationalen Unabhängigkeit war für de Gaulle jedoch klar, dass er, als Präsident, das primäre 

Recht der Interpretation innehatte. “De Gaulle interprète de façon extensive les pouvoirs qui 

sont accordés au Président. Il considère que tout ce qui n’est pas explicitement interdit au 

chef de l’État est autorisé. Inversement, tout ce qui ne relève pas d’une obligation formelle 

est susceptible d’interprétation.“106 Hierbei half ihm natürlich auch die schwierige Lage in 

Algerien, welche eines starken Präsidenten bedurfte. Die Regierungen sollten unter der neuen 

Verfassung jedoch um vieles stabiler sein, auch wenn sie, wenn es nicht gerade zu einer 

Kohabitation107 kam, meist zu Befehlsempfänger des Präsidenten verkamen. 

 

 

4. Volksentscheide, Wahlen und der Mai 1968 

 

Nach Beendigung der Krise in Algerien 1962 dachten viele, sowohl im linken wie im rechten 

politischen Spektrum, dass die Notwendigkeit eines Generals als Präsidenten nicht mehr 

gegeben war. De Gaulle hatte diesbezüglich jedoch andere Vorstellungen. Als wichtigen 

Schritt ließ er am 28. Oktober 1962 in einem Referendum über eine Verfassungsänderung, 

welche die Direktwahl des Präsidenten einführen sollte, abstimmen. Sowohl die Direktwahl an 

sich, als auch die Methode wie der General zu diesem Volksentscheid aufrief (indem er sich 

auf Artikel 11108 der Verfassung berief) brachten ihm viel Kritik von der Opposition ein. Das 

Volk entschied sich jedoch mit knapp 62 % für die Reform. 

   Bei den Parlamentswahlen im November 1962 errang die gaullistische UNR einen klaren 

Sieg, bei welchem sie die absolute Mehrheit nur knapp verpasste. Die Wahlsiege de Gaulles 

und die Direktwahl des Präsidenten nötigten die Linken, sich zu modernisieren und zu 

                                                 
105 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 179 
106 Éric Duhamel, La Ve République, p. 8 Hervorhebung im Original. 
107 Der politikwissenschaftliche Begriff ‘Kohabitation’ stellt eine Besonderheit des Regierungssystems der V. 
Republik dar, die dann zustande kommt, wenn der Präsident und der Regierungschef nicht von der gleichen 
Partei gestellt werden. In diesem Falle beschränken sich die Kompetenzen des Präsidenten primär auf die Außen- 
und Sicherheitspolitik, in anderen Bereichen muss er mit der Regierung zusammenarbeiten. 
108 “Art. 11 : Der Präsident der Republik kann auf Vorschlag der Regierung während der Dauer der 
Sitzungsperioden oder auf gemeinsamen Vorschlag der beiden Versammlungen, nachdem er im Journal officiel 
veröffentlicht wurde, jeden Gesetzesentwurf zum Volksentscheid bringen, der die Organisation der öffentlichen 
Gewalten betrifft, der die Bildung eines Abkommens innerhalb der Gemeinschaft enthält oder der darauf abzielt, 
die Ratifizierung eines Vertrages zu gestatten, der, ohne im Widerspruch zur Verfassung zu stehen, 
Rückwirkungen auf das Funktionieren der Institutionen haben könnte.“ In: Gilbert Ziebura, Die V. Republik, p. 
118 
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vereinen, wollten sie gegen de Gaulle eine reelle Chance haben. Nachdem der erste Versuch 

scheiterte, versammelte François Mitterand unter der Bezeichnung ’Fédération de la gauche 

démocrate et socialiste’ (FGDS) die Sozialisten, Radikalen und Republikaner und verbündete 

sich schlussendlich auch mit den Kommunisten. Somit war er der einzige linke Kandidat, der 

de Gaulle, welcher seinen Wahlkampf mit dem Slogan ’moi ou le chaos’109 führte, bei den 

Präsidentschaftswahlen im Jahre 1965 herausforderte. Nachdem der erste Wahlgang110 keine 

absolute Mehrheit für einen der Kandidaten brachte, wurde de Gaulle bei der Stichwahl am 19. 

Dezember 1965 mit 54,5 % erneut zum Präsidenten gewählt.   

   Der Zusammenschluss der Linken hatte jedoch gezeigt, dass sich ihr Potential auf diese 

Weise besser ausschöpfen ließ.111 Bei den Parlamentswahlen im Jahre 1967 erreichte man 

bereits 240 Sitze, im Gegensatz zu 247 für die Gaullisten. 

 

Im Jahre 1967 und Anfang 1968 mehrten sich überdies die Anzeichen, dass sich die 

Gesellschaft grundlegend änderte. Der Babyboom der Nachkriegszeit und der Aufstieg der 

Mittelklasse ließ die Studentenzahl in die Höhe schießen. Veraltete moralische Ansichten und 

autoritäre Lehrmethoden stießen in der neuen Generation auf Widerspruch und Ablehnung.112 

Am 22. März 1968 besetzte die ’Mouvement du 22 mars’ unter Anführung von Daniel Cohn-

Bendit den Ratssaal der Fakultät von Nanterre und am 10. und 11. Mai wurden Barrikaden im 

Quartier Latin errichtet. Die Gewerkschaften und Arbeiter schlossen sich dem Streik an, 

worauf Frankreich schlagartig zum Stillstand kam. Die studentische Bewegung hatte sich zu 

einem sozialen Aufstand ausgebreitet, der an den Grundmauern der gaullistischen Politik des 

letzten Jahrzehnts rüttelte.  

   In dieser Situation verschwand de Gaulle (am 29. Mai 1968), ohne dass man vorerst wusste, 

wo er sich genau aufhielt.113 Bis heute sind die genauen Gründe dieser überstürzten Reise 

nicht gänzlich geklärt. Viele Autoren sprechen von einer List, um die politischen Wogen in 

Paris zu beruhigen; andere beteuern, dass der General sich ernsthaft von der Politik 

                                                 
109 Vergl.: Éric Duhamel, La Ve République, p. 25 Neben diesen beiden hatte nur Jean Lecanuet, welcher sich als 
sozialer und europäischer Demokrat verstand, gewisse Chancen. 
110 De Gaulle: 43,7 %; Mitterrand: 32,2 %; Lecanuet: 15,8 % “Daß sich General der Gaulle einer Stichwahl 
stellen mußte, wurde als eine ‚Rache der Europäer’ empfunden. Jean Monnet, dessen Worte in ihrem Lager 
immer eine starke Resonanz hatte, erklärte vor dem zweiten Wahlgang, daß er Mitterrand, dem Kandidaten der 
Vereinten linken, seine Stimme geben werde, weil dieser sich eindeutig für ein politisches Europa nach dem 
Muster der bestehenden Verträge ausgesprochen habe.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem 
Krieg, p. 184 f. 
111 Ab diesem Zeitpunkt konnte man in Frankreich eine 2-Block-Parteienlandschaft (links-rechts) erkennen. 
112 [..] la crise de 1968 fait éclater en plein jour les lignes de faille d’une société marquée par l’inadéquation entre 
les valeurs traditionnelles, héritées du XIXe siècle, et les réalités nouvelles issues de la croissance et de la 
consumation que connaît la France de l’après-guerre.” In: Jean-Paul Ollivier, l’ABCdaire de De Gaulle, p. 74 
113 Erst später erfuhr man, dass er sich in Baden-Baden aufhielt, um sich von General Massu beraten zu lassen.  
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zurückziehen wollte.114 Natürlich ist de Gaulle eine politische Finte zuzutrauen. Jedoch 

brachte diese Zeit auch für den General eine neue Erfahrung – denn zum ersten Mal kam der 

’Feind’ von innen, aus Frankreich. Man muss anmerken, dass der General zu diesem Zeitpunkt 

bereits 77 Jahre alt war. Insofern ist es fraglich, ob er die Entwicklungen und Gedankengänge 

der neuen Generation, die großteils nach dem zweiten Weltkrieg geboren worden war, 

gänzlich nachvollziehen konnte. Es ist leicht möglich, dass die Beweggründe de Gaulles für 

die Reise nach Baden-Baden bereits beide Möglichkeiten beinhalteten: entweder sollte dies 

seinen Abschied von der Politik darstellen oder er sollte noch einmal triumphierend an die 

Spitze des Staates zurückkehren. In jedem Fall würde der General, wie jeher, dem Volk diese 

Entscheidung überlassen.115    

   Die Parlamentswahlen vom Juni 1968 brachten einen schweren Absturz für die Linken. Ein 

Grund für de Gaulles erneuten Wahlerfolg war das vorschnelle Verhalten Mitterrands, der sich 

während der Abwesenheit des Generals sogleich zum neuen Präsidenten berufen sah.116 Der 

Hauptgrund für die Verluste der Linken war jedoch das Entsetzen des französischen Volkes 

über die Revolte vom Mai 1968 und insofern auch ein Zeichen der Loyalität gegenüber de 

Gaulle.117 Der Zusammenschluss der linken Parteien löste sich daraufhin auf. Die gaullistische 

UDR erhielt die absolute Mehrheit, de Gaulle hatte jedoch verstanden, dass “le charme qui le 

liait aux Français s’est évanoui. […] Telle fut la conséquence immédiate la plus éclatante de 

Mai 68.“118 Er hängte sein weiteres politisches Schicksal an ein Referendum bezüglich einer 

Gesetzesvorlage, welche die Themen Regionalisierung und Beteiligung behandelte.119 Dieses 

                                                 
114 Eine weitere Meinung: “Il avait dit à son gendre, Alain de Boissieu : »Je quitte Paris car, cet après-midi, une 
manifestation communiste partira de la Bastille et aboutira à la gare Saint-Lazarre. On ne peut savoir si elle ne se 
terminera par sur les Champs-Elysées, et à l’Elysée même. Je m’en vais, on n’attaque pas un palais vide. A partir 
du moment où je ne serai plus ici, les gardes républicains n’auront pas à se defender et, éventuellement, à tirer. Le 
sang ne doit pas couler pour ma défense personnelle«.” In: Emile Aubertin, France du XXe Siècle, ou vas-tu ?, p. 
704 
115 Viele unterschiedliche Überlegungen dürften zu dieser Zeit das Denken de Gaulles bestimmt haben. So auch 
folgende: “Am 14. Juli, dem Nationalfeiertag, wurden alle Gefangene amnestiert, die ‚wegen subversiver 
Handlungen im Zusammenhang mit den Ereignissen in Algerien’ verurteilt worden waren, an der Spitze der zu 
lebenslänglicher Haft verurteilte General Salan. […] Das war der ‚Dank de Gaulles an die Armee’. Die 
Bedeutung seines kurzen Besuchs bei General Massu am 29. Mai 1968 wurde damit noch einmal unterstrichen 
und auch das Dilemma, in dem er sich an diesem Tag befunden hat.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs 
Geschichte seit dem Krieg, p. 192 
116 Der einzige der einen kühlen Kopf zu behalten schien, war Premierminister Georges Pompidou, dessen 
Ratschlag, zur Beendigung der Krise das Parlament aufzulösen und Neuwahlen anzukündigen, de Gaulle 
schlussendlich aus der Krise half. 
117 “De Gaulle hatte seinen triumphalen Wahlsieg vom 30. Juni 1968 nicht seiner Außenpolitik zu verdanken, 
sondern einer empörten Reaktion über das Chaos im Mai.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine 
Außenpolitik, p. 281 Auf lange Zeit gesehen, setzten sich die Ideen der 68er Generation jedoch auch in 
Frankreich – zumindest in gewisser Weise – durch. 
118 Éric Duhamel, La Ve République, p. 32 
119“Mehrfach hatte de Gaulle die Partizipation als den Schlüsselbegriff für einen ‚dritten Weg’ aus der 
Problematik der zivilisatorischen Entwicklung, einen Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus 
gekennzeichnet.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 195 
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wurde am 27. April 1969 mit 53,2 % der Stimmen abgelehnt. Am Tag darauf legte er alle 

seine politischen Funktionen zurück.   

 

 

Schlussfolgerungen: 

1. In der Zeit von 1944 bis 1946 regierte die Gouvernement provisoire de la république 

française unter Führung Charles de Gaulles. Man kann davon ausgehen, dass die absolute 

Mehrheit der Franzosen 1945/46 eine weitere Regierung unter de Gaulle bevorzugt hätte (so 

hatten auch bis auf die Kommunisten alle Mitglieder der neuen Nationalversammlung für die 

Regierungsbildung durch de Gaulle gestimmt). De Gaulle legte jedoch sein Amt zurück. 

Neben einigen Meinungsverschiedenheiten mit den Kommunisten (u.a. über die zukünftigen 

Militärausgaben), die mit 26,2 % die stimmenstärkste Partei darstellte, waren die 

Auseinandersetzungen hinsichtlich des Wortlauts der neuen Verfassung das ausschlaggebende 

Problem. De Gaulle versuchte bereits 1946 “eine Verfassung zu erreichen, die dem 

Staatspräsidenten eine starke Stellung gab und die Regierung relativ unabhängig von den 

Parteien machte.“120 Es war ein rein taktischer Zug des Generals, Anfang 1946 zurückzutreten. 

(Für ihn war es nur eine Frage der Zeit, dass die geopolitischen Entwicklungen eine Rückkehr 

seiner Person unumgänglich machten. Er sollte Recht behalten: jedoch waren es nicht die 

Kommunisten oder Kapitalisten, die die Wiedereinsetzung des Generals erforderten, sondern – 

zwölf Jahre später – die hoffnungslose Lage in Algerien.) Im Frankreich der Nachkriegszeit, in 

dem die drei größten Parteien beinahe Stimmengleichheit hatten, war die Forderung de 

Gaulles jedoch innenpolitisch (noch) nicht durchsetzbar. 

2. Die IV. Republik war von Regierungswechseln und Instabilität geprägt.121 Auch wenn in 

dieser Zeit wichtige Schritte für den wirtschaftlichen Wiederaufbau gesetzt wurden, stieg die 

Unzufriedenheit in der Bevölkerung stetig an. Das Problem wurde mit der Verfassung von 

1946 geschaffen, welche für den Ministerpräsidenten eine starke Stellung vorsah. Jedoch: “Sie 

hatten sich geirrt. Das Parlament ließ die Ministerpräsidenten, die es in der Zukunft 

investierte, im Durchschnitt weniger als acht Monate arbeiten“122.  

    Diese innenpolitische Situation, geprägt von Inkonsistenz und Unsicherheit, hatte – speziell 

in Krisenzeiten – gravierende Auswirkungen auf die Durchführung einer einheitlichen und 

durchsetzungsstarken Außenpolitik; und so waren es schließlich auch außenpolitische 

Geschehnisse (Algerien), die das Ende der IV. Republik besiegelten. 
                                                 
120 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 32 
121 Eine genaue Auflistung (Regierungen, Präsidenten und Außenminister) befindet im Anhang. 
122 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 33 



 
 
40 

3. Der Aufstand vom 13. Mai 1958 in Algier zeigte eindeutig, welche Meinung die 

Algierfranzosen über die eben gebildete Regierung von Pierre Pflimin im Mutterland hatten. 

Jedoch sah man selbst in Paris keinen anderen Ausweg als General de Gaulle zu bitten, erneut 

die Macht zu übernehmen. In dieser Situation konnte man sich glücklich schätzen, dass de 

Gaulle diese Verantwortung auf seine Schultern nahm und die Autorität besaß, die Ordnung in 

der Armee wieder herzustellen.  

   Die großen Herausforderungen vor denen Frankreich zu dieser Zeit stand (und die man 

selbst während der IV. Republik verschuldet hatte), bedingten demnach die Notwendigkeit 

eines starken Mannes. Diese Lage ermöglichte es de Gaulle, die Republik nach seinen 

Wünschen umzuformen. Die neue Verfassung von 1958 und die Einführung der Direktwahl 

des Präsidenten Ende 1962 hatten grundlegende Auswirkungen auf die zukünftige politische 

Stabilität in Frankreich, indem sie die starke Stellung des Staatsoberhauptes der Republik 

garantierten und die Rolle des Parlaments beschränkten. 

4. Der Zusammenschluss der Linken und die Unterstützung für Mitterand durch Jean Monnet 

bei den Präsidentenwahlen im Jahre 1965 brachten der Opposition gute Wahlergebnisse – die 

Gaullisten gewannen jedoch in den 60er Jahren alle Parlaments- als auch Präsidentenwahlen. 

Das Wahlergebnis de Gaulles von 1968 war mit 46,4% beachtlich, und war als deutliches 

Zeichen der Ablehnung der Mehrheit der Bevölkerung gegenüber den Studentenrevolten vom 

Mai 1968 zu deuten. Der Rücktritt de Gaulles war somit keinesfalls eine direkte Konsequenz 

der Geschehnisse vom Mai 68’. Vielmehr waren die Revolten Symptome einer neuen 

Generation, die langfristig die Gesellschaft verändern sollten. 

   Meines Erachtens hat de Gaulle das Anbrechen einer neuen Zeit verstanden – und auch 

akzeptiert, dass er mit 77 Jahren die zukünftigen Herausforderungen der Republik nicht mehr 

auf seine Schultern nehmen konnte. Den Schlusspunkt setzte das Referendum über 

Regionalisierung und Beteiligung, das vom Volk im April 1969 knapp abgelehnt wurde. Der 

General hatte – als leidenschaftlicher Politiker – die demokratische Legitimation durch das 

Volk stets als notwendige Bedingung seines eigenen Handelns betrachtet. Dass er nach der 

ersten verlorenen Abstimmung zurücktrat, war ein letztes Zeichen seines konsequenten und 

anständigen Charakters. 
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V. Die wirtschaftliche Situation: 1944 – 1969  
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Wie ist die wirtschaftliche Situation Frankreichs in den Nachkriegsjahren einzuschätzen 

und wer organisierte den Wiederaufbau der französischen Volksökonomie?“ In diesem 

ersten Abschnitt wird ein starker Akzent auf die politischen Persönlichkeiten, welche im 

Nachkriegs-Frankreich eine organisierte Planwirtschaft einführen wollten, gesetzt. Ebenso 

wird kurz besprochen, wie diese de Gaulle und Frankreich von der Notwendigkeit eines 

kohärenten Wiederaufbaus überzeugen wollten und welchen Erfolg sie damit hatten. 

2. “Welche Prioritäten setzte Frankreich in wirtschaftlichen Belangen und war die Republik 

in der Lage, diese auch durchzusetzen?“ Um unabhängig zu sein, braucht ein Staat 

(zumindest) eine funktionierende Wirtschaft und ausreichend Ressourcen. Hatte 

Frankreich, das besiegt und vier Jahre lang von Deutschland okkupiert war, diese 

beträchtlichen Mittel und wie sehr beeinflusste bzw. beschränkte die wirtschaftliche 

Situation die außenpolitische Handlungsfreiheit der Grande Nation? 

3.  “Welche Wirtschaftspolitik verfolgte de Gaulle in der V. Republik?“ Führte der General 

die Wirtschaftspolitik der IV. Republik fort oder setzte er neue Akzente? Welche 

Auswirkungen hatten diese Jahre auf die Zukunft Frankreichs? 

 

 

1. Wirtschaftliche Abhängigkeit bzw. kohärente Planwirtschaft: 1944 – 1946  

 

Hinsichtlich der wirtschaftlichen Belange der Republik waren sich die französischen Politiker 

der Nachkriegszeit zwar über die Notwendigkeit der Modernisierung, nicht jedoch über deren 

exakte Ausführung, einig. Die katastrophale Lage nach dem zweiten Weltkrieg machte jedoch 

einen organisierten wirtschaftlichen Wiederaufbau unumgänglich. “L’image que donne la 

France à la fin de la guerre est celle d’un pays ravage et ruiné. […] selon A. Sauvy, les 

Français ont perdu en 5 ans la moitié de leur revenu individuel.“123 

   Einer der ersten, der sich für eine koordinierte Planung aussprach, war Pierre Mendès 

France, nationaler Wirtschaftsminister von November 1944 bis März 1945. Das Hauptproblem 

lag für ihn in der geringen Produktivität und der Verringerung der Geldmenge durch die 

deutsche Besatzung – hatte man doch für die Kosten der Besatzung selbst bezahlen müssen –, 

was zu einer enormen Inflation führte. Er pochte auf drastische und kohärente Maßnahmen, 
                                                 
123 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 198 f. 
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um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken. Ebenso wollte er die Bevölkerung von seinen 

Vorstellungen überzeugen. So forderte er die Menschen in Radioansprachen dazu auf, nichts 

am Schwarzmarkt zu kaufen und mehr zu arbeiten und sprach sich für eine starke staatliche 

Kontrolle aus um die Wirtschaft wieder auf Vormarsch zu bringen. “Yet he was exasperated 

by de Gaulle’s preoccupation with daily politics and his unwillingness to focus on long-term 

planning.“124 

   De Gaulle wusste, dass drastische wirtschaftliche Maßnahmen nach den Entbehrungen der 

Besatzungszeit äußerst unpopulär erscheinen würden und entschied sich somit für die Pläne 

René Plevens125, welche weniger rigide, jedoch auf lange Sicht auch weniger erfolgreich 

waren. In der Zeit der provisorischen Regierung unter de Gaulle (1944-1946) beschloss man 

unter anderem die Verstaatlichung von Unternehmen und die Einführung der 

Sozialversicherung. Neben diesen Errungenschaften hatte man aber die erste Möglichkeit 

versäumt, ein neues wirtschaftliches Modell einzuführen und somit Frankreich ökonomisch 

wieder an die Weltspitze zu bringen. 

   Eine andere Persönlichkeit, die in der Nachkriegszeit Frankreichs eine immens wichtige 

Rolle spielte, sollte in dem Vorhaben die französische Wirtschaft zu planen, mehr Erfolg 

haben. Der Erfolg stellte sich hierbei einerseits aufgrund des ausgezeichneten persönlichen 

Verhandlungsgeschicks ein und andererseits, weil die Notwendigkeit zur Modernisierung 

nicht parteipolitisch geprägt, sondern als wichtige Voraussetzung für die wieder zu 

erreichende Grandeur Frankreichs dargestellt wurde. Die Rede ist von Jean Monnet.126 

   Nachdem Monnet bereits im Jahre 1944 mit den Amerikanern wichtige Leih-Pacht-Verträge 

ausgearbeitet hatte, schaffte er es eine unabhängige Import-Kommission errichten zu lassen, 

die frei von politischen Entscheidungen ihre Arbeit verrichten konnte. Hauptziel war jedoch 

die Errichtung einer unabhängigen Planungskommission, die sich, ohne auf die 

Zuständigkeitsbereiche einzelner Ministerien zurückgreifen zu müssen, unbürokratisch, 

effizient und kohärent mit dem Aufbau der gesamten Wirtschaft beschäftigen würde. Um de 

Gaulle zu überzeugen, schrieb Monnet Ende 1945 an den General: “the influence of France in 

the world will depend on the degree to which we are able to raise our production and our 

                                                 
124 William I. Hitchcock, France Restored, p. 26 
125 “Eine hartnäckige Meinungsverschiedenheit belastete dagegen die Wirtschafts- und Finanzpolitik und damit 
die Strategie des wirtschaftlichen Aufbaus. Sie spitzte sich in den ersten Monaten des Jahres 1945 zu einer 
persönlichen Kontroverse zwischen dem Wirtschaftsminister Pierre Mendès France und dem Finanzminister 
René Pleven zu.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 27 
126 “Au premier rang de ces spécialistes de l’économie, se place Jean Monnet. Sa très forte personnalité, son 
indépendance administrative (comme Commissaire au Plan, il relève directement du Premier Ministre), son sens 
de la négociation, la qualité de ses collaborateurs directs, en font un personnage à part, capable d’influencer 
fortement les décisions dans le domaine diplomatique.” In: René Girault, Robert Frank, La Puissance Française 
en question ! 1945-1949, p. 17 
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national economic activity […]. It is only on this condition that the actions of France will be 

effective in the world.”127 Diese Worte überzeugten den General. Am 3. Jänner 1946 wurde 

das Planungskommissariat (’Commissariat Général du Plan’ - CGP) geschaffen und Monnet 

als dessen Direktor bestätigt. Obwohl sich Monnet nach dem Abdanken de Gaulles hartnäckig 

vor Eingriffen unterschiedlicher Ministerien zur Wehr setzen musste, wurde ihm die 

Ausarbeitung eines Vier-Jahres-Plans genehmigt. Seine Hauptsorgen waren die Lieferungen 

deutscher Kohle an Frankreich und die amerikanischen Krediten, die schließlich durch das 

Byrnes-Blum-Abkommen vom 28. Mai 1946 in Höhe von 650 Millionen gewährt wurden.128 

   Monnet, der gute Kontakte zu den Amerikanern und Engländer hatte, wurde aufgrund seines 

pragmatischen und konsensorientierten Verhandlungsstils sehr geschätzt. Langfristig bewirkte 

er damit, dass neben der eher harschen Diplomatie des Generals ein neuer bzw. zumindest 

differenzierter Stil in Frankreich Einzug halten konnte.  

   Dieser Einfluss von Monnets, obwohl sich dieser noch Jahre hindurch gegen etwaige 

Hindernisse durchsetzen musste, war ab 1944 erkennbar und verstärkte sich in späteren Jahren 

(Schumanplan, Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Euratom, 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, etc.) kontinuierlich. “Indeed, the Monnet Plan signaled 

the emergence of a new style of French diplomacy, one that avoided direct confrontation in 

favor of consensual, technocratic, and apolitical agreements, while pursuing the national 

interest at the expense of traditional rivals. The Monnet Plan reflected the concern in certain 

government circles that French interests would be difficult to defend in a new and challenging 

world environment in which economic power weighted more heavily than traditional great-

power status.“129 

 

 

 

 

 

                                                 
127 William I. Hitchcock, France Restored, p. 32 
128 “Das im Dezember 1945 geschaffene allgemeine Planungskommissariat für Modernisierung und Ausrüstung 
hätte seine Aufgabe nicht erfüllen können, wenn die Amerikaner den Europäern nicht in großem Umfang Hilfe 
geleistet hätten.“ In: Alfred Grosse, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 20 “Hier wurden die für Frankreichs 
Schicksal entscheidenden Weichen gestellt, lange bevor sich die öffentliche Meinung und die politischen 
Gruppen dessen bewußt waren. Denn um die dringend nötigen Dollarkredite (und die Streichung der 
Kriegsschulden) zu erreichen, war Frankreich als Gegenleistung gezwungen, seinen Markt amerikanischen 
Waren zu öffnen.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 42 
129 William I. Hitchcock, France Restored, p. 39 Jedoch ist ebenso klar, dass: “The Schuman Plan never would 
have found so many willing supporters within the Foreign Ministry had it not been readily justifiable in strictly 
national terms.” In: Ibid, p. 8 
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2. Die Besiegelung der (wirtschaftlichen) Abhängigkeit: der Marshallplan 

 

Ein Hauptziel Frankreichs nach dem Zweiten Weltkrieg war es, die deutschen Ressourcen für 

den Wiederaufbau der französischen Wirtschaft zu nutzen, um damit die ökonomische und 

demographische Ungleichheit dieser beiden Länder auszugleichen. 

   Die Amerikaner hatten jedoch andere Pläne, da sie den Fehler der Zwischenkriegszeit nicht 

noch einmal wiederholen wollten. Für sie war klar, dass eine politische und militärische 

Stabilität ein wirtschaftliches Gleichgewicht in Europa voraussetzte. Diese Vorstellung wurde 

in den nächsten Jahren durch die sich verschlechternde Situation mit der Sowjetunion noch 

verstärkt. Spätestens nach der erfolglosen Moskauer Konferenz von 1947, war man sich auf 

amerikanischer Seite über die Notwendigkeit eines deutschen Wiederaufbaus einig. Die 

französischen Politiker wurden sich hingegen immer mehr der Abhängigkeit von den 

Alliierten bewusst.130 “Si nous nous situons en 1948, il semble que la majorité des décideurs 

ait alors subi une véritable crise de conscience prenant en compte avec réalisme la terrible 

dépendance française face à deux contraintes majeures : la faiblesse financière et la coupure 

du monde développé en deux camps hostiles.”131     

   Die Annahme des Marshallplans war ein weiterer eindeutiger Beweis für die Abhängigkeit 

von den USA. Für Frankreichs Wirtschaft waren die Finanzhilfen jedoch unbedingt 

notwendig. “Dans ce contexte, le discours du secrétaire d’Etat américain, le 5 juin 1947, est 

vraiment le bienvenu en France.“132 Auch wenn Frankreich bereits vorher Gelder 

zugesprochen bekam, bedeutete die bilaterale Übereinkunft vom 18. Juni 1948, welcher die 

Hilfe im Bezug auf den Marshallplan133 regelte, einen neuen Schritt. Einerseits ermöglichte 

die finanzielle Hilfe eine Stabilisierung und Modernisierung Frankreichs;134 andererseits 

bedeutete er eine noch stärkere Anbindung Frankreichs an die westliche Welt.135 

                                                 
130 “Though the French could exploit American fears about the Communists to secure loans, they had little 
success in selling their German policy.“ In: Ibid, p. 60 Vgl. auch: “[.. Im] Zusammenhang ihrer Gesamtstrategie 
einer Stärkung Westeuropas und Westdeutschlands setzten die USA im Sommer 1947 gegen den erbitterten 
Widerstand der Franzosen eine Erhöhung des deutschen Produktionsniveaus durch.“ In: Gilbert Ziebura, Die 
deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 43 
131 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 19 
132 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 158 
133 “Von der Gesamtsumme von 13 Milliarden Dollar erhält Frankreich 20,2%, gegenüber 24,4% für 
Großbritannien, 11% für Italien und 10,1% für Westdeutschland. Aber Frankreich erhält von den 9,3 Milliarden 
an Zuwendungen, die in den 13 Milliarden enthalten sind, 23,8%, gegenüber 21,0% für Großbritannien, 12,6% 
für Italien und 11,6% für Westdeutschland.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 93 
134 “Son but était d’augmenter la production et les exportations et d’atteindre en 1952 l’équilibre de la balance des 
paiements, avec la zone dollar surtout.” In: René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 
1945-1949,  p. 170 
135 Am 16. April 1948 wurde in Paris von den 16 Staaten, die die amerikanische Hilfe annahmen, die OECE 
(’Organisation Européenne de Coopération Economique’) gegründet, welche für die Koordination der 
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In den nächsten Jahren gab es zahlreiche Auseinandersetzungen – einerseits innenpolitisch, 

hauptsächlich jedoch mit den Amerikanern – bezüglich der genauen Verwendung der 

Hilfsgelder. Es war erneut den Anstrengungen Monnets zu verdanken, der, indem er sowohl 

die Amerikaner als auch die Franzosen verstand, mit den ersten über die Notwendigkeit einer 

Öffnung der französischen Wirtschaft verhandeln konnte, während er den zweiten erklärte: 

“L’économie, alors, ce n’était pas seulement un problème de bien-être : c’était la condition de 

l’indépendance nationale et du maintien de la démocratie.“136  

   Im Allgemeinen kann man sagen, dass die amerikanische Hilfe, der einsetzende Babyboom 

nach 1945 und das Umdenken einer neuen wirtschaftlichen Elite sehr positive Auswirkungen 

auf die Ökonomie Frankreichs gehabt haben, sodass die Bilanz Monnets im Jahre 1952 

überwiegend positiv ausfiel. Die wirtschaftliche Gesamtbilanz Frankreichs fiel im gleichen 

Jahre jedoch noch mäßig aus, da “Frankreich, anstatt nach dem Erfolg des Marshallplans ab 

1952 ohne Hilfe auszukommen, [gerade deswegen] zeitweise zum Almosenempfänger 

[wurde], weil zu dem, was für die Wiederaufrüstung in Europa benötigt wird, noch die 

Erfordernisse des Indochinakriegs [hinzutraten ..].“ 137 

 

 

3. De Gaulle und die Wirtschaftspolitik der V. Republik 

 

Nach dem Machtantritt de Gaulles 1958 wurde der Hauptakzent ebenso auf Modernisierung 

und Effizienz gelegt. Der Hauptgrund dafür war offensichtlich: “La politique économique est 

elle aussi subordonnée à l’impératif de la grandeur et de l’indépendance nationale.“138  

   Für ein starkes und unabhängiges Frankreich war eine funktionierende Wirtschaft 

unumgänglich. Die öffentlichen Finanzen wurden saniert und die Industrie und Landwirtschaft 

modernisiert. Eine wichtige Maßnahme war die Einführung des neuen Franc (im Verhältnis 

1:100)139, genauso wie der Beschluss, die Verpflichtungen der Planwirtschaft weiterzuführen. 

Dies hatte zur Folge, dass man Unternehmen zu großen industriellen Gruppen 

zusammenschloss, um so der internationalen Konkurrenz standzuhalten.    

                                                                                                                                                          
Hilfsgelder zuständig war. Darüber hinaus ermöglichte sie, obwohl nicht supranational organisiert, auf lange Zeit 
eine Koordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik der europäischen Länder. 
136 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 193 
137 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 100 
138 Éric Duhamel, La Ve République, p. 22 
139 “Ende Dezember 1958 traf er dann eine Entscheidung von großer Bedeutung für seine Außen- und 
Innenpolitik: Er ließ eine Währungsreform verkünden, die einen ‚Neuen Franc’ an die Stelle von 100 alten Francs 
setzte [..].“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 135 
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Aufgrund dieser Maßnahmen – und den dafür wichtigen Grundlagen, die bereits während der 

IV. Republik geschaffen wurden –, war es schließlich möglich, dass “[…] from 1947 until the 

1970s the economy grew at a spectacular annual rate of around 5 per cent, double anything 

experienced before. These so called ‘thirty glorious years’ enabled France, at last, to better the 

economic performance of many other advanced states, notably Britain.”140 Diese 

Errungenschaften waren in speziellem Masse in den 1960er Jahren spürbar, nachdem man 

aufgehört hatte, einen großen Teil des empfangenen bzw. hart erarbeitenden Geldes für die 

Kolonialkriege in Übersee zu verwenden. 

 

 

Schlussfolgerungen: 

 

1. Das Frankreich der Nachkriegsjahre steckte wirtschaftlich in einer schwierigen Lage. Mit 

Mendès France und Jean Monnet hatte es jedoch zwei Persönlichkeiten, die – durch ihren 

wirtschaftlichen Weitblick und Vernunft – den ökonomischen Wiederaufbau der Republik neu 

organisierten und langfristig absicherten. 

   Während Mendès France den General von seinen Ansichten nicht überzeugen konnte, hatten 

die Versuche Jean Monnets mehr Erfolg.141 Der Einfluss Monnets – den er sich im 

internationalen Kontext durch seinen pragmatischen Verhandlungsstil gesichert hatte – war für 

die wirtschaftliche Entwicklung Frankreichs von enormer Bedeutung. Dies erkannte auch de 

Gaulle, der Monnet unterstützte – war ihm doch die Notwendigkeit wirtschaftlicher Stärke als 

Voraussetzung für die Unabhängigkeit Frankreichs bewusst. 

2. Die wirtschaftliche Abhängigkeit hatte gravierende Auswirkungen auf die 

Handlungsfreiheit Frankreichs. So konnte man dem deutschen Wiederaufbau durch die 

Amerikaner lediglich machtlos zusehen. Von dem Ziel, die deutschen Ressourcen langfristig 

für französische Zwecke zu nutzen, mussten die Regierenden in Paris innerhalb kurzer Zeit 

abrücken. Vielmehr empfing man 1948 mit offenen Armen die finanzielle Unterstützung 

durch den Marshallplan – und besiegelte damit die Abhängigkeit von den USA. 

                                                 
140 J.F.V. Keigel, France and the world since 1870, p. 13 Alfred Grosser schreibt, dass, trotz der Priorität der 
Außenpolitik, “der Wohlstand im Innern nie einen so raschen, so stetigen Aufschwung erlebt [hatte].“ In: Alfred 
Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 271. Nichtsdestotrotz waren die Maßnahmen de Gaulles zum Teil 
höchst umstritten (so zum Beispiel Ende 1968, als er sich weigerte den Franc abzuwerten und stattdessen 
restriktive Wirtschaftsmaßnahmen anordnete). 
141 Der Zeitpunkt der Forderungen des Wirtschaftsministers Mendès France (November 1944 – März 1945) war 
einer der Hauptgründe der ablehnenden Haltung de Gaulles, da dieser seinem Volk weder zusätzliche 
Entbehrungen auflasten wollte, noch allzu unpopuläre Maßnahmen durchsetzen wollte.  
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3. Für De Gaulle war die Modernisierung Frankreichs genauso erklärtes Ziel wie für seine 

Vorgänger. Diese politische Unterstützung – und natürlich in gleichem Masse die Umsetzung 

durch Mendès France, Jean Monnet, etc. – sollte sich langfristig bezahlt machen. Die 

kommenden ’dreißig goldenen Jahre’ waren der Grundstein für die zukünftige Stellung 

Frankreichs in der Welt. 
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VI. Die Verteidigungs- und Militärpolitik: 1944 - 1969 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “In welcher Situation befand sich die französische Armee nach 1944 und konnte man die 

französische Republik noch als militärische Weltmacht bezeichnen? Frankreich hatte 

bereits 1945 zahlreich strategische Einsätze – von Indochina bis Österreich. Hatte die 

Grande Nation jedoch ausreichend Mittel, um diese zu finanzieren? 

2. “Welche Bündnisse schloss Frankreich nach dem zweiten Weltkrieg?“ War es dem 

Hexagon wirklich möglich unabhängig zu bleiben oder war es, um die Sicherheit der 

Nation zu garantieren, notwendig Allianzen mit anderen Staaten einzugehen?  

3. “Was für ein Interesse hatte die Republik am Bau einer französischen Atombombe?“ 

Welche Symbolkraft hatte die ’force de frappe’ für de Gaulle und welche Auswirkungen 

hatte die Atomwaffe auf die eigenen Streitkräfte? 

4. “Welchen Standpunkt verfolgte de Gaulle im Hinblick auf die NATO?“ Welche Konflikte 

gab es – und mit wem – und was war der Anlass für den Austritt Frankreichs aus den 

integrierten Strukturen der NATO? 

5. “Welches Verhältnis hatte General de Gaulle zur Armee während der V. Republik?“ Wie 

sahen die französischen Offiziere, stationiert auf zahlreichen Kontinenten, die Rückkehr de 

Gaulles an die Spitze des Staates? Gelang es de Gaulle wieder Ordnung in die Reihen der 

französischen Streitkräfte zu bringen? 

 

 

1. Der Anspruch der Stärke bzw. faktischen Schwäche. 

 

Es war offensichtlich, dass Frankreich, um den Status einer Großmacht aufrechtzuerhalten, 

eine starke militärische Macht sein musste. Dass man, trotz des geringen Engagements gegen 

Deutschland während des zweiten Weltkrieges einen Sitz im UN Sicherheitsrat zugestanden 

bekam und als Besatzungsmacht anerkannt wurde, hatte man eher den historischen Realitäten 

und Churchills Überzeugung, dass man in Europa einen starken Partner brauchen würde, als 

der faktischen militärischen Stärke zu verdanken.142 

   Von 1944 bis 1946 waren sich Regierungschef de Gaulle und General Juin, Chef der 

Nationalen Verteidigung, über die Grundsätze der zukünftigen Militärdoktrin einig: 
                                                 
142 “[…] Churchill’s belief that France as a military power was vital to European stability played an important 
part in it being elevated to victor status after the Second World War, despite four years of collaboration with 
Germany.” In: J.F.V. Keigel, France and the world since 1870, p. 20 f. 
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  “-    mise sur pied d’une force d’intervention terrestre et aéro-navale ; 

- assurer la sécurité de l’Empire ; 

- préparation de réserves instruites dans l’éventualité d’une guerre totale et prolongée ; 

- participation aux forces de sécurité de l’ONU“143 

 

Die französische Politik war aufgrund der zu großen internationalen Herausforderungen (bzw. 

zu ambitionierter Ziele) jedoch teilweise zum Scheitern verurteilt. Man brauchte eine starke 

Armee im europäischen Festland, um einerseits dem Anspruch einer europäischen Großmacht 

genüge zu tun und sich andererseits gegen den drohenden Krieg mit der UDSSR zu rüsten. 

Außerdem brauchte man eine effiziente und schlagkräftige Marine bzw. Luftwaffe, um die 

Vormachtstellung in den kolonialen Gebieten abzusichern. Die Mehrheit der französischen 

Politiker wusste nur zu gut, dass die Kolonien den letzten Trumpf in dem unerbittlichen 

Versuch, eine Weltmacht zu sein, darstellten. Jedoch stand die französische Republik vor 

zahlreichen Herausforderungen. Die militärische Ausrüstung musste modernisiert werden, was 

aber finanziell, zumindest kurzfristig, nicht durchführbar war.144 Ebenso ist anmerken, dass 

französische Truppen neben der Besatzung Deutschlands und Österreichs im Jahre 1945 

ebenso in Algerien, Syrien, Libanon und in Indochina stationiert waren.145 All diese Ausgaben 

und die schlechte wirtschaftliche Lage im Mutterland führten dazu, dass man sich innerhalb 

der französischen Parteienlandschaft über die genaue Durchführung der Militärpolitik oft nicht 

einig war.146 Alle diese Faktoren stellten die Republik nach dem Zweiten Weltkrieg 

weltpolitisch als ohnmächtig und schwach dar.  

   Das Hauptproblem war die schlechte finanzielle Lage Frankreichs. Trotz der Not im Land 

selbst betrugen die militärischen Ausgaben einen beachtlichen Teil des Budgets. “L’appareil 

militaire français absorbe à la fin de 1945 une bonne part de la consommation de produits 

                                                 
143 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 275 f. Im Vordergrund stand 
außerdem das Ziel einer schnellen Eingreiftruppe, um nicht noch einmal dem Fehler von München 1938 zu 
begehen. 
144 “Bref, il s’agit d’adapter l’organisation militaire aux conditions de la guerre moderne.” In: Jean Doise, 
Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 480 
145 “In short, fighting two colonial wars back to back was not only a human tragedy for France but an economic 
disaster that had implications for France’s military role in Europe.” In: Phillip H. Gordon, A certain Idea of 
France, p. 26 
146 “Tant que la guerre durait encore, il existait une certaine unanimité quant aux objectifs militaires que pouvait 
se fixer le pays. Sitôt acquise la capitulation, le consensus n’existe plus.“ In : Jean Doise, Maurice Vaїsse, 
Politique étrangère de la France, p. 482 
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importés : 36 % de l’essence, 25 % de la laine, etc.“147 Nachdem de Gaulle Anfang 1946 

zurücktrat, konnte man jedoch einen starken Rückgang der Militärausgaben konstatieren.148 

   In den nächsten Jahren wurden den Politikern der IV. Republik bewusst, dass man keine 

unabhängige Macht mehr darstellte.149 “En 1948, la France est donc devenue une « non-

puissance », car elle ne peut imposer sa volonté et elle est tributaire de l’étranger pour ses 

matériels.“150  

   Die Ereignisse der folgenden Jahre (1948: sowjetische Machtergreifung in der 

Tschechoslowakei, Berlinblockade; 1949: erste Atombombe der UDSSR; 1950: 

kommunistisches China und Koreakrieg) ließen sowohl auf französischer als auf 

amerikanischer Seite keinen Zweifel, dass die Militärausgaben wieder steigen mussten. Es war 

in dieser Zeit lediglich der amerikanischen Hilfe zu verdanken, dass sich das französische 

Militär in den nächsten Jahren einigermaßen modernisieren konnte. “L’aide américaine dans le 

domaine militaire a pris la suite du plan Marshall.“151 Aufgrund des Kalten Krieges und der 

zahlreichen Kolonialkriege stiegen auch die Ausgaben auf französischer Seite, jedoch mehr 

um Kriege zu führen, als um die Armee zu modernisieren.152 

 

 

2. Die Bündnispolitik des Hexagons  

 

Bereits einige Jahre nach dem zweiten Weltkrieg waren sich die Regierenden in Frankreich 

bewusst, dass die Republik sich alleine, sprich ohne Allianzen, nicht mehr ausreichend 

verteidigen konnte. Der Beistandspakt mit Moskau aus dem Jahre 1944 war innerhalb weniger 

Jahre hinfällig geworden. Mit wem konnte sich Frankreich jedoch verbünden, hatte man doch 

mit allen einflussreichen Staaten gewisse Probleme?  

   Die erste Regierung der IV. Republik unter Paul Ramadier unterzeichnete am 4. März 1947 

gemeinsam mit Großbritannien den Vertrag von Dünkirchen, der im Krisenfall gegenseitige 

                                                 
147 Ibid, p. 484 
148 “Les crédits militaires sont donc fortement réduits au cours de cette période. Leur part dans le budget de l’État 
passe de 25 % en 1946 à 19,5 % en 1948 et 18,7 % en 1949.“ In : Ibid, p. 490 Ebenso wurde der Personalbestand 
der Armee (zumindest in Frankreich selbst, in den Kolonien weniger) stark reduziert. 
149 “L’échec de la conférence de Moscou [April1947] marque un certain renversement de la position de la 
diplomatie française.” In: Guy de Carmoy, Les Politiques Étrangères de la France. 1944-1966, p. 22  
150 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 509 
151 Ibid, p. 517 
152 “Au cours des années 1952, 1953 et 1954, plus d’un tiers des dépenses publiques sont des dépenses 
militaires.” In : Ibid, p. 504 
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Unterstützung garantierte.153 “On 17 March 1948 this alliance was extended to the Benelux 

countries (Belgium, Netherlands and Luxembourg) by signing the ‘Treaty of Brussels on the 

Western Union’ or ‘Treaty of economic, social and cultural collaboration and collective self-

defence’.”154 Besondere Bedeutung im Vertrag von Brüssel kam Artikel IV zu. Dieser besagte: 

“If any of the High Contracting Parties should be the object of an armed attack in Europe, the 

other High Contracting Parties will, in accordance with the provisions of Article 51 of the 

Charter of the United Nations, afford the Party so attacked all the military and other aid and 

assistance in their power.”155 

   Die europäischen Staaten waren sich jedoch einig, dass man ohne die Unterstützung der 

USA Europa nicht verteidigen konnte. Der angewachsene Ost-West-Konflikt und die Furcht 

der europäischen Staaten vor der Truppenstärke der Sowjets waren die Auslöser für die 

Unterzeichnung des Nordatlantikvertrages am 4. April 1949. “Sein Ursprung ist nicht 

amerikanisches Hegemoniestreben in Europa, sondern das dringende Verlangen der Europäer 

nach einer Schutzgarantie gegen das sowjetische Hegemoniestreben.“156 Hiermit wurde eine 

alte und andauernde Forderung der französischen Machthaber Wirklichkeit. “L’Alliance 

atlantique est accueillie avec enthousiasme par les dirigeants français [...]. Mais elle ouvre 

aussi une période de frustration croissante : car si l’Alliance assure sa sécurité, elle consacre 

également sa dépendance.“157 

   Das Gefühl der Zusammengehörigkeit innerhalb des atlantischen Bündnisses endete jedoch 

bereits ab 1953. Zahlreiche Auseinandersetzungen mit den Amerikanern (unter anderem 

hinsichtlich der Wiederbewaffnung Deutschlands, der Europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft, dem Indochinakrieg, Suezkrise, Algerienkrieg, etc.) ließen die 

Beziehungen stark abkühlen. Darüber hinaus erschien nach dem Tod Stalins und dem 

Waffenstillstand in Korea (beides 1953) der Kalte Krieg nicht mehr dermaßen bedrohlich als 

                                                 
153 Der Vertrag von Dünkirchen bezeichnete (die Gefahr vor) Deutschland als Hauptgrund der Allianz. Siehe: 
http://www.ena.lu?lang=1&doc=3147 (20.04.2008). Inoffiziell war man sich jedoch bewusst, dass die 
Sowjetunion zu dieser Zeit eine viel größere Gefahr darstellte. Vergleiche: 
http://www.bpb.de/publikationen/5GNKEB,1,0,Frankreichs_Rolle_in_der_Welt.html (21.04.2008).   
154 Reinhard Wagner, The real power of the CFSP and ESDP, p. 5  
155 http://www.ena.lu?lang=2&doc=1570 (09.04.2008) Deutschland und Italien wurde durch die Pariser 
Übereinkunft vom Oktober 1954 – nach dem Zusammenbruch der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
(EVG) – der Beitritt zur WEU gewährt. Für ausführlichere Informationen vergleiche: http://www.weu.int 
(21.04.2008). Die Bedeutung der WEU ist bis heute beschränkt. 
156 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 96 Von besonderer Bedeutung ist hierbei Artikel V. Der 
Vertrag ist auffindbar unter: http://www.nato.int/docu/basictxt/treaty.htm (21.04.2008) 
157 Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p.13 Ebenso: “En fait, la crédibilité et 
l’efficacité des forces des cinq pays [WEU] dépendent de l’appui donné par les États-Unis. C’est l’origine de la 
création du pacte de l’OTAN. [...] Le Pacte Atlantique [...] résulte donc en partie des démarches françaises.“ In: 
Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 512 
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noch kurz zuvor. Es sollte jedoch noch länger als ein Jahrzehnt dauern, bis dass General de 

Gaulle aus den integrierten Strukturen der NATO austreten sollte. 

Im Januar 1963 unterzeichneten de Gaulle und Adenauer schlussendlich den so genannten 

Elysée-Vertrag bzw. Freundschaftsvertrag zwischen der Bundesrepublik und Frankreich, der – 

genauso wie der Austritt aus der NATO – später genauer behandelt wird. 

 

 

3. Die Atommacht Frankreich 

 

Das Interesse Frankreichs an einer Atomwaffe begann bereits vor der IV. Republik. Noch in 

seiner Amtszeit gründete de Gaulle am 31. Oktober 1945 das ‘Commissariat à l’énergie 

atomique’ (CEA). Die nukleare Technik dieser Zeit war jedoch lediglich auf eine zivile 

Nutzung ausgelegt. Die Vorbereitungen für die ersten Atombombentests datierten zwischen 

1954 und 1958.158  

   Die Wiederbewaffnung Deutschlands und die Suezkrise, welche den Franzosen die 

Abhängigkeit von den Amerikanern klar vor Augen hielt, beschleunigten ab 1956 die 

Entwicklung der Atomwaffe. 1957 wurde Reggane in der Sahara als Austragungsort der ersten 

Tests ausgewählt und im April 1958 wurden von der Regierung Gaillard die ersten Atomtests 

fixiert, welche Anfang 1960 stattfinden sollten.159     

   Mit dem Machtantritt de Gaulles wurden diese Entwicklungen beschleunigt, jedoch unter 

einem anderen Blickwinkel. Während die Regierungen der IV. Republik die Atomwaffe als 

Trumpf ansahen, um innerhalb der internationalen Strukturen mehr Einfluss ausüben zu 

können (jedoch prinzipiell als Teil der Internationalen Gemeinschaft), betrachtete de Gaulle es 

als Mittel zur Durchführung einer gänzlich unabhängigen Außenpolitik. Nach der ersten 

Explosion im Februar 1960 verkündete er: “Hourra pour la France ! Depuis ce matin, elle est 

plus forte et plus fière.“160 Im August 1968 zündete Frankreich, auf Drängen de Gaulles und 

ohne Unterstützung der Amerikaner, die erste Wasserstoffbombe im Mururoa-Atoll im 

Pazifik.  

   Diese Entwicklungen hatten Auswirkungen auf die strategische Militärführung der 

französischen Republik. Während die Ausgaben für die Entwicklung der Nukleartechnologie 

                                                 
158 “Die Römischen Verträge schaffen dann zwar eine europäische Atomgemeinschaft, doch Euratom läßt 
Frankreich auf dem Gebiet der militärischen Nutzung der Kernenergie völlige Handlungsfreiheit […].” In: Alfred 
Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 175 
159 Für mehr Informationen vergleiche: Guy de Carmoy, Les Politiques Étrangères de la France, p. 60 f. 
160 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 608 



 
 

53

enorm anstiegen, sanken die Ausgaben für die konventionellen Streitkräfte.161 Somit 

reduzierte sich der Personalbestand der französischen Armee von mehr als einer Million im 

Jahre 1957 auf eine halbe Million im Jahre 1969, was die Infanterie am meisten zu spüren 

bekam. Darüber hinaus wurde mit der Atomwaffe die Betonung auf die Abschreckung 

potentieller Feinde gelegt (dies wurde durch die Schaffung von schnellen Eingreiftruppen, die 

zu jeder Zeit an jedem Ort einsatzbereit waren, noch verstärkte). Diese Unabhängigkeit im 

militärischen Sinne hatte einen enormen Einfluss auf die Möglichkeit, eine selbstständige 

Diplomatie auszuüben und vergrößerte das politische Gewicht Frankreichs im internationalen 

Kontext. 

 

 

4. Der Austritt aus den integrierten Strukturen der NATO 

 

Um die Unabhängigkeit Frankreichs zu sichern, vollzog de Gaulle neben den ersten 

französischen Atombombentests noch einen weiteren spektakulären Coup.162 Kurz nach seiner 

Rückkehr kritisierte er die Arbeitsweisen des Atlantikbündnisses und schlug in einem Brief 

vom 17. September 1958 die Gründung eines Dreierbundes (England, Frankreich, USA) zur 

gemeinsamen Leitung der NATO vor. Die Vorschläge, die unter anderem die Ausweitung des 

Wirkungsbereiches des Bündnisses auf die Kolonialgebiete forderten, waren, da wenig 

realistisch, ein taktisches Vorgehen de Gaulles. “On se demande si de Gaulle avait pu 

concevoir une réponse positive de la part des Américains, et si au fond il ne cherchait pas un 

prétexte pour sortir de l’OTAN.“163 

   Nach der – erwarteten – negativen Antwort der Amerikaner, entzog de Gaulle bereits am 11. 

März 1959 die französische Mittelmeerflotte dem Oberkommando der NATO.164 Die 

weltpolitische Lage erlaubten jedoch noch keine weiteren, drastischeren Schritte. Erst 

nachdem die Algerien- und Kubakrise konnte der General mit seinem Vorhaben weiter 
                                                 
161 Die Militärausgaben im Zeitraum von 1960 bis 1969 sanken von 28,5 % auf 17,9 % des BIP, jedoch war dies 
hauptsächlich auf das Ende des Algerienkrieges und den wirtschaftlichen Wachstum der 60er Jahren 
zurückzuführen. Die Kosten für die Atomwaffe wurden sowohl von der Presse, als auch von der französischen 
Öffentlichkeit zum Teil stark kritisiert. Vergleiche: In: Ibid, p. 620 f.  
162 “Hinsichtlich des Atlantischen Bündnisses [..] stellten sich aus französischer Sicht zwei Grundprobleme: die 
Kernwaffen und die militärische Integration. Damit war die Frage der Sicherheit und die Frage der 
Unabhängigkeit angesprochen, wobei sich keine von der anderen trennen ließ.“ In: Maurice Couve de Murville, 
Außenpolitik, p. 47 
163 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 603 
164 “Im März 1959 wurde die französische Mittelmeerflotte der NATO entzogen, mit anderen Worten, sie war der 
NATO für den Krisenfall nicht mehr unterstellt, da Frankreich unter allen Umständen selbst für die 
Verbindungswege mit Nordafrika sorgen mußte. […] Im Juni 1963 wurde dann auch die Atlantikflotte aus der 
Integration herausgelöst, weshalb einige Monate später auch unsere Offiziere die alliierten Marinestäbe 
verließen.“ In: Maurice Couve de Murville, Außenpolitik, p. 64 
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voranzuschreiten. Als die USA die Umstellung der militärischen Doktrin der ’massiven 

Vergeltung’ auf die einer ’flexiblen Antwort’ (’flexible response’) ankündigten, sah de Gaulle 

den Schutz durch die Amerikaner im Falle eines Krieges nicht mehr gegeben. Die 

Diskussionen um die Multilaterale Streitmacht (MLF), die amerikanische Vietnam- und 

Währungspolitik und die Intervention in Santa Domingo überzeugten den General schließlich, 

die französische Atlantikflotte und Offiziere von der NATO abzuziehen und die Beteiligung 

an strategischen Übungen der NATO zu beenden. Auf einer Pressekonferenz im Jahre 1965 

erklärte de Gaulle: “[…] notre pays restera d’allié de ses alliés, mais qu’à l’expiration des 

engagements pris jadis, c’est-à-dire au plus tard en 1969, cessera, pour ce qui nous concerne, 

la subordination qualifiée ‘d’intégration’ qui est prévue par l’O.T.A.N. et qui remet notre 

destin à l’autorité étrangère.“165 Das heißt, Frankreich blieb an sich Teil des 

Atlantikbündnisses und dessen Ministerrates, jedoch veranlasste es “[…] und zwar von heute 

auf morgen, einseitig und in Form eines an die Bündnispartner gerichteten Ultimatums den 

Abzug der Militär- und Zivilpersonen seiner Partner und annullierte eine ganze Reihe von den 

in der Vierten wie auch in der Fünften Republik geschlossenen Abkommen.“166 De Gaulle 

forderte demnach – mit genauem Datum, dem 1. April 1967 – den Abzug aller NATO-

Truppen und die Verlegung aller NATO-Einrichtungen. Darüber hinaus entzog er (ab 1. Juli 

1966) die hauptsächlich in der BRD stationierten französischen Streitkräfte dem alliierten 

Kommando. Den Forderungen de Gaulles wurde seitens der zum Teil überraschten, zum Teil 

verärgerten Bündnispartner innerhalb der vorgegebenen Zeit entsprochen. 

   Da diese Ankündigungen zeitgleich mit einer Reise des Generals in die UDSSR stattfanden, 

begann man sich im Westen Sorgen um die Intentionen des Generals zu machen. “In 

Wirklichkeit ging es de Gaulle [jedoch] nicht darum, sein Land aus der Bindung des Westens 

zu lösen. Er beabsichtigte vielmehr, die Entspannung dafür zu nützen, um sich an die Spitze 

einer Öffnungspolitik zu stellen, die Status und Gewicht Frankreichs nach innen und außen 

stärken sollte […].“167 Da die UDSSR zu dieser Zeit noch nicht an einer Öffnung interessiert 

war – was sich am deutlichsten mit der Besatzung der Tschechoslowakei im August 1968 

                                                 
165 Guy de Carmoy, Les Politiques Étragères de la France, p. 362. “Damit stand fest, daß er seine Politik 
fortsetzen wollte, die französischen Streitkräfte aus dem integrativen System der NATO herauszulösen.“ In: 
Franz Eibl, Politik der Bewegung, p. 404 
166 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 250 Im Februar 1966 gibt de Gaulle folgende Gründe 
für sein Verhalten an: “la menace soviétique s’est accordée ; la garantie en matière de production nucléaire 
accordée par les États-Unis s’est réduite ; l’armement nucléaire national s’est développé ; l’indépendance 
nationale est incompatible avec une organisation de défense intégrée.“ In: Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique 
étrangère de la France, p. 606  
167 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 254. “En juin 1966, le général de Gaulle signe à 
Moscou une déclaration commune franco-soviétique qui, par sa solennité et sa teneur, s’apparente à un pacte de 
non-agression.“ In: Guy de Carmoy, Les Politiques Étrangères de la France, p. 393   
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zeigte –, blieb das französisch-russische Treffen, obwohl herzlich, letztlich auf wenige, 

hauptsächlich wirtschaftliche Abkommen beschränkt. 

 

 

5. De Gaulle und die Armee in der V. Republik 

 

Als de Gaulle 1958 zurück an die Spitze der französischen Regierung kam, änderten sich die 

Parameter des französischen Militärs radikal. Während die Armee in den letzten Jahren immer 

mehr Einfluss auf die Politik ausgeübt hatte, brachte de Gaulle sie wieder zurück in den 

Zuständigkeitsbereich der Politik.168 Das Ziel des Generals war die Selbstbestimmung und 

Unabhängigkeit Frankreichs. Das Mittel, um dieses Ziel zu erreichen, war für de Gaulle der 

Besitz einer Atomwaffe.169 

   Der Krieg in Algerien wurde hingegen zu einer Zerreißprobe zwischen Armee und Nation. 

Die Armee und die französischen Siedler betrachteten Algerien als ihre Lebensaufgabe, die sie 

unter keinen Umständen aufgeben wollten. Für de Gaulle hingegen, der den Grossteil der 

französischen Bevölkerung und Presse hinter sich hatte, wurden die Ereignisse in Algerien 

zum größten Hindernis hinsichtlich der Durchführung einer unabhängigen Außenpolitik.170  

   Trotz des Referendums vom 8. Januar 1961, in dem 75,26 % der Franzosen für eine 

friedliche Lösung des Algerienkonflikts stimmten und der Bekräftigung de Gaulles, dass die 

Entkolonialisierung im Interesse Frankreichs liege, gründeten einige der wichtigsten Generäle 

die ‘Organisation armée secrète’ (OAS), die den Kampf weiterführte. Im April 1961 kam es 

zu einem militärischen Aufstand, der einem Putsch gleichkam. Frankreich stand zu diesem 

Zeitpunkt beinahe am Beginn eines Bürgerkrieges. “Les révoltés ont ainsi consommé une 

rupture, qui était latente et s’approfondissait depuis plus de vingt ans, entre l’armée de plus en 

plus éloignée et ignorante des réalités politiques, sociales, économiques de la France et la 

nation en pleine transformation interne de ses mœurs et de ses structures.“171 

 

                                                 
168 “L’arrivée au pouvoir du général de Gaulle ne signifie pas seulement un coup d’arrêt porté au rôle politique 
croissant de l’armée. Il signifie aussi un changement profond dans les priorités, dans les menaces, et donc dans 
les missions confiées à l’armée et dans les crédits qui lui sont alloués.” In : Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique 
étrangère de la France, p. 579 
169 “General de Gaulle hielt die Atomwaffe zwar für eine wesentliche Komponente der Verteidigungspolitik […]. 
Vor allem anderen jedoch war sie für ihn ein Zeichen von Unabhängigkeit, und Unabhängigkeit alleine 
ermöglichte und garantierte in seinen Augen den Rang Frankreichs.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine 
Außenpolitik, p. 242 
170 “One reason de Gaulle sacrificed French Algeria was because it stood in the way of France’s exercising its 
international influence.“ In: Stephen Phillip Kramer, Does France still count?, p. 26 
171 Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 593 
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Der Aufstand konnte schlussendlich zwar abgewehrt werden, es folgten jedoch zahlreiche 

Entlassungen, Beurlaubungen und freiwillige Austritte von desillusionierten 

Militärangehörigen.172 Statt eines Putsches konnte de Gaulle nun das Militär nach seinen 

Wünschen formen, was einer regelrechten Transformation gleichkam. Dies bedeutete u.a. 

Unterordnung des Militärs unter die Politik, den Aufbau der ‘force de frappe’ und einer 

schnellen Eingreiftruppe. Ende der 1960er Jahre hatte der General das Militär schließlich 

wieder vollends hinter sich.   

 

 

Schlussfolgerungen:  

1. Die schlechte wirtschaftliche Lage beeinträchtigte die militärische Stärke Frankreichs 

enorm. Trotz der Versuche de Gaulles die Sicherheit Frankreichs zu garantieren, war man 

nach 1945 in militärischen (wie in wirtschaftlichen) Belangen auf die finanzielle Hilfe der 

Amerikaner angewiesen. Die zahlreichen militärischen Verpflichtungen, die sich Frankreich 

auferlegte, machten die Durchführung einer unabhängigen Verteidigungs- und Militärpolitik 

praktisch unmöglich.173 Den Status einer militärischen Supermacht hatte Frankreich um 1948 

in jedem Fall verloren.  

2. Die angespannte geopolitische Situation machte Allianzen über kurz oder lang 

unumgänglich. Von den zwischen 1944 und 1963 abgeschlossenen Bündnissen hatte der 

Nordatlantikpakt die größte Bedeutung. Sowohl der Beistandspakt mit Russland aus 1944, der 

Vertrag von Dünkirchen mit England aus 1947 (aus dem später die WEU hervorgehen sollte) 

und der Freundschaftsvertrag mit der Bundesrepublik Deutschland aus dem Jahre 1963 sollten 

bald an Bedeutung verlieren, auch wenn alle – inklusive dem NATO-Vertrag – für viel 

Gesprächsstoff im internationalen Umfeld sorgten. 

3. Die starke Abhängigkeit von den USA – die den französischen Politikern durch den 

Entschluss der Wiederbewaffnung Westdeutschlands und das amerikanische Verhalten 

während der Suezkrise schmerzlich bewusst wurde – war ein Hauptgrund für den Bau der 

ersten Atombomben. Für de Gaulle war die Symbolkraft der ’force de frappe’ essentiell, sollte 

sie doch den Garant der Unabhängigkeit Frankreichs und das Symbol der Modernisierung der 

französischen Armee darstellen. 

                                                 
172Die Terroranschläge der OAS gingen weiter. 1962 kam es in Paris zu einem Attentat auf de Gaulle, dem der 
General und seine Frau nur knapp entgingen. “Aux yeux de l’armée, l’homme du 18 juin devient un traître prêt à 
liquider une partie du territoire national.“ Ibid, p. 588 
173 “Bref, si la guerre est finie, l’armée française ne manque guère de missions. Elle doit être partout à la fois.“ 
Ibid p. 482 
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4. Der General hatte bereits kurz nach seiner Rückkehr im Jahre 1958 (und auch vorher) 

seinen Standpunkt über die NATO klar gemacht: nämlich dass sich Frankreich über kurz oder 

lang aus den integrierten Strukturen lösen werde. Nachdem die Algerienkrise beendet war, 

schrieb de Gaulle am 7. März 1966 einen Brief an den amerikanischen Präsidenten Johnson. 

Dieser beinhaltete folgenden Wortlaut: “La France se propose de recouvrer sur son territoire 

l’entier exercice de sa souveraineté [..]; de cesser toute participation aux commandements 

intégrés et de ne plus mettre ses forces a la disposition de l’O.T.A.N.“174 Um jedoch Klarheit 

zu schaffen: Frankreich hatte den NATO-Vertrag niemals aufgekündigt und blieb weiterhin 

Mitglied des Ministerrates. Ebenso versicherte de Gaulle, dass Frankreich sich weiterhin der 

Beistandspflicht bewusst bleibe.  

   Die geopolitische Entspannung der letzten Jahre spielte nur eine sekundäre (aber dennoch 

bedeutende) Rolle hinsichtlich des französischen Rückzugs aus den integrierten Strukturen der 

NATO. Der eigentliche Grund war die starke Überzeugung des Generals, die Unabhängigkeit 

Frankreichs unter Einsatz aller Mittel langfristig absichern zu müssen. Wie das folgende Zitat 

des ehemaligen französischen Außenministers zeigt, sah man darin den Grundstein, um die 

Zukunft der Grande Nation auf die richtigen Bahnen zu lenken. “Über zwanzig Jahre nach 

Kriegsende hielt das NATO-Statut Frankreich in einer Lage, die an den Grundlagen seiner 

nationalen Souveränität nagte [..]. Es mochte zu Kriegszeiten denkbar sein [..] aber es hatte 

fortgedauert, ohne daß irgendwer daran dachte, ihm eine zeitliche Grenze zu setzen. [..] Ließ 

man die Zeit einer Generation verstreichen [..], so war zu befürchten, daß die Franzosen 

zumeist gar nicht mehr die Gründe kennen würden, die eine Veränderung erzwangen.“175  

5. Nach den ewigen Widersprüchlichkeiten der IV. Republik war man in Frankreich zu großen 

Teilen erfreut und erleichtert, als de Gaulle 1958 erneut an die Macht kam – dies betraf 

natürlich auch das Militärpersonal und die Algerienfranzosen, die sich von der 

Machtübernahme des Generals viel erhofften. De Gaulle stellte jedoch auch hier die 

Unabhängigkeit über alles andere und beendete den Algerienkrieg, den er als enormes 

Hindernis zur Wiedererlangung der eigenen Handlungsfreiheit ansah. Die darauf folgenden 

Aufstände innerhalb des Militärs reichten soweit, dass de Gaulle und seine Frau 1962 nur 

knapp einem Attentat entgingen. Im Allgemeinen war es dem General jedoch möglich, das 

Militär erneut unter die Kontrolle der Politik zu bringen. 

 

 

                                                 
174 Emile Aubertin, France du XXe Siècle, ou vas-tu ?, 510 f. 
175 Maurice Couve de Murville, Außenpolitik. 1958 – 1969, p. 71 f. 
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VII. Die Deutschlandfrage 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Welche Politik verfolgte das offizielle Frankreich im Hinblick auf das besiegte 

Deutschland nach dessen Kapitulation?“ Welche Gesichtspunkte waren für Frankreich in 

der Zeit von 1945 bis 1949 in der ’Deutschlandfrage’ zentral und waren die Regierungen 

in Paris in der Lage, diese weltpolitische Entscheidung zu treffen bzw. sie zumindest zu 

beeinflussen? 

2. “Welche Auswirkungen hatten die Geschehnisse der internationalen Politik und das 

Auseinanderbrechen von Ost und West auf die Deutschlandpolitik Frankreichs?“ Warum 

kam es bereits 1949 zur Gründung eines westdeutschen Staates? Welche Initiativen setzte 

Frankreich, um die geplante Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland in den 

1950er Jahren zu verhindern und war es damit erfolgreich? 

3. “Inwieweit veränderten sich die Beziehungen zu Deutschland während  der V. Republik?“ 

Wie war es möglich, dass die alte Erzfeindschaft zwischen Frankreich und Deutschland 

beendet und mit der Achse Paris-Bonn eine dynamische Partnerschaft für Europa 

geschaffen wurde? 

 

 

1. Unnachgiebigkeit und erzwungene Einsicht: 1945-1949 

 

Der Deutschlandfrage, also der Frage wie man mit Deutschland im Sinne von Besatzung,  

Wiederaufbau und Errichtung eines neuen deutschen Staates umgehen sollte, kam nach 1945 

höchster Priorität zu.176 Angst und Misstrauen waren hinsichtlich eines Wiederaufbaus – 

geschweige denn einer Wiederbewaffnung, an die man zu dieser Zeit noch keinesfalls dachte – 

Deutschlands verständlich. Wenige, unter ihnen Jean Monnet, dachten bereits in der frühen 

Nachkriegszeit an den Wiederaufbau und Zusammenschluss Europas, in welcher man 

Deutschland als Motor der europäischen Wirtschaft brauchen würde. Die meisten folgten den 

Ansichten de Gaulles, welcher die dauerhafte Abtrennung des Rheinlands und des Saar- und 

Ruhrgebietes verlangte, Reparationszahlungen forderte und sich der Wiedererrichtung eines 

einheitlichen deutschen Staates strikt widersetzte. So zeigten zahlreiche Umfragen aus den 

                                                 
176 “ L’Allemagne est, en 1945, la préoccupation prioritaire de la politique française, le « problème central de 
l’univers », dit de Gaulle.“ In: Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 6 



 
 

59

Jahren 1945/46 “die Intensität der antideutschen Ressentiments, vor allem aber die tief 

verwurzelte Skepsis gegenüber der Möglichkeit einer Wandlung des deutschen Volkes.“177    

   Dieser Standpunkt bestimmte die Politik de Gaulles von 1944 bis 1946. Durch die 

andauernde Schwächung Deutschlands sollten zwei Ziele erreicht werden: “La faiblesse de 

l’Allemagne est donc pour les décideurs français non seulement le garant de la paix future 

mais également celui de la puissance économique française.“178 

   Frankreich, das es Churchill zu verdanken hatte, dass es als Besatzungsmacht Deutschlands 

anerkannt wurde und im Berliner Kontrollrat und Rat der Außenminister vertreten war, setzte 

ihr damit verbundenes Vetorecht in der Deutschlandfrage massiv ein. Bis 1946/47 versuchten 

die Regierenden in Paris unnachgiebig, einen einheitlichen deutschen Staat zu verhindern. 

Andererseits wollten die französischen Politiker die Alliierten von der Notwendigkeit von 

Reparationszahlungen und der Abtrennung wirtschaftlich wichtiger Gebiete Deutschlands 

überzeugen.179 Mit diesem Vorhaben hatte Frankreich jedoch wenig erfolg. “Throughout 1946 

every effort was made by France to gain the support of either the Soviet Union or the United 

States and Great Britain in the implementation of her German policy. […] France discovered 

that her policy had failed. She had failed to gain the support of either the Soviet Union or the 

United States.”180 

   In den folgenden Jahren sollte sich die Situation für die Regierungen der IV. Republik weiter 

verschlechtern. Beinahe alle Anliegen der Grande Nation wurden durch den beginnenden Ost-

West-Konflikt bestimmt und Frankreich konnte nichts tun, als machtlos zusehen. “Le sort de 

l’Allemagne vaincue a été l’un des problèmes majeurs de la politique étrangère de la IVème 

République, or c’est sans doute dans ce domaine que sont apparues avec le plus de netteté les 

contradictions entre la volonté de mener une politique indépendante et les moyens réels dont la 

France disposait.“181 

   Nachdem Churchill bereits im März 1946 mit seiner Rede vom Eisernen Vorhang die 

Zukunft vorausahnte, wurde bei dem Moskauer Treffen der Außenminister am 10. Mai 1947 

die Realität des Ost-West-Konflikts offensichtlich. Dieses Treffen bedeutete das Ende der 

französisch-sowjetischen Beziehungen.182 Moskau war nämlich in der Saarfrage keineswegs 

                                                 
177 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 40 
178 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 96 
179 “L’idée fixe de la France entre 1945 et 1947 reste le démembrement de l’ancien Reich et la destruction du 
potentiel économique allemand.” In: Jacques Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos 
jours, p. 234 
180 Roy C. Macridis, French Foreign Policy, p. 66 
181 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 93 
182 “Auf der anderen Seite führte der am 4. März gegen Deutschland abgeschlossene französisch-britische Vertrag 
von Dünkirchen dazu, dass die Sowjetunion, die hierin den Kern eines eigenständigen westlichen Bündnisses zu 
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auf Seiten Frankreichs, wodurch sich die Regierung Ramadier, um die Loslösung des 

Saargebietes zu erreichen, auf die Seite der Angloamerikaner stellen musste.183 Hinsichtlich 

deutscher Reparationszahlungen für Frankreich konnten keine Ergebnisse erzielt werden, auch 

deshalb, weil die Amerikaner ihre überlebenswichtigen Hilfsgelder an die Deutschen nicht 

über Umwege an die Franzosen weitergeleitet sehen wollten. 

   Die vom amerikanischen Außenminister am 5. Juni 1947 verkündete Marshallhilfe sollte das 

Hexagon weiter in die Abhängigkeit der Amerikaner drängen, wodurch die Durchführung 

einer unabhängigen Deutschlandpolitik nahezu unmöglich wurde. Als die Engländer und 

Amerikaner Anfang 1947 ihre Besatzungszonen vereinigten (’Bizone’), wurden die Franzosen 

vor vollendete Tatsachen gestellt. Diese Machtlosigkeit der französischen Regierung 

hinsichtlich der Deutschlandfrage war auch in den folgenden Jahren immer wieder zu 

beobachten. “Or, début janvier 1948, il [G. Bidault] apprend par la presse, la création pour la 

bizone d’une sorte de gouvernement et de parlement économique (charte de Francfort).“184 

   Die Position Frankreichs war, obwohl einerseits verständlich, grundsätzlich von 

Widersprüchen geprägt. Obwohl die Regierung in Paris forderte, dass Deutschland sich 

selbstständig ernähren sollte (was den Wiederaufbau der Wirtschaft als Voraussetzung hatte), 

wollte man von Reparationszahlungen keinesfalls absehen (wodurch der Wiederaufbau aber 

logischerweise verzögert werden würde).  

   Bei den ersten Verhandlungen in London 1947 kamen die Siegermächte aufgrund der 

ablehnenden französischen und sowjetischen Haltung zu keinem konstruktiven Ergebnis in der 

Deutschlandfrage. Bei der im Jahr darauf ebenso in London stattfindenden 

Sechsmächtekonferenz, bei der die Sowjetunion, die aus dem Alliierten Kontrollrat 

ausgetreten war,  nicht mehr eingeladen war, war die Regierung Schuman nicht mehr in der 

Lage die Entscheidung zu beeinflussen. “Si le début de l’année 1948 est marqué par la prise de 

conscience du faible poids posé par les préoccupations françaises dans les décisions anglo-

saxonnes, les événements qui se déroulent jusqu’en 1948, date à laquelle est décidée la 

création d’une Allemagne de l’Ouest, vont en être l’illustration pratique.“185 Das Resultat der 

                                                                                                                                                          
sehen glaubte, von nun an als Gegenmaßnahme alle Versuche Frankreichs durchkreuzte, Unterstützung für die 
Durchsetzung seiner Deutschlandpolitik zu finden.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen 
seit 1945, p. 42  
183 “Gidault est particulièrement marqué par l’échec de la conférence de Moscou où il a pu constater 
l’impossibilité d’un accord avec l’USSR sur la question allemande et l’absence de soutien soviétique aux 
revendications françaises, notamment sur la Sarre. Désormais, c’est avec les Anglo-Saxons qu’il faudra 
s’entendre, au prix, évidemment, de concessions françaises. La question allemande est le révélateur de 
l’inévitable glissement de la politique française vers les positions américaines et britanniques.“ In: Frédéric Bozo, 
La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 9 
184 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 101 
185 Ibid, p. 103 
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Konferenz vom Juni 1948 war die Gründung eines freien und demokratischen 

Westdeutschland. Das einzig positive Ergebnis für die Regierung Schuman war, dass das 

Ruhrgebiet unter internationale Kontrolle gestellt wurde, von einer Abtrennung von 

Deutschland war aber keine Rede mehr. Das französische Parlament akzeptierte wenige Tage 

später mit knapper Mehrheit die Ergebnisse von London, was großteils mit der Annahme des 

Marshallplans, welcher mit dem französisch-amerikanischen Akkord vom 28. Juni 1948 fixiert 

wurde, zusammenhing. Das Programm zum Wiederaufbau Europas besiegelte demnach “nicht 

nur die ökonomische Abhängigkeit von den USA, sondern auch das Einschwenken auf die 

amerikanische Deutschlandpolitik.“186 

 

“L’impuissance économique est ici décisive, la France n’a pas les moyens d’assumer une 

politique indépendante. Le lien entre les crédits américains et la politique allemande de la 

France est plus subtil qu’on pourrait penser [...].“187    

 

Diese Entscheidung, von de Gaulle übrigens heftigst kritisiert, hatte noch nichts mit einem 

grundlegenden Wandel innerhalb der Deutschlandpolitik Frankreichs zu tun, sondern war rein 

wirtschaftlicher Natur. Der Wiederaufbau sowie die Kolonialkriege forderten zu viel Geld, als 

das man auf die Hilfe der Amerikaner verzichten hätte können. Nachdem sich die 

Siegermächte im April 1949 über den zukünftigen rechtlichen Status geeinigt hatten, wurde 

Westdeutschland am 23. Mai 1949 Wirklichkeit. 

 

 

2. Hoffnung, Notwendigkeit und Enttäuschung: 1950-1957 

 

Auch wenn mit dem Jahre 1950 und der Schuman-Erklärung das erste Mal ein Umdenken 

innerhalb der Deutschlandpolitik Frankreichs bemerkbar wurde, waren die folgenden Jahre 

doch von zahlreichen Kontroversen geprägt, welche speziell hinsichtlich der geplanten 

Wiederbewaffnung des alten Erzfeindes zum Ausdruck kamen.188 “Pour la grande majorité des 

Français et l’ensemble de la classe politique, le réarmement de l’Allemagne, cinq ans après la 

                                                 
186 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 44 
187 René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, p. 107 
188 Wenn man von den historischen Gründen einmal absieht, gab es Anfang der 50er Jahre keine wirklichen 
strategischen Bedenken gegen eine Wiederbewaffnung Deutschlands. “Only France’s notion of independence and 
European supremacy were really at stake.” In: Roy C. Macridis (Hrsg.), French Foreign Policy, p. 67 
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guerre, est une perspective intolérable. Le plan Schuman visait précisément à l‘éviter en la 

privant des bases industrielles nécessaires.“189 

Für die USA war die Aufrüstung Westdeutschlands ein erklärtes Ziel (war es doch im 

Gegensatz zu Frankreich beinahe zur Gänze antikommunistisch und hatte überdies nicht den 

Hauptteil ihres Militärs in Indochina stationiert). Der Beginn des Koreakrieges im Juni 1950 

stellte schließlich den Auslöser für die deutsche Wiederaufrüstung dar. Die USA und England 

akzeptierten jedoch den Vorschlag der Regierung Pleven, die deutschen Streitkräfte in eine 

europäische Armee zu integrieren. 

   Inspiriert von Monnet und dem EGKS-Vertrag arbeitete der Premierminister (und 

ehemaliger Verteidigungsminister) René Pleven einen Plan für eine gemeinsame europäische 

Armee aus, wobei die Intention der französischen Regierung darauf abzielte, eine deutsche 

Armee und den Beitritt Deutschlands zur NATO zu verhindern. Der so genannte Pleven-Plan 

wurde im Oktober 1950 dem Parlament vorgelegt. Am 27. Mai 1952 wurde der Vertrag zur 

Errichtung der Europäischen-Verteidigungs-Gemeinschaft (EVG)190 von allen sechs 

Mitgliedsstaaten der EGKS unterzeichnet. Die Ratifizierung stieß jedoch in Frankreich – 

nachdem alle anderen Statten den Vertrag bereits ratifiziert hatten – auf erheblichen 

Widerstand. Am 30. August 1954 wurde der EVG-Vertrag von der Nationalversammlung mit 

319 zu 264 Stimmen abgelehnt.191 

   In Frankreich beherrschten hitzige Debatten das Vorfeld der Ratifizierung und das Verhalten 

der französischen Regierung löste eine massive Verärgerung unter den anderen 

Mitgliedsstaaten aus. Pierre Mendès France, Regierungschef in dieser Zeit, hatte am 29. 

August 1954, einen Tag vor der Abstimmung vor der Nationalversammlung hinsichtlich eines 

Treffens mit den europäischen Partnern erklärt: “Mir saßen Männer gegenüber, […] von denen 

ich fast sagen kann, daß sie verbittert waren über die Politik, die Frankreich seit Jahren 

betrieben hat. Ungewißheit, Unentschlossenheit, Ausflüchte […] Sie sagten zu mir: »Man hat 

Euch die Wiederbewaffnung Deutschlands vorgeschlagen – ihr gabt der Europaarmee den 

Vorzug. Man hat Euch die Europaarmee zugestanden – ihr habt Protokolle verlangt. Man hat 

Euch die Protokolle gewährt – ihr habt Bedingungen gestellt. Man hat Eure Bedingungen 

erfüllt – heute verlangt ihr wieder etwas anderes […]«.“192 Nur wenige Wochen später, am 12. 

                                                 
189 Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 16 
190 “This treaty differed from the original ‘Pleven plan’ insofar as it would have established a Collegial 
Commissariat of nine members, a Council of Ministers, an EDC Assembly and 40 national divisions of 13.000 
men that would have shared the same uniform.” In: Reinhard Wagner, The real power of the CFSP and ESDP, 
p.8 
191 “The idea of German rearmament, the end of the Korean War, the death of Stalin and military casualties of the 
French army in Indochina finally were the decisive factors for the defeat of the EDC/EPC.” In: Ibid, p. 9 
192 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 135 
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Oktober 1954, stimmte die französische Nationalversammlung den Verhandlungen in London, 

wodurch Deutschland und Italien der Beitritt zur WEU193 erlaubt wurde, zu. Die darauf 

geschlossenen Pariser Verträge vom 23. Oktober 1954 lösten den Besatzungsstatus 

Westdeutschlands auf, anerkannten dessen Souveränität und sahen ebenso einen Beitritt der 

Bundesrepublik zur NATO vor. “Am 30. Dezember 1954 akzeptierte also die 

Nationalversammlung den Beitritt der Bundesrepublik zum Atlantischen Bündnis als 

Ersatzlösung für die EVG. Vier Jahre zuvor hatte die französische Regierung den Gedanken 

einer Europaarmee als Ersatzlösung für den Beitritt der Bundesrepublik zum Atlantischen 

Bündnis ins Spiel gebracht.“194 

   Das Verhalten der französischen Politiken war natürlich widersprüchlich, jedoch hatte die 

französische Bevölkerung durch dieses Vorgehen vier Jahre Zeit gewonnen; vier Jahre um 

sich psychisch auf eine Wiederbewaffnung Deutschlands vorbereiten zu können.195  

   Ein letzter Streitpunkt zwischen Deutschland und Frankreich war die Saarfrage. Innerhalb 

der Pariser Verträge hatte es im Oktober 1954 ein Abkommen zwischen Konrad Adenauer und 

Mendès France gegeben, welches vorsah das Saarland unter Kontrolle der WEU zu stellen. 

Davor sollte jedoch im Oktober 1955 eine Volksabstimmung abgehalten werden, bei welcher 

sich – für viele überraschend – die Saarländer mit 67,7% gegen das Saarstatut, d.h. für  

Deutschland aussprachen. Da das Abkommen von 1954 diesen Fall nicht einmal theoretisch 

behandelt hatte, musste erneut verhandelt werden. Die folgenden Verhandlungen verliefen 

sachlich und freundschaftlich und in dem am 27. Oktober 1956 unterzeichneten Vertrag von 

Luxemburg stimmte die Regierung Mollet der Rückgliederung des Saargebietes an die 

Bundesrepublik zum 1. Januar 1957 zu. 

 

 

3. Aussöhnung und Partnerschaft: 1958-1969  

 

Die veränderten Umstände der Nachkriegszeit brachten innerhalb weniger Jahre eine 

Neukonzeptionierung der französischen Deutschlandpolitik zu Tage, die noch wenige Jahre 

zuvor unvorstellbar gewesen wären. Zwar hatte es in der französischen Politik bereits Ende 

                                                 
193 Für mehr Informationen siehe: http://www.weu.int (26. März 2008) 
194 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 140 f. “It was only in December 1954 that the National 
Assembly, six months after defeating the EDC for fear of German rearmament, allowed Germany to become a 
member of NATO and to rearm herself within the context of the NATO alliance.” In: Roy C. Macridis, French 
Foreign Policy, p. 68 
195 Hinzu kam, dass sich die weltpolitische Lage grundsätzlich verändert hatte (Ende des Koreakrieges) und dass 
die Aufstellung der deutschen Streitmacht nicht unabhängig, sondern innerhalb der NATO erfolgte. Als Folge der 
Pariser Verträge löste die UDSSR den Bündnis- und Beistandsvertrag von 1944 mit Frankreich auf.      
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der 1940er Jahre konstruktive Vorschläge hinsichtlich des Umgangs mit Deutschland gegeben 

(die unter anderem zur Gründung der EGKS führten), jedoch konnte man bis Ende der 1950er 

Jahre ebenso ein starkes Ressentiment beobachten.196 Der Kalte Krieg – und die enge 

Freundschaft zwischen de Gaulle und Adenauer – verband hingegen die beiden ehemaligen 

Erzfeinde Frankreich und Deutschland und die Achse Paris-Bonn sollte in den nächsten Jahren 

die treibende Kraft für Europa darstellen.197 

   Nach der Rückkehr de Gaulles an die Macht am 1. Juni 1958 an die Macht, fand bereits am 

14. September 1958 ein Treffen zwischen de Gaulle und Adenauer in Colombey-les-Deux-

Eglises statt.198 “Die erste Fühlungnahme zwischen den beiden verlief so gut, dass vierzehn 

weitere Begegnungen folgten […].“199 Angeregt durch diesen gegenseitigen Respekt kam es 

am 22. Jänner 1963 zur Unterzeichnung des deutsch-französischen Freundschaftsvertrags 

(auch Elysée-Vertrag genannt). Dieser bestimmte hinsichtlich auswärtiger Angelegenheiten in 

Punkt II.A.1:  

 

“Die beiden Regierungen konsultieren sich vor jeder Entscheidung in allen wichtigen Fragen 

der Außenpolitik und in erster Linie in den Fragen von gemeinsamem Interesse, um so weit 

wie möglich zu einer gleichgerichteten Haltung zu gelangen. Diese Konsultation betrifft unter 

anderem folgende Gegenstände: 

 

– Fragen der Europäischen Gemeinschaften und der europäischen politischen    

   Zusammenarbeit; 

– Ost-West-Beziehungen sowohl im politischen als auch im wirtschaftlichen Bereich, 

– Angelegenheiten, die in der Nordatlantikvertragsorganisation und in den verschiedenen 

internationalen Organisationen behandelt werden und an denen die beiden Regierungen 

                                                 
196 “Les gouvernements français, et notamment ceux de Schuman et de Pleven (1947-1951), pensent qu’il faut en 
finir avec la dispute séculaire entre la France et l’Allemagne.“ In: Jacques Binoche, Histoire des relations franco-
allemandes de 1789 à nos jours, p. 237 
197 “Daß die geplante Politik der Unabhängigkeit nicht ganz auf eigene Faust durchführbar war, hatte auch de 
Gaulle begriffen. So blickte er von Anfang an zur Bundesrepublik, um, wie manche seiner Vorgänger auch, ein 
doppeltes Ziel zu erreichen: einmal die Nutzbarmachung des westdeutschen Potentials für seine außenpolitischen 
Ziele, zum anderen, eben dadurch, eine enge Kontrolle der deutschen Politik.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-
französischen Beziehungen seit 1945, p. 95 
198 “Il [Adenauer] veut faire des relations franco-allemandes la pierre angulaire de sa politique.“ In: Jacques 
Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos jours, p. 250. Die deutsche Öffentlichkeit war 
hingegen 1958 gegenüber de Gaulles nationalistischen Reden skeptisch eingestellt. 
199 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 225 “Die Beziehungen waren auch von Anfang an und 
viele Jahre hindurch tief geprägt von dem erstaunlichen Zusammentreffen zweier großer Männer, die zwar alles 
andere als in jedem Punkt einig waren, aber doch instinktiv spürten, daß sie die gleiche Sprache sprachen und im 
Wesentlichen übereinstimmten, waren sie doch überzeugt, daß Frankreich und Deutschland fortan im 
Gleichschritt marschieren mussten [..].“ In: Maurice Couve de Murville, Außenpolitik. 1958 – 1969, p. 196 
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interessiert sind, insbesondere im Europarat, in der Westeuropäischen Union, in der 

Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, in den Vereinten 

Nationen und ihren Sonderorganisationen.“200 

 

Grundsätzlich vereinbarte der Vertrag demnach eine verstärkte Zusammenarbeit und die 

Institutionalisierung von regelmäßigen Treffen, auch wenn der Kern des Vertrags wohl in der 

Symbolkraft des ’Freundschaftsvertrag’ zu sehen war.201 So schrieb Andrew Moravcsik: “[The 

Elysee treaty is] a symbolic document without any binding provisions. […] Both de Gaulle 

and Adenauer acted in any case as if the text did not exist: de Gaulle had just vetoed British 

entry without consulting Germany, and, in the weeks following, Adenauer accepted the MLF 

[Multilateral Force] without consulting the French”202. 

   Es gab allerdings sowohl in Frankreich als auch in Deutschland ablehnende Haltungen gegen 

diese Übereinkunft.203 “Si Adenauer est satisfait de cet accord qui le prémunit contre tout 

alliance franco-russe, l’opinion allemande, en revanche, n’approuve pas ce traité qui lui 

semble annihiler tout espoir de réunification. Les Allemands voient dans ce traité et dans les 

intentions européennes de De Gaulle la fin de leur Europe.“204 Im Allgemeinen hatte sich das 

Verhältnis der beiden Erzfeinde in den letzten Jahren jedoch grundsätzlich verbessert und war 

nun auf Partnerschaft und Zusammenarbeit ausgerichtet. Dies änderte nichts daran, dass es 

sowohl vor 1963 (z.B. durch die offizielle Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch de 

Gaulle im März 1959), als auch nachher – unter Ludwig Erhard als Kanzler und Gerhard 

Schröder als Außenminister – immer wieder zu Schwierigkeiten und Auseinandersetzungen 

zwischen den beiden Staaten kam.205  

 

Schlussfolgerungen:  

1. Die französische Politik, allen voran Charles de Gaulle, zielte nach 1945 auf eine 

langzeitige Schwächung des ehemaligen Aggressors Deutschland ab. Jedoch unterstützte 
                                                 
200 Der Vertrag ist unter: 
http://www.ena.lu/vertrag_zwischen_franzosischen_republik_bundesrepublik_deutschland_uber_deutsch-
franzosische_zusammenarbeit_januar_1963-3-1378 (03.10.2009) auffindbar. 
201 “Ziel der Abstimmung war einerseits eine enge Koordinierung der jeweils verfolgten Politik, andererseits eine 
echte praktische und menschliche Verzahnung, um so der neuen brüderlichen Einigkeit der beiden Völker ihren 
vollen Sinn zu geben.“ In: Maurice Couve de Murville, Außenpolitik. 1958 – 1969, p. 211 
202 Andrew Moravcsik, The Choice for Europe, p. 227 
203 “Die Öffentlichkeit in Frankreich und der Bundesrepublik stand dem Vertrag eher mit unguten Gefühlen 
gegenüber; […] Im übrigen zeigte de Gaulles Veto gegen den britischen EWG-Beitritt, wie er künftig 
Konsultationen zu handhaben gedachte.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, 
p. 118 
204 Jacques Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos jours, p. 264 
205 Als Beispiele sind unter anderem die Diskussionen rund um die NATO, die Ostpolitik und die ’Politik des 
leeren Stuhls’ zu nennen. 
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weder Amerika noch Russland den französischen Standpunkt. Diese für die Sicherheit 

Frankreichs zentrale Frage wurde aufgrund der wirtschaftlichen Abhängigkeit der Republik 

schließlich nicht in Paris sondern in Washington entschieden. Ebenso konnte die politische 

Elite Frankreichs die Gründung eines freien westdeutschen Staates nur marginal beeinflussen, 

wodurch erneut die geschwächte Stellung Frankreichs in der Welt ersichtlich wurde.206  

2. Der Ost-West-Konflikt hatte immense Auswirkungen auf die Deutschlandfrage. Im 

Frankreich der Nachkriegsjahre hatte fast niemand mit einer schnellen Befreiung oder 

Wiederbewaffnung Deutschlands gerechnet. Die Geschehnisse der internationalen Politik 

stellten die Franzosen indes oft vor vollendete Tatsachen. Um die geplante Remilitarisierung 

des ehemaligen Erzfeindes zu verhindern, versuchte Frankreich mit eigenen Initiativen die Art 

und Weise der deutschen Wiedereingliederung in die Völkergemeinschaft für sich positiv zu 

beeinflussen. Der Pleven-Plan bzw. die daraus resultierende Europäische 

Verteidigungsgemeinschaft hatte für die französische Republik – auch wenn ursprünglich ein 

eigener Vorschlag – schlussendlich zu weit reichende Konsequenzen. Hintergrund hierfür war, 

dass eine gemeinsame europäische Streitkraft eine gemeinsame politische Instanz bedingte. So 

bestimmte Artikel 38.a. des EVG-Vertrages, dass “die Bildung einer Versammlung der 

Europäischen Verteidigungsgemeinschaft durch Wahl auf demokratischer Grundlage“207 

innerhalb der vorgesehenen Fristen untersucht werden solle und Artikel 38.c. erklärte: “Die 

endgültige Organisation, die an die Stelle der vorläufigen Organisation treten wird, soll so 

beschaffen sein, daß sie den Bestandteil eines späteren bundesstaatlichen oder 

staatenbündischen Gemeinwesens bilden kann, das auf dem Grundsatz der Gewaltenteilung 

beruhen und insbesondere über ein Zweikammersystem verfügen soll.“208 Ein 

’bundesstaatliches oder staatenbündisches Gemeinwesen’ mit einem gemeinsamen Rat, 

Versammlung und Gerichtshof hätte demnach “a supranational European Community, in 

which member states would clearly be relegated to a secondary position and would transfer 

sovereignty in the conduct of their external relations”209, errichtet. Diese Einschränkung der 

nationalen Souveränität war für Frankreich 1954 nicht zumutbar und man akzeptierte 

stattdessen den Beitritt Deutschlands zur WEU, die Beendigung des Besatzungsstatus und die 

Aufnahme der Bundesrepublik in die NATO. Die Auswirkungen dieser Entscheidung waren 

                                                 
206 Ein Hauptgrund dieser Entwicklung war, “daß Frankreich durch seine starre Haltung nicht nur zum Scheitern 
der Verhandlungen beitrug, sondern darüber hinaus nur Bruchstücke seiner auf Sicherheit gegenüber Deutschland 
abzielenden Forderungen durchsetzen konnte [..]. Tatsächlich manövrierte sich Frankreich in eine ausweglose 
Situation.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-franzoesischen Beziehungen seit 1945, p. 41 
207 http://www.ena.lu/vertrag_grundung_europaischen_verteidigungsgemeinschaft_paris_27_mai_1952-3-793 
(04.10.2009) 
208 Ibid (04.10.2009) 
209 Dieter Mahnke, Alicia Ambos, Christopher Reynolds (Hrsg.), European Foreign Policy, p. 119. 
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für Europa, als auch für die Außenpolitik ihrer Mitgliedstaaten von maßgebender Bedeutung. 

Mit diesem Schritt wurde die Idee einer supranationalen europäischen Armee zu Grabe 

getragen – und die Außenpolitik orientierte sich weiterhin an den eigenen, nationalen 

Interessen. 

3. Die Beziehungen zu Westdeutschland, welche sich trotz eines gewissen Ressentiments über 

die Jahre hinweg immer mehr normalisiert hatten, bekamen durch die Freundschaft zwischen 

De Gaulle und Adenauer ab 1958 einen weiteren Anstoß. Beide Staaten sahen darin eine 

Möglichkeit, ihren Einfluss in der Welt zu stärken. Frankreich, das mit seinen Forderungen in 

einer bipolaren Welt oft isoliert war, benötigte einen starken Partner – und eine 

Zusammenarbeit mit Deutschland hatte den Vorteil, dass man aufgrund der ’historischen 

Schuld’ der Deutschen immer ein gewisses Druckpotential zur Hand hatte, das die eigene 

Verhandlungsposition stärkte. Die geschaffene Achse Paris-Bonn prägte die Europapolitik – 

die später näher behandelt wird – in hohem Masse. Dem ’Freundschaftsvertrag’ zwischen den 

beiden Ländern aus dem Jahre 1963 kann jedoch lediglich symbolische Bedeutung 

zugeschrieben werden. 
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VIII. Der blutige Weg zur Unabhängigkeit. Frankreich und seine Kolonien: 

1945 – 1962 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Welche Staaten waren nach 1945 Teil des französischen Kolonialreichs? Welchen 

verfassungsrechtlichen Status hatten die unterschiedlichen Überseegebiete in der IV. und 

V. Republik und wieso war es für weite Teile Frankreichs nach dem Zweiten Weltkrieg – 

im Gegensatz zu den USA und Großbritannien – so schwierig, das Selbstbestimmungsrecht 

der ehemaligen Kolonien anzuerkennen?“ Ebenso werden kurz die ersten Konfliktfelder in 

den Kolonialgebieten nach 1945 erläutert.    

2. “Wie verlief der Indochinakrieg, der am 19. Dezember 1946 in Hanoi ausbrach? Was war 

die Ursache des Konflikts und unter welchen Umständen transformierte sich der 

Kolonialkrieg schließlich in einen Krieg zwischen Ost und West?“ Welche Abkommen 

wurden von 1946 bis 1954 mit Vietnam vereinbart, woher hatte Frankreich die Mittel, um 

diesen langjährigen Krieg zu finanzieren und wieso war das französische Bestreben, ihre 

Machtposition im Pazifik zu halten, schlussendlich zum Scheitern verurteilt?   

3. “Welche Ereignisse und Eigeninteressen bestimmten die Entkolonialisierung in den 

ehemaligen französischen Gebieten Nordafrikas? Warum hatte Algerien einen 

Sonderstatus im französischen Kolonialreich (bzw. in der Wahrnehmung der Franzosen)? 

Welche Hintergründe führten zum Algerienkrieg – und welche Auswirkungen hatte dieser 

schließlich auf die Innenpolitik der Republik? Gleichfalls werden die Suezkrise und die 

Ereignisse in Marokko und Tunesien behandelt.   

 

 

1. Die Ausgangslage und die ersten Konflikte nach 1945 

 

1.a. Das Kolonialreich Frankreich und die französische vs. amerikanische Perspektive  

 

Im Jahre 1944/45 stellte Frankreich ein Kolonialreich von gigantischem Ausmaß dar. Die 

wichtigsten Gebiete schlossen unter anderem mit ein: 

• Französisch-Nordafrika: Tunesien, Marokko, Algerien 

• Französisch-Westafrika: Senegal, Französisch-Sudan (heute Mali), Guinea, Dahomey 

(heute Benin), Obersenegal und Niger (aus welchem später Niger und Obervolta, dem 

heutigen Burkina Faso hervorgingen), Mauretanien, sowie die Elfenbeinküste 
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• Französisch-Äquatorialafrika: Gabun, Mittelkongo (heute Republik Kongo),  

Tschad, Ubangi-Schari (heute Zentralafrikanische Republik) 

• Französisch-Indochina: Laos, Kambodscha, Vietnam  

 

Weitere bedeutende Kolonien waren Französisch-Somaliland (heute Dschibuti), Martinique, 

Madagaskar, die Komoren, Réunion, Französisch-Indien, Kamerun, Togo, etc.  

   Um den Anspruch Frankreichs, weiterhin eine bedeutende Rolle innerhalb des 

Staatengefüges der Welt zu spielen, aufrechtzuhalten, musste man in Paris an der 

Kolonialpolitik – trotz lokaler Widerstände und der Ablehnung der USA – eisern festhalten. 

Die US-Regierung hatte (gemeinsam mit Großbritannien) ihren Standpunkt bereits in der 

Atlantikcharta von 1941 klar gemacht, die unter anderem folgendes bestimmte:210  

 

“1. Ihre Länder streben keine Bereicherung an, weder in territorialer noch in anderer Hinsicht. 

2. Sie wünschen keine territorialen Veränderungen, die nicht im Einklang mit dem Willen der 

betreffenden Völker stehen. 

3. Sie achten das Recht sämtlicher Völker, jene Regierungsform zu wählen, unter der sie leben 

wollen. Sie wünschen, dass die Souveränität und die Eigen-Verwaltung jenen zurückgegeben 

werden, denen sie gewaltsam entrissen wurden.“211 

 

Frankreich hatte diesbezüglich gänzlich andere Vorstellungen. Für die meisten Politiker und 

Generäle in Paris war klar, dass der Besitz des Empires einer der Hauptgründe war, wieso die 

Republik nach 1945 am Siegertisch der Vereinten Nationen saß. Zu diesem Zeitpunkt an eine 

totale Loslösung der Kolonialgebiete zu denken, erschien vielen französischen Politikern 

demnach als ’bizarrste’ aller Möglichkeiten. 

   Diesen Standpunkt hatte de Gaulle bereits auf der Konferenz von Brazzaville – ehemalige 

Hauptstadt von Französisch-Äquatorialafrika und heutige Hauptstadt der Republik Kongo – 

Anfang 1944 vertreten, wo er erklärte, dass es weder zu  Unabhängigkeit noch zu 

Selbstverwaltung kommen würde.212 Hingegen versprach er eine Neuordnung der 

                                                 
210 “On pouvait considérer que les territories colonisés ou sous tutelle n’étaient pas prioritairement concernés. 
Mais en février 1942, Roosevelt donna à la Charte un champ d’application maximal en précisant qu’elle était 
destinée « au monde entier ». “ In: Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 102 
211 Vgl. http://www.archives.gov/education/lessons/fdr-churchill/images/atlantic-charter.gif (25.10.2009) 
212 Folgendes Zitat aus der Ansprache de Gaulles in Brazzaville macht den französischen Standpunkt deutlich: 
“S'il est une puissance impériale que les événements conduisent à s'inspirer de leurs leçons [..], cette puissance 
c'est la France. En premier lieu et tout simplement parce qu'elle est la France, c'est-à-dire la nation dont 
l'immortel génie est désigné pour les initiatives qui, par degrés, élèvent les hommes vers les sommets de dignité 
et de fraternité où, quelque jour, tous pourront s'unir. Ensuite parce que, dans l'extrémité où une défaite provisoire 
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Beziehungen zum Mutterland Frankreich, die auf Assimilation und einer verstärkten 

wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung hinauslaufen sollte. Natürlich erhoffte man sich 

in Paris dafür im Gegenzug einen stärkeren Beitrag der Kolonien zur Befreiung Frankreichs. 

 

 

1.b. Der rechtliche Status der Kolonien während der IV. und V. Republik 

 

Nach den Ereignissen des Zweiten Weltkriegs und dem treuen Verhalten des Empires  bei der 

Befreiung des Mutterlandes Frankreich, wollte Paris die Verbindung zu den Kolonien mit der 

Verfassung der IV. Republik auf eine neue Grundlage stellen.213  

   Artikel 60 (im Kapitel VIII. ’Von der französischen Union’) bestimmte: “Die Französische 

Union wird einerseits aus der Französischen Republik, die das Mutterland Frankreich und die 

überseeischen Departements und Gebiete umfaßt, und andererseits aus den assoziierten 

Gebieten und Staaten gebildet.“214 Genauer gesagt bedeutete dies, dass die Union aus 

folgenden zwei Teilen bestand: 

 

• der Französischen Republik (zu der neben Frankreich auch Algerien, die Départements 

d'outre-mer (DOM)215 und die Territoires d'outre-mer (TOM)216 gehörten) und den 

• assoziierten Gebiete (zu der einerseits die alten Mandatsgebiete Kamerun und Togo 

und andererseits die assoziierten Staaten (bzw. alten Protektorate) Marokko, Tunesien, 

Kambodscha, Laos, Vietnam, Annam und Tonkin gehörten). 

                                                                                                                                                          
l'avait refoulée, c'est dans ses terres d'outre-mer, dont toutes les populations, dans toutes les parties du monde, 
n'ont pas, une seule minute, altéré leur fidélité, qu'elle a trouvé son recours et la base de départ pour sa libération 
et qu'il y a désormais, de ce fait, entre la Métropole et l'Empire, un lien définitif.“ In: http://www.charles-de-
gaulle.org/pages/l-homme/accueil/discours/discours-au-monde-1958-1969/allocution-prononcee-a-l-occasion-de-
l-ouverture-de-la-conference-de-brazzaville-30-janvier-1944.php?searchresult=1&sstring=brazzaville 
(30.10.2009) 
213 Natürlich wollte das Hexagon ’ihre’ Gebiete aber auch rechtlich absichern. “En juillet 1946, les élus indigènes 
d’outre–mer à la seconde Constituante firent adopter en commission, avec l’appui des députés socialistes, un 
système d’organsisation susceptible d’évoluer vers une fédération. En découvrant ce texte, le gouvernement 
Bidault fut stupéfait et dénonça une tentative de dislocation du domaine colonial. Il fit établir un nouveau project, 
qui devient le titre VIII de la Constitution d’octobre 1946 intitulé « De l’Union française ».“ In: Bernard Phan, 
Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 119 
214 Der gesamte Verfassungstext von 1946 ist unter: http://mjp.univ-perp.fr/france/co1946-0.htm#8 (31.10.2009) 
auf Französisch und unter: http://www.verfassungen.eu/f/fverf46-i.htm (16.11.2009) auf Deutsch verfügbar. 
215 DOM: Guadeloupe, Martinique, Französisch Guayana, Reunion, Saint-Pierre und Miquelon. Die DOM sind 
bis heute Teil der französischen Republik und gehören auch zur Europäischen Union. 
216 TOM: Senegal, Französisch-Sudan (heute Mali), Guinea, Dahomey (heute Benin), Niger, Obervolta (heute 
Burkina Faso), Mauretanien, Elfenbeinküste, Gabun, Mittelkongo (heute Republik Kongo),  
Tschad, Ubangi-Schari (heute Zentralafrikanische Republik), Französisch-Somaliland (heute Dschibuti), die 
Komoren, Madagaskar, Neukaledonien, Neue Hebriden, Wallis und Futuna. Die meisten TOM wurden 1960 
unabhängig. 
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Der Verfassungstext von 1946 beinhaltete indessen viele Widersprüche.217 Eindeutig waren 

unter anderem Artikel 64, der besagte, dass der Präsident der Republik auch Präsident der 

französischen Union sein sollte, sowie Artikel 65, der festlegte, dass selbiger ebenso 

Vorsitzender des Hohen Rates der Union war. 

   Der Eindruck, dass man in den unterschiedlichen Formulierungen (vergleiche die letzten 

Absätze der Präambel) sowohl eine Verbrüderung bis hin zur Assimilation, eine Föderation 

mit gleichen Rechten und Pflichten und die absolute Vorreiterstellung des Mutterlandes 

Frankreich herauslesen konnte, trog nicht. Frankreich war hinsichtlich ihrer überseeischen 

Gebiete in einer politischen Zwickmühle, denn die Stellung, die Macht der Republik der 

letzten Jahrhunderte, basierte auf der zentralistischen Gewalt (in Paris), welche die Einheit des 

Reichs garantierte. Das Bewusstsein der Notwendigkeit des Zentralismus war jedoch mit dem 

Grundsatz ’Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit’ nur bedingt vereinbar bzw. “ergibt sich 

eine wesentliche Schwierigkeit. Die einzige Politik, die eine Verbindung von Liberalismus 

und Zentralismus erlaubt, ist die Assimilation.“218 Wo konnte eine Assimilation jedoch anders 

hinführen, wenn nicht letztlich zur rechtlichen Gleichstellung aller Beteiligten? Dies müsste 

zwangsläufig zur Folge haben, dass irgendwann viele Millionen von Menschen in Afrika, 

Asien, Ozeanien und dem Atlantik über wenige Millionen Menschen in Frankreich bestimmen 

könnten. Und wer in Frankreich konnte eine solche Vorstellung wirklich wünschenswert 

finden, geschweige denn diese politisch ernsthaft vertreten? 

   Vielmehr blieben nach 1945 de facto nur die beiden Möglichkeiten Zentralismus oder 

Liberalismus, wobei für Paris – getreu seiner Tradition und Überzeugung – die Entscheidung 

eindeutig feststand. So besagte Artikel 66 der Verfassung: ’Die Versammlung der 

Französischen Union setzt sich zur Hälfte aus Mitgliedern zusammen, die das Mutterland 

Frankreich vertreten und zur Hälfte aus Mitgliedern, welche die überseeischen Departements 

und Gebiete und die assoziierten Staaten vertreten.’ Frankreich hatte damit neben der 

Präsidentschaft und dem Vorsitz im Hohen Rat in der Versammlung ebenso viele Vertreter 

wie alle anderen Gebiete zusammen. Dies zeigte eindeutig, wer laut Verfassung von 1946 in 

der ’Union, die ohne Unterschied der Rasse oder der Religion auf der Gleichheit der Rechte 

und Pflichten begründet ist’ (Präambel) die Macht in den Händen hielt. 

   Die Verfassung vom 4. Oktober 1958, welche die V. Republik begründete, änderte die 

Bezeichnung ’französische Union’ in ‘Communauté française’ (‘französische Gemeinschaft’). 

Nachdem in den letzten Jahren bereits zahlreiche Staaten unabhängig geworden waren 

                                                 
217 Vergleiche speziell die Präambel der Verfassung mit Kapitel VIII ’Von der französische Union’. 
218 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 61 
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(Marokko, Tunesien, Vietnam, Kambodscha, Laos), war die Gemeinschaft – im Gegensatz zur 

Union – bereits deutlich kleiner geworden.  

   Während Artikel 77 der neuen Verfassung besagte: ’Innerhalb der durch diese Verfassung 

errichteten Gemeinschaft genießen die Mitgliedstaaten Autonomie; sie verwalten sich selbst 

und sorgen in demokratischer und freier Weise für die Erledigung ihrer eigenen 

Angelegenheiten’219, machte Artikel 78 klar, dass: ’Die Zuständigkeit der Gemeinschaft 

erstreckt sich auf die Außenpolitik, die Verteidigung, das Geldwesen, die gemeinsame 

Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie die kriegswichtigen Rohstoffe. Sie umfaßt ferner, wenn 

nicht Sondervereinbarungen getroffen werden, die Kontrolle des Justizwesens, des 

Hochschulunterrichts und die allgemeine Organisation des gemeinsamen Außenverkehrs 

sowie des Fernmeldewesens.’  

   Nachdem Guinea sich bereits 1958 für die Unabhängigkeit entschloss, folgten 1960 vierzehn 

weiter afrikanische Staaten220 - diese blieben aber weiterhin auf kulturelle, militärische und 

ökonomische Weise mit dem Mutterland verbunden. Der Titel XII (’Die Gemeinschaft’) war 

damit seit Beginn der 60er Jahre faktisch obsolet geworden – aus der Verfassung sollte er 

jedoch erst im Jahre 1995 gelöscht werden.221 

 

 

1.c. Die ersten Auseinandersetzungen in Syrien, Libanon und Madagaskar 

 

Eine der ersten militärischen Auseinandersetzungen spielte sich im Nahen Osten ab. Obwohl 

der französische Oberbefehlshaber in Syrien, General Catroux, bereits 1941 Syrien und 

Libanon222 die Unabhängigkeit versprochen hatte, blieb das französische (und britische) 

Mandat bis Ende des Zweiten Weltkrieges de facto bestehen. Im Februar 1945 begannen die 

ersten Verhandlungen, wobei Frankreich für die Gewährung der Unabhängigkeit auf die 

Beibehaltung ökonomischer Vorteile und französischer Militärbasen bestand. Syrien und 

Libanon, beide Gründungsmitglieder der Vereinten Nationen im Sommer 1945, verweigerten 

dies. Daraufhin verstärkte Frankreich seine Truppen und Ende Mai kam es zu blutigen 

                                                 
219 Für den Verfassungstext von 1958 in deutscher Form, siehe: http://www.verfassungen.eu/f/ (19.11.2009)    
220 Dies war durch Artikel 86 der Verfassung möglich (vergl. ebenso die Zusatzartikel aus 1960). Für mehr 
Informationen, siehe: http://www.verfassungen.eu/f/ (19.11.2009)  
221 “En juillet 1995, une révision constitutionnelle a supprimé du texte constitutionnel le titre XII consacré à la 
Communauté, devenu obsolète depuis le début des années 60.“ In:  Éric Duhamel, La Ve République, p. 12 
222 Syrien und Libanon waren seit 1920 (nach einem Beschluss der Konferenz des Völkerbundes in San Remo) 
unter französischem Mandat. 
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Zusammenstössen und der Bombardierung von Damaskus, bei der mehrere tausend Menschen 

ihr Leben verloren. 

Im Folgenden forderten die Vereinten Nationen den Rückzug Frankreichs und britische 

Truppen intervenierten (mit der Zustimmung der Amerikaner), indem sie die Franzosen am 

Verlassen ihrer Kasernen hinderten.223 Dies führte schließlich dazu, dass im April 1946 die 

letzten französischen Truppen Syrien und Libanon verließen und die beiden Staaten die 

vollständige Souveränität erhielten. 

 

“Cette crise a des conséquences multiples : la mauvaise humeur des Anglo-Saxons les pousse 

à réduire la zone d’occupation française en Allemagne ; ces événements contribuent de même 

à l’exclusion de la France de la conférence de Potsdam. Surtout, ils font échouer le projet 

d’alliance franco-britannique, qui aux yeux du Général devait constituer le « deuxième étage » 

de la sécurité française et que Churchill a proposé dès sa visite à Paris le 11 novembre 

1944.“224 

 

Diese erste Auseinandersetzung im ehemaligen Kolonialreich hatten für Frankreich und 

dessen außenpolitisches Renommee bereits schwerwiegende Konsequenzen. Jedoch sollte 

Paris seine Politik – welche die Einflussnahme in die Entscheidungen der alten 

Kolonialgebiete als Notwendigkeit erachtete – auch in den nächsten Jahrzehnten nicht ändern. 

Dieser Standpunkt führte dazu, dass sich die Republik, wie auf den nächsten Seiten dargelegt, 

in zahlreiche weitere militärische Abenteuer stürzen sollte, die (in außenpolitischer Hinsicht) 

durchwegs mit einem Desaster für Frankreich endeten. 

 

Ein anderer, oft vergessener Konflikt, spielte sich 1947 in Madagaskar ab. Nachdem Ende 

März ein Aufstand ausgebrochen war, antwortete die erste Regierung der IV. Republik unter 

dem Sozialisten Paul Ramadier mit massiven Truppenentsendungen und einer brutalen 

Repression der Einwohner. Besondere Härte bekamen die Mitglieder der Demokratischen 

Erneuerungsbewegung Madagaskars (Mouvement démocratique de la rénovation malgache - 

MDRM) zu spüren. Man schob “ihren Abgeordneten in der Nationalversammlung die 

Verantwortung für den Aufstand zu und führt[e] dabei als entscheidenden Beweis ein 

Telegramm an, in dem die Aktiven der Bewegung den »strikten Befehl« erhalten, »gegenüber 

                                                 
223 Sie [die britisch-französische Konfrontation] ist so schwer, daß am 30. und 31. Mai 1945, wenige Tage nach 
der deutschen Kapitulation, ein blutiger Zusammenstoß zwischen Engländer und Franzosen nicht ausgeschlossen 
erscheint.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 46  
224 Jean-Claude Allain, u.a. (Hrsg.), Histoire de la Diplomatie francaise, p. 363 
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Maßnahmen und Provokationen jeglicher Art, die darauf abzielen, die friedliche Politik des 

MDRM zu sabotieren, absolut ruhig und gelassen zu bleiben«.“225 Die Anzahl der Toten und 

Verletzten dieser Machtdemonstration war beträchtlich. “Auch neuere Veröffentlichungen 

gehen davon aus, daß eine Zahl von insgesamt 80.000 Toten wahrscheinlich nicht zu hoch 

gegriffen ist.“226 Durch diesen Gewaltakt konnte Frankreich Madagaskar vorerst noch unter 

Kontrolle halten; 1960 wurde die Insel im Indischen Ozean schließlich offiziell unabhängig. 

 

 

2. Der Krieg in Indochina: 1946 – 1954 

 

2.a. Die Ausgangslage: Ho Chi Minh und der 6. März 1946 

 

Am 9. März 1945227 griff die japanische Armee die französischen Truppen in Indochina an 

und übernahm schlagartig das gesamte Gebiet, welches aus den heutigen Staaten Laos, 

Kambodscha und Vietnam bestand. Am Tag der Kapitulation Japans, dem 2. September 1945, 

rief Ho Chi Minh228 die Unabhängige Republik Vietnam aus – wenige Tage später folgten 

Laos und Kambodscha.229  

   Auf der Potsdamer Konferenz im Juli 1945 wurde von den Siegermächten beschlossen, dass 

chinesische Truppen den Norden und Großbritannien die südlichen Gebiete Vietnams 

vorübergehend kontrollieren sollten. Für de Gaulle hatte jedoch lediglich die Republik 

Anspruch auf die Gebiete in Indochina, die seit dem 19. Jahrhundert von den Franzosen 

erobert wurden. “Il faut rappeler que l’Indochine est, sur le plan économique, la possession la 

plus rentable de la France. D’autre part, on est convaincu que le XXe siècle allait se jouer 

autour du Pacifique, et que la France se devait d’y conserver un « balcon ».“230  

                                                 
225 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 85 
226 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 43 “On admet généralement que la répression a 
fait quelques 89.000 morts malgaches chez les insurgés, estimation qui était celle de l’état-major à la fin de 
1948.“ In: Yves Benot, Massacres coloniaux, p. 122 
227 Die japanische Armee war bereits seit 1940 in Vietnam militärisch präsent. Für die Jahreszahlen in diesem 
Kapitel vergleiche speziell: http://www.ena.lu/chronology_events_indochina_1945-1956-3-3371 (26.10.2009) 
Frankreich war seit 1862 im Besitz der drei östlichen Provinzen Cochinchinas und der Insel Poulo Condore 
(Eroberung durch Napoleon III.). Ab 1884 wurde auch der Rest Vietnams französisches Kolonialgebiet. 
228 Ho Chi Minh gründete im Jahre 1930 die Kommunistische Partei und im Jahre 1941 die Viet Minh (’Liga für 
die Unabhängigkeit Vietnams’) und bekämpfte sowohl die französische Kolonialregierung, als auch die 
japanische Armee.   
229 Der gesamte Text ist unter:  
http://www.ena.lu/declaration_independence_democratic_republic_vietnam_hanoi_september_1945-3-3364 
(31.10.2009) verfügbar. Die Unabhängigkeit Vietnams und die Regierung Ho Chi Minh wurde von keinem 
einzigen Staat offiziell anerkannt. 
230 Jean-Claude Allain, u.a. (Hrsg.), Histoire de la Diplomatie française, p. 364 
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   Nur einen Monat später, am 5. Oktober 1945, landeten auf Anweisung de Gaulles die ersten 

Truppen unter der Führung von General Leclerc in Saigon – eine Entscheidung, die Ho Chi 

Minh zu dieser Zeit begrüßte, da die Chinesen, welche den Norden kurzfristig kontrollierten, 

ebenso als Gefahr für die zukünftige Unabhängigkeit Vietnams gesehen wurden. Die Chinesen 

zogen indes bald ihre Truppen aus dem Norden Vietnams wieder ab. Daraufhin konnten die 

Franzosen im Süden unter Mithilfe der Engländer schnell wieder die Oberhand gewinnen, der 

Norden blieb jedoch in der Hand der Viet Minh.  

   Neben einigen militärischen Auseinandersetzungen stellte die Provinz Cochinchina 

(“séparée parce que prise par Napoléon III, avant le reste de la conquête“231) den größten 

Streitpunkt zwischen der Republik und den Viet Minh dar, da Frankreich darauf bestand, die 

kleine südliche Region als abgetrennten Teil von Vietnam zu betrachteten.  

   Am 6. März 1946 schlossen die Regierung Felix Gouin und Ho Chi Minh jedoch das  

’Sainteny-Ho Chi Minh-Abkommen’, das bestimmte, dass: “Die französische Regierung 

erkennt die Republik Vietnam als freien Staat mit einer eigenen Regierung, einem eigenen 

Parlament, einem eigenen Heer und eigener Finanzhoheit an; sie ist Teil der Indochinesischen 

Föderation und der Französischen Union.“232  

   Als jedoch Ho Chi Minh (nun als Präsident der Demokratischen Republik Vietnam) am 6. 

Juli 1946 zur Konferenz nach Fontainbleau in der Nähe von Paris fuhr, hatte sich die 

Stimmung erneut verschlechtert. Einerseits hatte bereits die Regierung Gouin Ende Mai 

angekündigt, der Provinz Cochinchina einen unabhängigen Status innerhalb der französischen 

Union zu verleihen – dies war für Ho Chi Minh eine eindeutige Verletzung der Vereinbarung 

vom 6. März. Andererseits war Ende Juni 1946 die neue Regierung unter Georg Bidault 

angelobt worden und Georges Thierry d’Argenlieu zum neuen Generalgouverneur für 

Indochina berufen worden. Beide standen jedweden vietnamesischen 

Unabhängigkeitsbewegungen extrem kritisch gegenüber. “En fait, avec le concours de 

d’Argenlieu qui, après la Cochinchine, veut encore séparer d’autres régions, peuplées de « 

minorités » du futur Vietnam, Bidault et Moutet ne cherchent qu’à saboter les accords du 6 

mars.“233  

   Die neue Regierung unter Georg Bidault war nicht bereit mit Ho Chi Minh sachliche und 

konstruktive Verhandlungen zu führen. Das Abkommen vom März war bereits nach wenigen 

Monaten hinfällig geworden und die französische Politik verspielte die erste große Chance, 

diesen Konflikt friedlich beizulegen. “On est déjà loin de l’enthousiasme de mars. Même 
                                                 
231 Yves Benot, Massacres coloniaux, p. 70 
232 Der gesamte Text ist unter: http://www.vietnamgear.com/March6agreement.aspx (26.10.2009) auffindbar. 
233 Yves Benot, Massacres coloniaux, p. 76 
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l’idée d’une indépendance dans le cadre de l’Union français est déplaisante aux yeux des 

Bidault, Moutet, d’Argenlieu, pour ne pas parler de de Gaulle, écarté officiellement du 

pouvoir, mais qui n’en est pas moins bien présent et activ.“234 Die Konferenz von 

Fontainbleau war demnach zum Scheiterten verurteilt – und Ho Chi Minh, der als einziges 

Ergebnis einen ’Modus Vivendi’235 mit nach Hause nahm, hatte allen Grund sich von der 

französischen Politik hintergangen zu fühlen. 

 

 

2.b. Der Beginn des Indochinakriegs: Hanoi am 19. Dezember 1946 

  

In den folgenden Monaten verschlimmerte sich die Situation zunehmend. Ende November 

griff die französische Armee unter anderem aufgrund von Zollstreitigkeiten Haiphong an und 

tötete um die 6000 Menschen, großteils Zivilisten. Anstatt sich jedoch wie erhofft ’Respekt’ 

zu verschaffen, schlugen die Viet Minh zurück. Unter der Führung von Armeechef Giap 

griffen sie am 19. Dezember 1946 die Hauptstadt Hanoi an und richteten ihrerseits ein 

Massaker an. Das war der Beginn des Indochinakrieges.236 Die Franzosen konnten im 

Anschluss die Kontrolle über die Hauptstadt Hanoi wieder herstellen und die Viet-Minh – und 

Ho Chi Minh, dessen Regierung nun gestürzt war – zogen sich in die nördlichen Gebiete, von 

wo aus der daran anschließende Guerillakrieg organisiert und durchgeführt wurde, zurück.  

   Die Regierung von Léon Blum, die eben an die Macht gekommen war, hätte eine politische 

Lösung einer militärischen prinzipiell vorgezogen – bedenkt man auch die immensen 

Budgetsorgen der Republik zu dieser Zeit.237 Für die wenige Wochen später angelobte 

Regierung unter Paul Ramadier war jedoch von Anfang an klar, dass sich die Zukunft von 

Vietnam lediglich innerhalb der französischen Union abspielen konnte. Gemeinsam mit 

Außenminister Bidault versuchte man, den alten Kaiser Bao-Dai als Regierungschef einsetzen, 

jedoch war es “nicht einfach, sich Bao-Dais zu bedienen. Um ihn zu stärken, wird man ihm 

anbieten müssen, was dem Viet-Minh verweigert wurde, zumindest auf dem Papier. Gegen 

den Viet-Minh steht man jetzt faktisch im Krieg, und dieser Krieg, in den Frankreich sich 

                                                 
234 Ibid, p. 76 f. 
235 Der gesamte Text ist unter: http://www.vietnamgear.com/ModusVivendi.aspx (26.10.2008) auffindbar 
236 “Für fast die gesamte französische öffentliche Meinung stehen Hanoi und der 19. Dezember für den Beginn 
des Indochinakrieges.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 82 
237 “Pourtant, on l’a vu, Léon Blum s’était prononcé dans Le Populaire du 11 décembre pour l’indépendence du 
Vietnam. [...] Mais pendant les cinq semaines où il a été président du gouvernement, entre décembre 1946 et 
janvier 1947, Blum, surpris par l’affaire de Hanoi, n’a pas réussi à engager une politique pacifique.” In: Yves 
Benot, Massacres coloniaux, p. 104 
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stürzt, zwingt zu Entsendung eines stetig steigenden Kontingents von Offizieren und Soldaten 

der französischen Berufsarmee nach Indochina.“238 

 

 

2.c. Das Abkommen von Along Bay und der Beginn der Internationalisierung des Konflikts 

 

In den Vereinbarungen von Along Bay vom 5. Juni 1948 gestand die Regierung Robert 

Schuman Bao-Dai schließlich das zu, was die vorhergehenden Regierungen Ho Chi Minh 

zwar versprochen, dann aber verweigert hatten: die Anerkennung der Unabhängigkeit 

Vietnams innerhalb der französischen Union. Die ’Elysée-Vereinbarung’ vom 8. März 1949 

bestätigte die Unabhängigkeit (als assoziierter Staat und Teil der französischen Union) und 

anerkannte Bao-Dai offiziell als Regierungschef.239 Die Wertschätzung der Bevölkerung 

gegenüber Bao-Dai blieb jedoch  gering – genauso wie gegenüber der Kolonialmacht 

Frankreich. 

   Während dieser Zeit hielten die Viet-Minh die Stellung und verteidigten die von ihnen 

kontrollierten Gebiete. Das Durchhaltevermögen der Viet-Minh und die angespannte Lage 

aufgrund der Entwicklung der bipolaren Welt hatte schließlich zur Folge, dass der Konflikt – 

der bis jetzt ein reiner Kolonialkrieg gewesen war – andere Konturen annehmen sollte, denn 

“[..] les événements de 1949-1950 (victoir de Mao, guerre de Corée) changent la donne et 

transforment l’Asie du Sud-Est en enjeu majeur de la stratégie d’endiguement.“240 

   Nachdem die Volksrepublik China am 19. Januar 1950 die Regierung Ho Chi Minhs offiziell 

anerkannte, vollzog zwölf Tage später auch die UDSSR diesen Schritt. Eine Woche darauf, 

am 7. Februar 1950, anerkannte die USA offiziell die Regierung Bao-Dais. Die erste Phase der 

Internationalisierung des Konflikts hatte begonnen.241 

   Der Ausbruch des Koreakrieges am 25. Juni 1950 verschärfte die Lage in Vietnam weiter. 

Die Chinesen lieferten ab jetzt offen Waffen an Ho Chi Minh und die US-Amerikaner an 

Frankreich. “Diese [amerikanische] Hilfe, Militär- und Wirtschaftshilfe zusammengenommen, 

                                                 
238 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 85 
239 Im April 1949 beschloss das vietnamesische Parlament die Angliederung Cochinchinas an Vietnam. Ende 
1949 wurden mit Kambodscha und Laos Verträge unterzeichnet, die die Unabhängigkeit innerhalb der 
französischen Union bestätigen. “Les accords conclus avec le Viêt-nam de Bao Daï furent étendus au Cambodge 
par un accord du 8 novembre 1949 et au Laos le 19 juillet 1949.“ In: Bernard Phan, Colonisations et 
décolonisations françaises depuis 1850, p. 127 
240 Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 19 
241 “Bis Ende 1949 war der Indochinakrieg nicht Bestandteil des Kalten Krieges. […] Ab 1950 ist es zu spät, um 
ohne Berücksichtigung der internationalen Lage einen Ausweg zu suchen; jede Lösung verlangt ihre 
Einbeziehung.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 118 
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beläuft sich insgesamt von Januar 1950 bis Mai 1954 auf vier Fünftel der gesamten 

französischen Kriegskosten.“242  

   Die Viet-Minh konnten die Stellung trotz alledem halten und fügten der französischen 

Armee – unter anderem in der Schlacht um Cao Bang im Oktober 1950 – erhebliche Verluste 

zu. Auch verstärkte Waffenlieferungen der Amerikaner ab 1953 und die Ernennung von Henri 

Navarre zum Oberbefehlshaber (am 8. Mai 1953) konnten die Lage der Franzosen nicht 

maßgebend verbessern. 

   Die einsetzende Desillusionierung innerhalb der französischen Armee, aber auch in 

Frankreich selbst, und das Ende des Koreakrieges am 25. Juli 1953 veranlassten schließlich 

die seit Ende Juni amtierende Regierung unter Joseph Laniel erstmals zu einem 

Strategiewechsel, der in den ersten Versuch, den Konflikt mit diplomatischen Mitteln und 

unter internationaler Beteiligung beizulegen zum Ausdruck kam.243 

   Der Krieg ging indes vorerst weiter. Nachdem die Viet-Minh im April 1953 in den Norden 

Laos einmarschierten, beschloss Oberbefehlshaber Navarre im November den 

Hauptstützpunkt in Dien Bien Phu zu errichten, um so die Versorgungslinien des Feindes zu 

durchbrechen und den Norden von Laos verteidigen zu können. 

 

 

2.d. Die Genfer Konferenz, der Fall von Dien Bien Phu und die Politik von Pierre Mendès 

France 

    

Die Berliner Konferenz der Außenminister der USA, Großbritanniens, der UDSSR und 

Frankreichs vom 25. Januar bis zum 18. Februar 1954 – die eigentlich die Lösung 

europäischer Sicherheitsprobleme zum Ziel hatte – sah vor, am 26. April 1954 in Genf eine 

Konferenz über Korea und Indochina abzuhalten. 

   Zur gleichen Zeit verstärkten die Viet-Minh den Druck in Vietnam. “General Giap hatte zum 

ersten Mal in diesem Feldzug Straßen durch den Dschungel bauen lassen. Er führte nicht nur 

Truppenverstärkungen, sondern vor allem schweres Kriegsmaterial aus China zu einer 

Entscheidungsschlacht an die französischen Stellungen heran, die nur noch aus der Luft 

                                                 
242 Ibid, p. 120 
243 “Die französische Regierung hatte schon im Sommer des Jahres 1953, nach dem Waffenstillstand in Korea, 
den westlichen Verbündeten ihr starkes Interesse an einer diplomatischen Lösung des Konflikts mitgeteilt.“ In: 
Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 102 “Der Krieg erscheint derart aussichtslos, er 
belastet das öffentliche Leben Frankreichs so sehr und ist für das Offizierskorps, das jedes Jahr einen ganzen 
Jahrgang in Asien verliert, in einem Masse existenzgefährdend, daß die Regierung René Mayer und vor allem, ab 
Juni 1953, die Regierung Joseph Laniel, eine Internationalisierung des Konflikts anstreben.“ In: Alfred Grosser, 
Frankreich und seine Außenpolitik, p. 120 f. 
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versorgt werden konnten. Giap wußte, daß die internationale Lage einem Frieden in Indochina 

zustrebte.“244 Im März weiteten die Viet-Nimh ihre Angriffe auf Dien Bien Phu – das 

strategisch schlecht, in einem Becken gelegen war – aus. Am 7. Mai 1954, also während die 

internationalen Mächte in Genf tagten, eroberten die Viet-Nimh schließlich den französischen 

Stützpunkt in Dien Bien Phu. “Le choc psychologique était considerable et permit à tous ceux 

qui voulaient mettre en terme à la guerre de peser dans ce sens.“245    

   Nach dieser Niederlage und nachdem die Amerikaner (vorerst) ein militärisches Einreifen in 

Vietnam ablehnten, wurde die Regierung Laniel gestürzt und Pierre Mendès France mit der 

Regierungsbildung beauftragt. Indem dieser sich bei seiner Antrittsrede bereits eine Frist bis 

zum 20. Juli setzte um das Problem zu lösen (ansonsten würde er zurücktreten), kam eine neue 

Dynamik in den Prozess. Es gelang ihm, auf der Genfer Konferenz das Vertrauen von Eden, 

Molotov und schließlich auch der US-Regierung zu gewinnen. Bereits vorher hatten sich die 

Viet-Minh “mit einer provisorischen Teilung des Landes einverstanden erklärt.“246 

   In der Nacht vom 20. auf den 21. Juli 1954 wurde schließlich das 

Waffenstillstandsabkommen zwischen dem Viet-Minh und der Regierung Mendès France 

unterzeichnet. Es sah die Teilung des Landes entlang dem 17. Breitengrad und die Abhaltung 

von Wahlen im Juli 1956 – die gegebenenfalls zu einer Wiedervereinigung führen sollten – 

vor.247 Um den Süden vor Angriffen der Viet-Minh zu schützen, willigte Mendès France in 

den folgenden Monaten in die Integrierung der USA und anderer Staaten innerhalb eines 

gemeinsamen Verteidigungsbundes ein, welcher in Manila am 8. September 1954 durch die 

Unterzeichnung des Vertrags zur Südostasiatischen Verteidigungsorganisation (SEATO)248 

geschaffen wurde. Diese ’Einbeziehung’ der Amerikaner hatte zur Folge, dass “sich in 

wenigen Wochen eine regelrechte Ablösung [vollzog]. Aus dem Beistand, der dem 

südvietnamesischen Regierungschef Ngô Dinh Diem gemeinsam gewährt wurde, wird die 

bedingungslose Unterstützung seines immer autoritärer werdenden Regimes.“249 

   Anfang Oktober 1954 zogen sich die Franzosen aus Hanoi zurück und am 28. April 1956 

wurde das französische Hochkommissariat in Indochina gänzlich aufgelöst. Die Franzosen 

hatten ihren ’Balkon’ in Asien verloren. Ab jetzt nahmen die Amerikaner die Verteidigung 

                                                 
244 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 102 
245 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 128 
246 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 106 
247 Ebenso wurde die Unabhängigkeit von Laos und Kambodscha bestätigt. Für den vollständigen Text der 
Schlussakte der Genfer Konferenz siehe: 
http://www.ena.lu/schlussakte_genfer_konferenz_zusatzerklarungen_21_juli_1954-3-3366 (31.10.2009) 
248 Hauptziel der Mitgliedsstaaten (USA, Großbritannien, Frankreich, Neuseeland, Australien, Philippinen, 
Thailand und Pakistan) war die Eindämmung des Kommunismus in Südostasien. Für mehr Informationen siehe: 
http://www.state.gov/r/pa/ho/time/lw/88315.htm (30.10.2009) 
249 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 132 
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Südvietnams in die Hand. Die in Genf vereinbarten Wahlen wurden nach Intervention von 

Ngô Dinh Diem niemals abgehalten. Anstatt dessen sollten die Geschehnisse der nächsten 

Jahre – an denen Frankreich jedoch nicht mehr beteiligt war – statt zu einer Einigung des 

Landes direkt in den nächsten Krieg führen.  

 

 

3. Die Grande Nation in Nordafrika 

 

3.a. Die Protektorate Tunesien und Marokko 

 

Tunesien wurde im Jahre 1881 von Frankreich erobert und besetzt. Der Vertrag von Bardo 

vom 12. Mai 1881 und die Vereinbarung von al-Marsa vom 8. Juni 1883 etablierten 

Frankreich als Schutzmacht der vorher von Bey Muhammad al-Saliq regierten Territorien.250 

   Nach zahlreichen tunesischen Aufständen Anfang des zwanzigsten Jahrhunderts wurde in 

den 1940er Jahren die Destour-Partei ins Leben gerufen.251 Die Verhandlungen mit den 

Franzosen waren jedoch stets zum Scheitern verurteilt. 

   Nachdem die Achsenmächte in Tunesien 1943 kapitulierten, ging der bewaffnete 

Unabhängigkeitkampf der Neo-Destur weiter. Im Juni 1950 unternahm Robert Schuman einen 

bedeutenden Schritt, indem “le président du Conseil assigna même publiquement au Résident 

la tâche de «conduire la Tunisie vers le plein épanouissement de ses richesses et de l’amener à 

l’indépendance».“252 Führende nordafrikanische Parteimitglieder, die stets einen starken 

Einfluss in Paris ausübten, sollten die Aufnahme sachlicher Verhandlungen jedoch erneut 

verhindern. 

   Die Entsendung des neuen Generalresidenten Jean de Hautecloque im Januar 1952, der für 

sein kompromissloses Handeln bekannt war, führte zu zahlreichen Unruhen und offenen 

Auseinandersetzungen. Diese Konfrontationen erfuhren erst mit der Ernennung von Pierre 

Mendès France zum Regierungschef im Juni 1954 – und dessen erfolgreichen Genfer 

Friedensverhandlung hinsichtlich Vietnams – eine entscheidende Wendung. “Er erschien am 

                                                 
250 “The Treaty of Bardo made no reference to a protectorate, but stated that the military occupation was 
temporary and should end the moment there was evidence that the Tunisian administration was capable of re-
establishing law and order in the country. The Bey was to remain the head of state, and together with his family, 
would enjoy French protection. […]Under the Protectorate system that was ushered in by the al-Marsa 
Convention, the Resident-Minister (from 1885 known as Resident-General) became the real ruler of the country.” 
http://www.tunisiadaily.com/tunisia-history (28.10.2009) 
251 Später vollzog sich eine Spaltung zwischen der konservativen Destour-Partei und der modern ausgerichteten 
Neo-Destur. 
252 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 134 



 
 

81

31. Juli, zehn Tage also nach dem Waffenstillstand in Indochina, und bot dem Bey von Tunis 

‚die interne Autonomie des tunesischen Staates’ an. ‚Sie wird’, so sagte er, ‚ohne 

Hintergedanken von der französischen Regierung anerkannt und proklamiert [..]’. Um zu 

bekräftigen, daß es sich diesmal um eine tatsächliche Autonomie und nicht nur um die 

Anerkennung des Prinzips handele, wurde am 1. August allen gefangenen oder verbannten 

Führern des Neo-Destur die freie Rückkehr nach Tunis gestattet.“253 

   Im Juni 1955 unterzeichnete die neue Regierung von Edgar Faure zahlreiche Verträge mit 

Habib Bourgiba, dem Anführer der Neo-Destur und späteren ersten Präsidenten Tunesiens. 

Diese bestätigten erstmals die innere Autonomie des Landes, die Außenpolitik und 

Verteidigung sollte jedoch noch im Kompetenzbereich von Frankreich verbleiben. 

   Nachdem im November 1955 die Ankündigung erfolgte, dass Frankreich mit Marokko 

Verhandlungen über eine vollständige Unabhängigkeit aufnehmen wolle, wurde auch mit 

Tunesien erneut verhandelt. Dies führte schließlich zur offiziellen Anerkennung der 

Unabhängigkeit Tunesiens durch Frankreich am 20. März 1956 und zur Ausrufung der 

Republik Tunesien am 25. Juli 1957.254 

 

Marokko wurde am 30. März 1912 durch den Vertrag von Fez zu einem französischen 

Protektorat. Die Macht der Sultane wurde stark eingeschränkt und der französische 

Generalresident übernahm faktisch die Kontrolle. Jedoch brauchte die Kolonialmacht 

Frankreich noch mehr als zwanzig Jahre, um die gesamten Gebiete Marokkos zu unterwerfen. 

   Der nationalistische Widerstand in Marokko begann zu Beginn der 1930er Jahre mit der 

Gründung von politischen Bewegungen, welche die Unabhängigkeit (neben dem bewaffneten 

Kampf) mit diplomatischen Mitteln erreichen wollten. Die Hoffnung, dass die Franzosen nach 

dem zweiten Weltkrieg von sich aus an einer Änderung des Status der Kolonien interessiert 

seien, erfüllte sich jedoch nicht.255 

   Bedeutende Unterstützung erhielten die Nationalisten, als sich Sultan Mohammed ben 

Yussef in seiner Rede vom April 1947 öffentlich den Zielen der Unabhängigkeitsbewegung 

anschloss. Die Franzosen antworteten umgehend mit der Ernennung von General Juin als 

neuen Generalresidenten, um die Ordnung im Sinne Frankreichs wiederherzustellen. Nach 

                                                 
253 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 108 Im Allgemeinen ist jedoch anzumerken, dass 
zu diesem Zeitpunkt in Tunesien und Marokko niemand mehr an einer Französischen Union interessiert war. Das 
Ziel lautete vollständige Unabhängigkeit, und nicht interne Autonomie. 
254 Der vollständige Wortlaut der Erklärung vom 20. März 1956 ist unter: 
http://www.ena.lu/protocol_agreement_france_tunisia_20_march_1956-3-3373 (01.11.2009) verfügbar. 
255 “Ils espéraient bien qu’à l’opposé du premier, le second après-guerre leur apportait des réformes pour un plus 
grand respect de leur droits.“ In: Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 133 
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zahlreichen Demonstrationen und Aufständen verschlimmerte sich auch hier die Lage und ab 

1953 verweigerte Sultan ben Yussuf jede weitere Zusammenarbeit mit Frankreich.256 Die 

Antwort aus Frankreich war erneut eindeutig: die Regierung setzte den Sultan ab und brachte 

ihn zuerst nach Korsika und dann nach Madagaskar ins Exil. “Der Gewaltstreich hatte 

[jedoch] nicht die Wiederherstellung der Ordnung, sondern blutige Ausschreitungen zur 

Folge.“257  

   Nach zahlreichen weiteren Anschlägen und Gewaltakten auf beiden Seiten, waren die 

Entwicklungen in Indochina, Algerien und Tunesien die Hauptgründe, wieso die Regierung 

Edgar Faures schließlich einen Kurswechsel einschlug.258 Bei einer Pressekonferenz am 6. 

November 1955 bestätigten Außenminister Antoine Pinay und Mohammed ben Yussef den 

Beginn von Verhandlungen, die die volle Unabhängigkeit zum Ziel hatten. “Am 2. März wird 

die »Erklärung von la Celle-Saint-Cloud« veröffentlicht; sie trägt die Unterschriften 

»Marokkos und Frankreichs, zweier souveräner und gleichberechtigter Staaten«.“259 Formell 

fand dieser Prozess, der zur vollen Unabhängigkeit führte, schließlich in dem am 28. Mai 1956 

abgeschlossenen Bündnis- und Freundschaftsvertrag zwischen Frankreich und Marokko 

seinen Abschluss. 

 

 

3.b. Algerien 

 

3.b.1. Die koloniale Vorgeschichte in Algerien 

 

Die Eroberung von Algerien begann früher als in Marokko oder Tunesien. Im Jahre 1830 

eroberte Frankreich große Teile des Landes und ab 1848 wurde Algerien offizieller Teil von 

Frankreich.260 Bereits wenig später begann eine bewusste Besiedelung durch französische 

Siedler und im Jahre 1881 wurden die Départements Algier, Constantine und Oran errichtet. 

                                                 
256 Der Sultan versuchte bereits ab 1950/51 den Protektoratsstatus mit Frankreich neu zu verhandeln. Da die 
Zugeständnisse Frankreichs jedoch als absolut ungenügend empfunden wurden, vermehrten sich ab 1952 die 
Demonstrationen und Aufstände. 
257 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 117 
258 Die Regierung Mendès France hatte bereits im Jahre 1954 die Rückkehr des Sultans ermöglicht. “La France 
envoya le général Catroux en mission à Antsirabé pour demander à Mohamed V de reprendre son trône, ce qu’il 
accepta, à la condition que fût constitué un conseil du trône, composé de trois membres.“ In: Émile Aubertin, 
France du XXe siècle, ou vas-tu ?, p. 220 
259 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 158 
260 “La prise d’Algier, le 5 juillet 1830, détermina la fin de la domination turque. Mais la conquête de l’Algérie 
dura fort longtemps, l’armée étant en lutte avec des tribus diverses.“ In: Émile Aubertin, France du XXe siècle, 
ou vas-tu ?, p. 222 
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Die Annahme, dass Algerien keine Kolonie, sondern integraler Bestandteil der französischen 

Republik sei, war für den folgenden Verlauf, wie wir noch sehen werden, entscheidend. 

   Eines der ersten Anzeichen für den späteren Konflikt erfolgte bereits Anfang 1945. 

Nachdem zahlreiche algerische Soldaten für die Befreiung Frankreichs ihr Leben verloren 

hatten, kam es im Mai 1945 (während der allgemeinen Siegesfeiern über die Kapitulation 

Deutschlands) zu Unruhen in Sétif, wo das algerische Volk für mehr ’Gleichheit, 

Brüderlichkeit und Freiheit’ demonstrierte. Die Antwort der Franzosen war brutal und in den 

folgenden Repressionen verloren Tausende Algerier ihr Leben. “Der 8. Mai 1945 könnte als 

Symbol gesehen werden. Am Tag, als das große Gemetzel in Europa ein Ende nimmt, fließt in 

Sétif Blut.“261 Die algerischen Soldaten, die in den folgenden Wochen und Monaten aus 

Europa zurückkehrten, würden die Bilder der zahlreichen Toten und Verwundeten in dem 

Département Constantine lange in ihrer Erinnerung behalten.262 

 

 

3.b.2. Der Beginn des Algerienkriegs im November 1954  

 

Beinahe zehn Jahre sollte es in Algerien verdächtig ruhig bleiben. Die andauernde Repression 

der algerischen Bevölkerung durch die rund 900.000 ’colons’ (französische Siedler) und die 

Geschehnisse im übrigen Kolonialreich – Ende des französischen Einflusses in Indochina, 

Entwicklungen in Tunesien und Marokko, etc. – führten jedoch auch in Algerien zum 

bewaffneten Kampf.263 In der Nacht vom 31. Oktober auf den 1. November 1954 kam es zu 

zahlreichen koordinierten Anschlägen auf französische Verwaltungseinrichtungen in ganz 

Algerien.264 Dieser organisierte Aufstand markierte den Beginn des Algerienkrieges, der bis 

1962 andauern sollte. 

                                                 
261 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 57 
262 “Algerische Quellen rechnen mit 45 000 Opfern. […] Sie hatte geschichtliche Auswirkungen. Für alle Führer 
der algerischen Rebellion, die 1956 ausbrach und nach blutigen Kämpfen 1962 mit der Unabhängigkeit Algeriens 
endete, war sie das politische Schlüsselereignis ihrer Jugend.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit 
dem Krieg, p. 47 
263 “Les nationalistes algériens furent rapidement persuadés que seule la violance leur permettrait de faire changer 
les choses.“ In: Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 135 
264 “La situation se dégrade irrémédiablement tandis que le gouvernement français, faisant preuve d’une parfaite 
ignorance de l’état d’esprit réel de la population algérienne, cherche à banaliser la montée des mécontentements 
en se bornant à dénoncer derrière les troubles l’action pernicieuse de ceux qu’il qualifie commodément de 
nationalistes séparatistes.“ In: Rachid Bencheneb, L’Algérie a la vielle du soulèvement de 1954, p. 415 
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Die Antwort Frankreichs war eindeutig: Truppenverstärkung, groß angelegte 

Säuberungsaktionen und politische Unterdrückung.265 Pierre Mendès France erklärte Anfang 

November 1954 vor der französischen Nationalversammlung: “Algerien ist Frankreich, nicht 

ein fremdes Land, das wir beschützen.“266 Damit war alles gesagt: Für Paris war das 

Algerienproblem eine rein ’französische’ Angelegenheit. Noch Jahrzehnte später sollte 

Frankreich deswegen von ’Aufständen’ und ’Unterdrückung des Terrorismus’, niemals aber 

von einem Krieg sprechen. 

Auch Innenminister François Mitterand betonte: “Algerien ist Frankreich … Wir werden allen 

entgegentreten, die die Ruhe stören und einer Sezession den Boden bereiten wollen. Wir 

werden sie und ihre Komplizen mit allen Mitteln bekämpfen. Es ist nicht zu dulden, daß ein 

Staatsbürger revoltiert.“267  

   Die starke nordafrikanische Lobby in Frankreich hatte jedoch nach Indochina und Tunesien 

wenig Vertrauen in Mendès France und Mitterand. Gemeinsam mit den enttäuschten 

Anhängern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (welche im August 1954 von der 

Nationalversammlung abgelehnt wurde) wurde die Regierung Mendès France – nach vielen 

Fortschritten und ebenso vielen Rückschlägen – Anfang Februar 1955 aufgrund der 

Geschehnisse in Nordafrika gestürzt. 

 

 

3.b.3. Die FLN und die Regierungen Faure und Mollet: 1954 – 56 

 

Von den algerischen Aufständigen wurde im April 1954 das ’Comité révolutionaire d’unité et 

d’action’ (CRUA) gegründet, welches im Laufe der Rebellion im November 1954 unter der 

Führung von Ben Bella in ’Front de libération nationale’ (FLN) umbenannt wurde.268 Ihr Ziel, 

die Wiederherstellung der Souveränität des algerischen Staates, wollte die FLN – unter 

Gewährleistung der speziellen Interessen Frankreichs – zu Beginn des Konflikts noch mit 

diplomatischen Mitteln erreichen. Das Unverständnis, das ihnen von Paris aus hinsichtlich des 

                                                 
265 Die meisten Soldaten kamen von Indochina direkt nach Algerien. “Der Algerienkrieg tritt somit 
gewissermaßen die Nachfolge des Indochinakrieges an.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, 
p. 154 
266 Daniel Mollenhauer, Die vielen Gesichter der pacification: Frankreichs Krieg in Algerien (1954-1962), p. 329 
267 In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 109 
268 1945 gab es in Algerien mehrere politische Gruppierungen. “l’Association des Oulémas (théologiens de 
l’islam), le Parti Populaire Algérien (P.P.A.) de Messali Hadj, bien implanté dans les syndicats, le Parti 
Communiste Algérien (P.C.A.) [.. et] le Mouvement des Jeunes Algériens [..].“ In: Max Tacel, La France et le 
monde au XXe siècle, p. 214 Ben Bella und andere gründeten ab Ende 1947 die Organisation Spéciale (OS), aus 
der später die CRUA und FLN wurde.  
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Wunsches nach Unabhängigkeit entgegengebracht wurde, überzeugte aber bald alle in 

Algerien, dass Worte alleine die Franzosen nicht umstimmen würden.  

   Frankreich, Algerienfranzosen und das französische Militär waren überzeugt, dieses Mal in 

jeder Hinsicht richtig (also im Sinne Frankreichs) zu handeln. Und: “Avec ce que ses chefs 

croyaient avoir appris en Indochine, elle [die Armee] était sûre cette fois de gagner.“269 

Schlussendlich sollte man die Fehler von Indochina jedoch lediglich wiederholen. 

   Nachdem im April 1955 in Algerien der Notstand ausgerufen wurde, startete die FLN im 

August 1955 mit einer ersten Offensive im Norden des Départements Constantine.270 Die 

Franzosen antworteten umgehend, verstärkten die Truppen massiv – bis 1956 sollten bereits 

beinahe eine halbe Million französischer Soldaten in Algerien stationiert sein – und richteten 

zahlreiche Massaker an.271  

   Die Regierung Edgar Faure, welche im Februar/März 1955 der Regierung Pierre Mendès 

France nachfolgte und welche sowohl Tunesien als auch Marokko in die Unabhängigkeit 

entlassen hatte, konnte in Algerien keinen entscheidenden Wechsel herbeiführen. Ähnlich war 

es mit der Regierung Guy Mollet, die im Januar 1956 an die Macht kam.272 Diese konnte zwar 

Anfang 1957 die Kontrolle über die Stadt Algier wieder herstellen, eine totale Zerschlagung 

der FLN gelang der französischen Armee jedoch nicht – hierfür war die FLN, die im 

Gegensatz zur Kolonialmacht eine breite Unterstützung in der algerischen Bevölkerung besaß, 

zu stark.  

   Um die Kontrolle in Algier wieder herzustellen, setzte die sozialistische Regierung Mollet 

alle Mittel ein. So setzten die Sonderrechte, die von der Nationalversammlung im Sommer 

1956 – kurz vor den ersten schweren Auseinandersetzungen in Algier – beschlossen wurden, 

die individuellen Freiheitsrechte in Algerien außer Kraft. Systematische Entführungen, 

Misshandlungen und Morde waren auf der Tagesordnung. 

   Die Innenpolitik Frankreichs war beim Thema Algerien gespalten, uneins und zögerlich. 

Wie bereits andere Regierungen der IV. Republik zuvor, wurde auch die Regierung Mollet vor 

vollendete Tatsachen gestellt, als die französische Armee am 22. Oktober 1956 die 
                                                 
269 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 136 
270 Für die Jahreszahlen dieses Kapitels, vergleiche: http://www.ena.lu/chronology_events_algeria_19541962-2-
3375 (14.11.2009) 
271 “Ein Schlüsseldatum in diesem Prozess war der Aufstand im Norden von Constantine im August 1955; hier 
hatte der FLN gezeigt, dass er zu einer flächendeckenden Aufstandsbewegung in der Lage war [..]. Der Aufstand 
und die folgende, unerbittliche Repression führten Algerien an einen point of no return [..].“ In: Daniel 
Mollenhauer, Die vielen Gesichter der pacification: Frankreichs Krieg in Algerien (1954-1962), p. 334 
272 “Unbestreitbar vollbrachte seine Regierung neben ausgesprochenen Dummheiten auch einige dauerhafte 
Leistungen: Sie legte die vertraglichen Grundlagen für Frankreichs Beitritt zum Gemeinsamen Markt, sie räumte 
mit dem Saarabkommen das letzte Hindernis zur deutsch-französischen Aussöhnung beiseite, und sie schuf die 
praktischen Vorraussetzungen für den schnellen Aufbau der französischen Atommacht unter der V. Republik.“ 
Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 123 
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Führungsschicht der FLN auf eigene Faust – und auf internationalem Hoheitsgebiet – 

entführen ließ. “L’interception, dans l’espace aérien international, de l’avion du Sultan du 

Maroc transportant les chefs du FLN était un véritable acte de piraterie nationale. Il avait valu 

à la France la désappobation de nombreux pays.“273  

   Bereits wenige Wochen später überschattete jedoch ein weiteres außenpolitisches Drama für 

kurze Zeit die Ereignisse in Algerien. “Mollet, sein Außen- und sein Verteidigungsminister 

glaubten sich plötzlich vor der Möglichkeit, das Algerienproblem mit einem Hieb durch den 

gordischen Knoten zu lösen – indem sie Ägypten und seinen Staatspräsidenten Nasser zu 

Boden warfen.“274 Die Suezkrise und das Verhalten der Amerikaner bzw. der NATO (beides 

wird im nächsten Kapitel ausführlicher behandelt) sollten sich für die französische (aber auch 

britische) Diplomatie jedoch als eine regelrechte Katastrophe herausstellen. 

 

 

3.b.4. Das Massaker in Sakiet und die ’Mission der guten Dienste’ 

 

Hinsichtlich des ’Konflikts’ in Algerien war man in Frankreich in den 1950er Jahren über die 

Rolle der NATO bzw. der USA gespaltener Meinung. Einerseits erklärte man den Krieg als 

eine reine französische Angelegenheit, andererseits sah man in der ausländischen 

Unterstützung für Algerien (unter anderem durch Marokko und Tunesien) eine Verletzung des 

Artikels 6 des NATO-Vertrages275 und hoffte auf finanzielle und militärische Unterstützung 

der Bündnispartner. Die USA, sowie die anderen NATO Partner, sollten jedoch – anders als in 

Indochina – im Algerienkrieg keine aktive Rolle spielen (die folgenden Ausführungen zeigen 

hingegen, dass Ereignisse ’von außen’ natürlich, auch wenn indirekt und unwissentlich, 

bedeutende Konsequenzen in Frankreich haben konnten). 

   Am 6. November 1957 wurde die Regierung Felix Gaillard angelobt. Auch diese Regierung 

sollte lediglich einige Monate im Amt sein, denn einige Ereignisse im Februar 1958 lösten 

                                                 
273 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 137 “Der Monarch entscheidet sich 
dennoch, die Führer der FLN in einem Begleitflugzeug nach Marokko mitzunehmen. Unterwegs befolgt der 
Flugkapitän, ein Franzose im Dienste einer marokkanischen Luftlinie, eine aus Algier empfangene 
Funkanweisung. Während die Stewardess, auch eine Französin, die Passagiere ablenkt, nimmt die Maschine Kurs 
auf Algier. Bei der Landung werden Ben Bella und seine vier Begleiter verhaftet.“ In: Alfred Grosser, Frankreich 
und seine Außenpolitik, p. 166 
274 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 120 
275 Artikel 6 schloss die Departements in Algerien explizit mit ein. “Artikel 6: Im Sinne des Artikels 5 gilt als 
bewaffneter Angriff auf eine oder mehrere der Parteien jeder bewaffnete Angriff auf das Gebiet eines dieser 
Staaten in Europa oder Nordamerika, auf die algerischen Departements Frankreichs, auf das Gebiet der Türkei 
oder auf die der Gebietshoheit einer der Parteien unterliegenden Inseln im nordatlantischen Gebiet nördlich des 
Wendekreises des Krebses; [..].“ Vergleiche: http://www.nato.int/cps/en/natolive/official_texts_17120.htm 
(20.11.2009) 
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eine Kettenreaktion aus, die Frankreich nachhaltig veränderten. Nachdem einige algerische 

Aufständische von Tunesien aus französische Truppen angriffen, schlug die französische 

Luftwaffe zurück und bombardierte das tunesische Dorf Sakiet in der Nähe der algerischen 

Grenze. “Sie [die französische Luftwaffe] griff an einem Markttag an und tötete 69 Zivilisten, 

darunter 21 Kinder.“276 Der darauf folgende Aufschrei der internationalen Gemeinschaft 

veranlasste die Regierung Gaillard, einer diplomatischen Vermittlungsaktion durch die 

Amerikaner zuzustimmen. Diese ’Mission der guten Dienste’, welche die Beziehungen 

zwischen Frankreich und Tunesien normalisieren sollte, sollte durch den amerikanischen 

Unterstaatssekretär Robert Murphy geleitet werden – demselben Murphy, der bereits während 

des Zweiten Weltkriegs in Algier stationiert war, und der in den Augen der Franzosen bereits 

damals zu sehr in die internen Interessen und Handlungsspielräume der Republik eingegriffen 

hatte. “Die Murphy-Mission hat so sehr den Beigeschmack einer amerikanischen Einmischung 

und einer Demütigung Frankreichs, daß die Regierung Gaillard beim Versuch, ihre Ergebnisse 

vor der Nationalversammlung zu verteidigen, am 15. April stürzt. Die Murphy-Mission dient 

somit als Auslöser für die Ereignisse des 13. Mai, die nicht nur eine Regierung zu Fall bringen 

werden, sondern ein ganzes Regime.“277 

   Nach dem Sturz der Regierung Gaillard beauftragte Staatspräsident Coty Pierre Pflimlin 

(MRP) mit der Regierungsbildung.278 Der 13. Mai 1958, der Tag der Angelobung der neuen 

Regierung, wurde zu einem Schlüsseldatum in der französischen Geschichte. Der Aufstand, 

der am gleichen Tag innerhalb der französischen Armee in Algerien ausbrach (und der bereits 

in Kapitel V. Die Innenpolitik der Nachkriegszeit näher behandelt wurde279) führte unmittelbar 

zur Rückkehr des General de Gaulles und der Annahme der Verfassung, welche die V. 

Republik besiegelte.280 

 

 

 

 

 

                                                 
276 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 126 
277 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 174 
278 “Pour succéder à Gaillard, Coty choisit Pflimlin qui avait déclaré, dans une interview, que la voie la plus 
raisonnable en Algérie était d’entamer des négaciations.” In: Bernard Phan, Colonisations et décolonisations 
françaises depuis 1850, p. 137 
279 Für nähere Informationen, siehe Kapitel IV.3. ’Die Rückkehr des Generals und der Beginn der V. Republik’. 
280 Die Regierung Pflimlin wurde von den Algierfranzosen als ’Verrat’ an Frankreich angesehen und wurde – 
eben aufgrund der Aufstände in Algerien – bereits wenig später wieder gestürzt. “Langjährige Beobachter vor Ort 
haben ausgerechnet, daß es am 13. Mai nicht weniger als dreizehn Verschwörungen gab.“ In: Ernst Weisenfeld, 
Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 130  
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3.b.5. De Gaulle, die V. Republik und Algerien 

 

De Gaulle war als neuer Premierminister lediglich wenige Tage im Amt, als er das erste Mal 

nach Algerien flog. Die Rede, die er am 04. Juni 1958 in Algier hielt und in welcher der 

berühmte Satz: ’Je vous ai compris’ (’Ich habe Euch verstanden’), fiel, wurde von den pieds-

noirs, wie die Algerierfranzosen auch genannt wurden, begeistert aufgenommen.281  

   Jedoch, “[.. les] conditions du retour de De Gaulle « aux affaires » n’avaient pas du tout 

contribué à clarifier la situation, bien au contraire. Chacun pouvait interpréter les propos du 

général comme une confirmation de ses préférences.“282 Der General hatte nämlich in den 

letzten Jahren seinen Standpunkt hinsichtlich Algeriens niemals öffentlich dargelegt, und diese 

’unbestimmte’ Darstellung seiner eigenen Ansichten erlaubte es, dass jede einzelne der 

unterschiedlichen politischen Gruppierungen eine für sich selbst vorteilhafte Interpretation in 

den vagen Aussagen de Gaulles erblicken konnte. 

   Am 23. Oktober 1958 unterbreitete der General den Führern der FLN einen ‘Frieden der 

Tapferen’.283 “Le FLN répond en créant le Gouvernement provisoire de la République 

algérienne (GPRA), affirmant ainsi le caractère politique de leur combat.“284 Für die Führer 

der provisorischen Regierung Algeriens gab es zu diesem Zeitpunkt nur noch eine Losung: die 

absolute Souveränität und Unabhängigkeit Algeriens. Daran konnte auch das offizielle 

Angebot de Gaulles vom 16. September 1959, die Selbstbestimmung Algeriens zu 

unterstützen, nichts mehr ändern.285  

   Für viele französische Siedler und Offiziere in Algerien waren diese vorsichtigen 

Annäherungen ein Dorn im Auge. Nachdem General Massu nach einem Interview, in dem er 

sich über die Politik de Gaulles kritisch geäußert hatte, aus Algerien abberufen wurde, kam es 

am 24. Jänner 1960 in Algier zu schweren Demonstrationen, die an die Geschehnisse des 13. 

Mai erinnerten. Dieser ’Aufstand der Barrikaden’ konnte zwar nach wenigen Wochen 

abgewehrt werden, er zeigte jedoch deutlich, wie fragil die Situation zu dieser Zeit in Algerien 

war (aufgrund dieses Aufstandes gewährte die Nationalversammlung in Paris der 

französischen Regierung beinahe völlige Handlungsfreiheit). 

                                                 
281 Die Rede ist unter: http://www.ena.lu/address_given_charles_gaulle_algiers_june_1958-2-3374 (17.11.2009) 
verfügbar. 
282 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 156 f. 
283 Dieser sah u.a. eine Beendigung der Rebellion, Straffreiheit für die Aufständischen und Verhandlungen in 
Paris vor. 
284 Éric Duhamel, La Ve République, p. 13 
285 Auch war das Misstrauen auf algerischer Seite nach fünf Jahren Krieg, Verfolgung und Folter zu groß, um 
ernsthafte Verhandlungen mit Paris aufzunehmen. 
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   Im Sommer 1960 scheiterten die ersten offiziellen Verhandlungen mit der FLN in Melun bei 

Paris. “Es war klar, daß Frankreich noch nicht bereit war, der FLN ein exklusives Recht 

einzuräumen, über die Zukunft Algeriens zu verhandeln.“286 Bereits wenige Monate später 

kündigte de Gaulle jedoch eine Volksabstimmung hinsichtlich einer ’Politik der 

Selbstbestimmung’ für Algerien an, die am 8. Jänner 1961 von 75,26 % der Franzosen 

unterstützt wurde. Während daraufhin im Untergrund von französischen Generälen die 

’Organisation de l’armée secrète’ (OAS - ’Geheime Armeeorganisation’) gründete wurde, 

kündigte de Gaulle Verhandlungen mit der FLN in Evian an.287 

   Für die Generäle Salan, Jouhaud, Challe und Zeller – die Anführer der OAS – war dies der 

Moment, in dem der Putsch in Algerien, der bereits von langer Hand vorbereitet war, 

unausweichlich wurde. “Le putsch des généraux (22-25 avril 1961) est l’ultime tentative des 

militaires activistes d’enrayer la marche vers l’indépendance.“288 So gut der Aufstand auch 

vorbereitet war, so wagten viele Offiziere im entscheidenden Moment doch nicht, gegen 

Frankreich und General de Gaulle – der, Bezug nehmend auf Artikel 16 der Verfassung den 

Notstand ausrief und die Soldaten zum Niederlegen ihrer Waffen aufforderte – zu revoltieren. 

Der Aufstand kam demnach schnell zum Erliegen, die Generäle Salan und Jouhaud führten 

jedoch vom Untergrund aus noch zahlreiche Terroranschläge sowohl in Algerien als auch in 

Frankreich durch, bevor sie schließlich verhaftet werden konnten. 

   Die Verhandlungen von Evian zwischen Frankreich und der FLN wurden unterdessen am 

20. Mai 1961 eröffnet. Nachdem die ersten Unterredungen aufgrund von Uneinigkeiten über 

den Status der Sahara289 bald unterbrochen wurden, begannen im März 1962 die nächsten 

Gespräche. Dieses Mal verhandelte die französische Regierung “einzig und allein mit 

Vertretern der FLN, die sogar, was ihre Forderungen in der Sahara-Frage betraf, Genugtuung 

erhielt.“290 

   Bereits am 18. März konnte daraufhin das Abkommen von Evian und ein am nächsten Tag 

eintretendes Waffenstillstandsabkommen unterzeichnet werden.291 Die Franzosen stimmten 

diesen Verträgen per Volksentscheid vom 8. April 1962 mit über 90% der Stimmen zu. “Le 

                                                 
286 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 146 
287 Weiter Erläuterungen diesbezüglich befinden sich in Kapitel VII.6 ’De Gaulle und die Armee in der V. 
Republik’. 
288 Éric Duhamel, La Ve République, p. 14 “Die erste Verlautbarung, mit der sich die Generäle [..] an die 
Öffentlichkeit wandten, drohte den Verantwortlichen der Pariser Algerienpolitik, insbesondere de Gaulle: .Alle 
diejenigen, die unmittelbar an der Abtrennung Algeriens und der Sahara mitwirken, werden vor ein Militärgericht 
gestellt.’“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 149 f. 
289 Hier ging es vor allem um die Atomwaffenanlage in Reggane, aber auch um die dort vermuteten Ölfelder. 
290 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 206 
291 Der komplette Text ist unter: http://www.el-mouradia.dz/francais/algerie/histoire/accord%20evian.htm 
(18.11.2009) verfügbar. 
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référendum algérien eut lieu le 1er juillet : 99,7 % des votants, 91,2 % des inscrits votèrent 

pour l’indépendance [..].“292 Zwei Tage später, am 3. Juli 1962, erkannte die französische 

Regierung offiziell die Unabhängigkeit Algeriens an.  

 

 

3.c. Die Suezkrise 

 

Im Juni 1956 wurde Gamal Abdel Nasser neuer Präsident von Ägypten. Bereits einige 

Wochen später überraschte er die Öffentlichkeit mit der Ankündigung, den Suezkanal bzw. die 

internationale Suezgesellschaft (welche großteils in den Händen der Franzosen und 

Engländern war) zu verstaatlichen.293 Hintergrund für diese Handlung Nassers war, dass die 

Amerikaner eine Beteiligung am Bau des Assuan-Staudamms verweigert hatten. Die 

Einnahmen durch die Verstaatlichung des Kanals sollten demnach das Prestigeprojekt, das zu 

einer Modernisierung seines Landes führen sollte, finanzieren.294 

   England und Frankreich reagierten auf diese Entscheidung mit Unverständnis und  

Empörung. Bereits wenig später begannen die ersten geheimen Verhandlungen zwischen der 

Republik und Großbritannien, um das weitere – militärische – Vorgehen abzustimmen. “Aus 

dieser Situation entstand ein geheimer Plan für eine getarnte Intervention, zu der Israel den 

Vorwand liefern sollte.“295 

   Israel, das hoffte Ägypten militärisch schwächen zu können, nutzte die Gründung eines 

Dreierbundes zwischen Syrien, Jordanien und Ägypten als Vorwand und begann am 29. 

Oktober 1956 – nach Absprache mit Frankreich und England – mit der Invasion der Halbinsel 

Sinai. Im Anschluss stellten die Briten und Franzosen sowohl an Israel, als auch Ägypten das 

Ultimatum, die Kriegshandlungen einzustellen – sie wussten, dass keine der beiden Seiten 

diese Forderung einhalten würde können. Kurz darauf (31. Oktober) begann die 

Bombardierung ägyptischer Stellungen durch englische und französische Truppen. 
                                                 
292 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 221 
293 Die Rede vom 26. Juli 1956 ist unter: http://www.ena.lu/speech_gamal_abdel_nasser_26_july_1956-3-7964 
(01.11.2009) verfügbar. “Ein am selben Tag herausgegebener Erlaß der ägyptischen Regierung ist sehr viel 
gemäßigter und sieht eine Entschädigung der Anteilseigner vor, die durchaus angemessen erscheint.“ In: Alfred 
Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 167 
294 Die freie Nutzung des Kanals wurde in der Konvention von Konstantinopel von 1888 festgelegt. Siehe: 
http://www.ena.lu/convention_respecting_free_navigation_suez_maritime_canal_constantinople_october_1888-
3-7968 (01.11.209)  
295 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 120 “À l’origine de la crise : la phobie anti-
Nasser qu’alimente l’obsession algérienne des dirigeants français, Mollet en tête, pour qui le raïs est le principal 
soutien des « rebelles » algériens et la seule raison de leurs succès. Une phobie également  
répandue à Londres où Nasser apparaît comme un danger pour le maintien de l’influence et de la présence 
brittaniques au Moyen-Orient, et sourtout, évidemment, à Tel-Aviv où la menace est perçue comme 
existentielle.“ In: Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 27 
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   Da nur wenige Tage später in den USA die Präsidentschaftswahl angesetzt war, bei denen 

sich Eisenhower seiner Wiederwahl stellte, hofften die Angriffsstaaten, dass sich Amerika 

außenpolitisch ruhig verhalten würde. Die Reaktion der Vereinigten Staaten kam hingegen 

umgehend, und bereits am 1. November legte die Generalversammlung der Vereinten 

Nationen auf Antrag der USA eine Resolution vor, die einen sofortigen Waffenstillstand in 

Ägypten forderte. 

   Die aus militärischer Perspektive in jeder Hinsicht erfolgreiche Operation gegen Präsident 

Nasser sollte sich daraufhin innerhalb weniger Tage zu einem außenpolitischen Desaster für 

Frankreich und Großbritannien entwickeln. “Und die amerikanische Haltung wird tatsächlich 

der entscheidende Faktor bei der Verkehrung eines militärischen Sieges in eine diplomatische 

Katastrophe sein.“296 Denn der Druck, der auch von Seiten der UDSSR, noch stärker jedoch 

von den Amerikanern kam, überzeugte schließlich den britischen Premierminister Eden die 

Militäraktion abzubrechen.297 Bereits am 6. November akzeptierten Israel, Großbritannien und 

Israel einen Waffenstillstand; knapp ein Monat später kündigten sie den Abzug ihrer Truppen 

an. Das Fazit dieser Operation: “Frankreich hatte mit einem Schlag die letzten Sympathien in 

der arabischen Welt verloren, beide Weltmächte gegen sich aufgebracht und überall das 

Unbehagen über den Algerienkrieg vermehrt; denn niemand zweifelte, obwohl es in Paris 

bestritten wurde, daß die ganze Suez-Operation ein Versuch gewesen war, den algerischen 

Aufstand entscheidend zu treffen.“298 

 

 

Schlussfolgerungen: 

1. Aus heutiger Sicht wirkt die Vorgehensweise Frankreichs im Hinblick auf ihre ehemaligen 

Kolonien oft verwunderlich, jedoch ist anzumerken, dass: “Nothing in her history, recent 

experience, institutions or politics prepared France for any voluntary withdrawal from empire 

after the end of the Second World War.”299 Natürlich ist dies keine hinreichende 

Entschuldigung für die Millionen von Toten im Laufe der zahlreichen Unabhängigkeitskriege, 

                                                 
296 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 168 “Ainsi la garantie américaine à l’égard des 
membres de l’OTAN est-elle défaillante : la France et la Grand-Bretagne qui doivent lâcher prise font 
l’expérience de leur impuissance et de la dépendance de leur politique extérieure à l’égard de celle des États-
Unis.” In: Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France, p. 599 
297 “Surtout, l’administration Eisenhower, mise devant le fait accompli par leurs alliés en pleine période 
électorale, fait pression sur la livre sterling pour contraindre le gouvernement britannique à reculer.” In: Frédéric 
Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 28  
298 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 122 
299 Anthony Clayton, The Wars of French Decolonization, p. 1 
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jedoch ein Aspekt einer Erklärung, wieso die Entkolonialisierung in Frankreich länger dauerte 

und blutiger verlief als z.B. im Falle Großbritanniens. 

   Der Unterschied in der amerikanischen und französischen Haltung ist in jedem Falle 

geschichtlich relativ einfach zu erklären. Für Amerika, selbst im 17. und 18. Jahrhundert eine 

französische und britische Kolonie, war der Antikolonialismus der Motor ihrer eigenen 

Unabhängigkeitsbewegung. Demnach war das ’Selbstbestimmungsrecht der Völker’ für die 

USA nach 1945 ein erklärtes Ziel, während die Kolonialpolitik Frankreichs ein Relikt 

vergangener Tage war.  

   Für Frankreich war eine Aufgabe seiner Kolonien nach den Vorstellungen der US-

Amerikaner vollkommen undenkbar. Die überseeischen Gebiete waren für Paris in jeder 

Hinsicht von höchster Bedeutung. Sie sicherten das Prestige der Grande Nation, stellten 

Frankreichs Einfluss auf den unterschiedlichen Weltteilen sicher und stärkten das Mutterland 

in wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht. Ebenso lösten die bevölkerungsstarken Regionen 

das demographische Problem, dass Frankreich seit Jahrzehnten hatte, und füllten die Reihen 

der französischen Armee. All das waren Faktoren, welche die Macht der Republik stärkten, 

welche Frankreich an sich zur Weltmacht erklärten. Dass Paris diese Gebiete nicht aufgeben 

wollte, ist realpolitisch nicht überraschend. Fraglicher ist hingegen die Art und Weise der 

französischen Entkolonialisierungspolitik.  

   Hin und her gerissen zwischen der faktischen Realität nach den Ereignissen des Zweiten 

Weltkriegs, den eigenen Vorstellungen hinsichtlich der führenden (beinahe missionarischen) 

Stellung Frankreichs und den Beschränkungen in wirtschaftlicher Hinsicht (welche in eine 

Abhängigkeit von den USA mündete), wählte Frankreich eine Strategie, die eher einem 

Rundumschlag glich, als einer überlegten und auf den Prinzipien von ’Freiheit, Gleichheit und 

Brüderlichkeit’ basierten Handlung.  

   Das Problem, das Frankreich nach 1945 mit seinen Kolonien hatte, kam bereits – in 

sprachlicher Hinsicht – in den Widersprüchen der einzelnen Formulierungen der Verfassung 

der IV. Republik zum Vorschein. Frankreich wollte den rechtlichen Status der Kolonien auf 

eine Stufe stellen, die den Realitäten der modernen Welt angemessen war (war Frankreich 

doch der moderne, zivilisatorische Staat per se), jedoch unter der Prämisse, dass Paris die volle 

Gewalt über alle wichtigen Entscheidungen stets inne hatte (war dies doch die Bedingung, um 

eben jene führende Nation zu sein). Daraus konnte nur ein Widerspruch entstehen, und so ist 

die französische Union, welche die Enzyklopaedia Britannica als “a political entity created by 

the constitution of 1946 of the Fourth French Republic. It replaced the French colonial empire 

with a semifederal entity that absorbed the colonies (overseas départements and territories) 
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and gave former protectorates a limited local autonomy with some voice in decision making in 

Paris [..]”300 beschreibt, eher eine ’Sammlung von Gegensätzlichkeiten’, die schlussendlich 

auf ein einziges Ziel hinaus will: der Wahrung der französischen Interessen durch die 

Aufrechterhaltung des eigenen Einflussbereiches.301 Diese Situation erfuhr auch durch die 

Verfassung der V. Republik keine dramatische Änderung. 

2. Bereits in Indochina, im ersten großen Kolonialkrieg Frankreichs, kam die Ignoranz und 

Sturheit der französischen Politik klar zum Vorschein. Natürlich waren sich einige erfahrene 

Generäle (u.a. General Leclerc) bewusst, dass ein Sieg in Indochina Jahre dauern würde und 

Ressourcen benötigte, die der Republik im Jahre 1946 nicht zur Verfügung standen. Natürlich 

gab es Politiker (u.a. Blum, Mendès France, Monnet) die um diplomatische Lösungen bemüht 

waren, Intellektuelle und schließlich auch die Kommunistische Partei, die bei zahlreichen 

Wahlen der Nachkriegsjahre die stimmenstärkste Partei darstellte. Jedoch waren die 

Regierungen in Frankreich prinzipiell nicht bereit – entweder aufgrund persönlicher 

Überzeugung oder weil eine zu liberale Politik hinsichtlich der ehemaligen Kolonien politisch 

nicht vertretbar schien – nur einen Fußbreit von ihrem Einflussgebiet zurückzuweichen. “What 

mattered to the French was the impact of the loss of Vietnam to their position as a global 

power. It was a position constructed on the basis of a French Union which embodied the 

formal end of colonialism but retained French domination under a new guise and refused to 

consider either independence or self-government.“302 

   Paris hatte die Entscheidung selbst in der Hand. Hätte sich die Regierung Bidault, die im 

Juni 1946 an die Macht kam, an die Vereinbarung vom 6. März 1946 mit Ho Chi Minh 

gehalten, hätte der Verlauf der französischen Entkolonialisierung bis 1962 völlig andere 

Konturen annehmen können. Stattdessen ließ sich die Regierung auf einen Krieg ein, bei dem 

sie schlussendlich alles verlor. Der Hauptgrund war demnach das Aufeinanderprallen des 

legitimen Freiheitswillens der alten Kolonien (nach den Ereignissen des Zweiten Weltkriegs) 

und der antiquierten Vorstellungen in Paris (außenpolitischer Führungsanspruch, unbedingter 

Machterhalt und die zivilisatorische Rolle der Grande Nation) – ein Widerspruch, der 

zwingend auf eine Konfrontation hinauslaufen musste (in Hanoi am 19. Dezember 1946). 

                                                 
300 http://www.britannica.com/EBchecked/topic/219518/French-Union# (28.10.1009)  
301 “Die Verfassung von 1946 schwieg sich schließlich über die politischen Rechte der farbigen Bevölkerung aus, 
vermied jeden Hinweis darauf, dass die koloniale Epoche zu Ende gehen solle, und da vieles unklar blieb, wirkte 
das, was klar als unantastbare Verbindung zur Metropole Frankreichs festgelegt wurde, um so deutlicher wie eine 
koloniale Zwangsjacke mit neuer Beschilderung: die Finanzen, der Außenhandel, die Diplomatie und die 
Verteidigung sollten für alle Teile der Union Français gemeinsam geregelt, und das konnte nur heißen: in Paris 
beschlossen werden.” In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 45 
302 John Young, John Kent, International Relations since 1945, p. 104 
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   Der Kolonialkrieg transformierte sich bereits ab 1949/50 langsam in einen Konflikt 

zwischen Ost und West. Die USA, die bereits damals einen großen Teil der Kriegskosten 

Frankreichs finanzierte, übernahm, nach dem Friedensschluss in Genf zwischen der 

französischen Republik und den Viet-Minh im Juli 1954, die Kontrolle über den Süden 

Vietnams. Die Lage in Vietnam sollte sich auch in den nächsten Jahren nicht stabilisieren. Der 

von den Amerikanern lange unterstützte südvietnamesische Premierminister Ngô Dinh Diem 

wurde 1963 (im Wissen der US-Regierung) von der vietnamesischen Armee geputscht und 

hingerichtet. Zwei Jahr später brach schließlich der (amerikanische) Vietnamkrieg aus, in dem 

sich ’Ost und West’ ein weiteres Jahrzehnt erbittert bekämpften und für den Frankreich die 

Voraussetzungen geschaffen hatte. 

   Der Indochinakrieg war für Frankreich aufgrund unterschiedlicher Faktoren zum Scheitern 

verurteilt. Ein Grund war, dass die Republik nach 1945 in wirtschaftlicher und militärischer 

Hinsicht stark geschwächt war. Von besonderer Bedeutung war jedoch die chronische 

Instabilität der IV. Republik, welche ein einheitliches Vorgehen in Indochina beinahe 

unmöglich machte. ”In military terms this political instability meant that the major 

decolonization wars were undertaken with no clear policy other than a vague formula […].”303 

Über das genaue Vorgehen vor Ort waren die Politiker in Paris, die stets um ihren 

Ministerposten bangen mussten, oft nicht richtig informiert. Auf diese Weise war jedoch ein 

Krieg in Übersee, in dem die einheimische Bevölkerung der ehemaligen Kolonialmacht 

kritisch gegenüberstand, nicht zu gewinnen. 

3. Die kolonialen Konflikte in Nordafrika waren, im Gegensatz zu Indochina, nicht nur 

geographisch enger mit dem Mutterland Frankreich verbunden. Tausende französische Siedler 

hatten sich seit Jahren speziell in Algerien, jedoch auch in Marokko und Tunesien 

niedergelassen und aufgrund der (für die colons positiv) diskriminierenden Gesetzgebung ein 

beschauliches Leben geführt. Die in Algerien alteingesessene französische Bevölkerung und 

ihr starker Einfluss auf die Regierungsgeschäfte in Paris hatten starke Auswirkungen auf den 

Verlauf des Krieges.304  

   Algerien war im Gegensatz zu Marokko und Tunesien bereits Jahrzehnte früher besetzt 

worden. Ausschlaggebend war, dass Algerien als integraler Bestandteil der französischen 

Republik angesehen wurde, während Marokko und Tunesien französische Protektorate 

darstellten. Deswegen konnte es in den Augen der französischen Politiker auch keinen 

                                                 
303 Anthony Clayton, The Wars of French Decolonization, p. 11 
304 “Sie [die französischen Siedler] empfinden das Land, das sie gestaltet und modernisiert haben, als ihr eigenes. 
Und das Wort »eigen« ist durchaus im Sinne von »Eigentum« zu verstehen und nicht im Sinne einer inneren 
Verbundenheit.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 113 
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Rückzug aus Algerien geben: Algerien war Frankreich. “Unlike the other territories in North 

Africa, the abandonment of Algeria was seen by many establishment figures as akin to the 

abandonment of Brittany or any other French départment.”305 

   Der Algerienkrieg hatte immense Auswirkungen auf Frankreich. In wirtschaftlicher und 

militärischer Hinsicht waren die Folgen fatal. “La guerre avait fait sans doute 500 000 morts, 

coûté à la France de 27 à 50 milliards de F, ralenti sa progression économique et relancé 

l’inflation.“306 Ebenso schadete der Konflikt dem Ansehen der Republik im internationalen 

Kontext. Nach dem Verlust von Indochina, Marokko und Tunesien musste Frankreich auch in 

Algerien einen blamablen Rückzug antreten.307 

   Der Unabhängigkeitskrieg in Algerien hatte für Frankreich folgenschwere Konsequenzen. 

Der Aufstand des 13. Mai 1958 war der Auslöser für die Rückkehr von de Gaulle an die 

Macht im französischen Staate und die Ausrufung der V. Republik, die grundlegende 

Auswirkungen auf den verfassungsrechtlichen Aufbau Frankreichs hatte. Die von der 

Nationalversammlung gewährten Sonderrechte für de Gaulle waren klare Anzeichen, wie ernst 

die Lage war, und wie überfordert die verschiedenen Regierungen der IV. Republik mit der 

Situation waren. 

   Charles de Gaulle hatte erneut gezeigt, dass er alleine in der Position war, in Krisenzeiten 

die Verantwortung für Frankreich zu übernehmen. “Mit den Worten ‚Der erste unter den 

Franzosen ist nun auch der Erste in Frankreich’ übergab Präsident Coty das Amt für sieben 

Jahre seinem Nachfolger, der bald von sich sagte: ‚Ich habe keinen Vorgänger.’“308 Jedoch 

war die Algerienpolitik de Gaulles nicht stringent, zumindest nicht auf den ersten Blick. 

Natürlich wollte der General keinen freiwilligen Abzug aus Algerien. Die wichtigste Frage für 

de Gaulle war jedoch, wie man die Unabhängigkeit und Größe Frankreichs wieder herstellen 

konnte. Aus diesem Blickwinkel waren die Ereignisse in Algerien ein immenses Problem. 

Auch wenn der General seine Überlegungen niemals öffentlich darlegte (was politisch 

betrachtet sehr schlau war), war für ihn schnell klar, dass die Wiederherstellung der 

Souveränität und Unabhängigkeit der Republik die Aufgabe des ’französischen’ Départements 

(Algerien) bedingte.  In dieser Hinsicht zeigte das Verhalten des Generals “[..] de façon 

éclatante que le gaullisme était un pragmatisme uniquement préoccupé de la grandeur de la 

France.“309 

                                                 
305 John Young, John Kent, International Relations since 1945, p. 252 
306 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 221 
307 “La guerre d’Algérie gênait la France sur le plan international.” In: Bernard Phan, Colonisations et 
décolonisations françaises depuis 1850, p. 136 
308 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 136 
309 Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, p. 157 
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Der ’Aufstand der Generäle’ im Jahre 1961 war für Frankreich eine regelrechte Zerreißprobe 

und trug zusätzlich dazu bei, dass de Gaulle als ultimativer Retter in der Not angesehen wurde. 

“Am 24. Mai landeten Fallschirmeinheiten von Algerien in Korsika. Örtliche Komitees 

proklamierten, daß sie sich den Forderungen von Algier anschlössen. Die französische 

Regierung, die immer noch einen Überfall auf Paris fürchtete, zog vor, nicht ihre letzten 

Karten in Korsika zu verspielen. Sie war machtlos. Der Algerienminister konnte nicht nach 

Algerien, der Verteidigungsminister war ohne Armee und der Innenminister wußte nicht, 

inwieweit er sich noch auf die Polizei verlassen konnte.“310 De Gaulle behielt jedoch die 

Nerven und führte die Republik aus einer ihrer schwersten Krisen des 20. Jahrhunderts.  

   Die Machtlosigkeit des Hexagons und die damit einhergehende Abhängigkeit von den USA 

waren indes bereits Jahre zuvor sichtbar. Die Suezkrise, die einzige Front an der die 

französische Armee einen überwältigenden Sieg hätte feiern können, zeigte eindeutig, dass die 

beiden ehemaligen Weltmächte Großbritannien und Frankreich ihren Weltmachtsstatus 

verloren hatten. Nach der Intervention der USA waren sie gezwungen, sich kleinlaut 

zurückzuziehen – eine Entwicklung, die nur wenige Jahrzehnte zuvor unvorstellbar war.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
310 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 131 
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IX. Die Entscheidung für Europa 
 

Leitfragen dieses Kapitels: 

1. “Wie gestaltete sich der Beginn der europäischen Zusammenarbeit nach dem Zweiten 

Weltkrieg?“ Welche Initiativen setzten die französischen Regierungen Ende der 1940er 

Jahre und was waren ihre Motive? 

2. “Wer war für die Ausarbeitung des ’Schumanplans’ – der schließlich zur Gründung 

der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) führte –  

verantwortlich?“ Welche Interessen bzw. Nutzen sah die französische Regierung in 

einer verstärkten Zusammenarbeit mit anderen europäischen Staaten? 

3.  “Welche Höhen und Tiefen erlebten die (französischen) Pläne für eine verstärkte 

europäische Zusammenarbeit in den 1950er Jahren?“ Wie kam es, dass der von 

Frankreich 1950 avancierte ’Pléven-Plan’ – der die Gründung einer Europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft (EVG) forderte – vier Jahre später von der französischen 

Nationalversammlung abgelehnt wurde? Unter welchen Umständen kam es schließlich 

im Jahre 1958 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und 

Europäischen Atomgemeinschaft (EAG)? 

4. “Welchen Einfluss hatte die Rückkehr des Generals de Gaulle im Jahre 1958 auf die 

Europapolitik Frankreichs?“ Warum wurden die französischen Pläne, die europäische 

Zusammenarbeit zu reformieren (’Fouchet-Pläne’), von den anderen fünf 

Vertragsstaaten der EWG abgelehnt? Wieso kam es 1961 und 1967 zu den britischen 

Beitrittsgesuchen zur EWG und welchen Standpunkt vertrat diesbezüglich Charles de 

Gaulle? Was waren die Hintergründe der ’Krise des leeren Stuhls’ und wie wurde diese 

durch den ’Luxemburger Kompromiss’ im Januar 1966 gelöst? 

 

 

1. Die Anfänge der europäischen Zusammenarbeit 

 

Obwohl es bereits vor und während dem Zweiten Weltkrieg zahlreiche Ideen und Vorschläge 

für ein vereintes Europa gegeben hatte, konzentrierten sich die einzelnen Staaten in den ersten 

Nachkriegsjahren auf ihre nationalen Probleme und Interessen und die Europapolitik 

verschwand kurzfristig von der Bühne der internationalen Politik. Das Aufkommen der beiden 

neuen Supermächte, den USA und der UDSSR, schien vorerst eine Einigung Europas 

unmöglich zu machen. Bereits kurze Zeit später waren die geopolitischen Entwicklungen – 
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neben den Erfahrungen während des Zweiten Weltkriegs – jedoch ein Hauptgrund für die 

Realisierung eines europäischen, supranationalen Projekts als ’dritte Kraft’ zwischen Ost und 

West.311 “Nachdem der Krieg beendet und das Auseinanderbrechen der Siegermächte 

abzusehen war, erschien Europa als ein politischer Raum, dessen Spaltung man verhindern 

mußte, und die mögliche Spaltung Deutschlands nicht mehr als Mittel, um die 

Wiederherstellung der deutschen Einheit zu verhindern, sondern als Ausdruck der Spaltung 

Europas, die zu vermeiden die französische Politik bestrebt sein mußte.“312 

   Nachdem in wirtschaftlichen Belangen der Marshallplan und die Gründung der 

’Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa’ (OEEC)313 die ersten Anzeichen 

einer europäischen Zusammenarbeit darstellten – in militärischer Hinsicht kam diese in der 

Schaffung der ’Westeuropäischen Union’ (WEU) zum Ausdruck – wurde schließlich auch der 

Prozess der politischen Zusammenarbeit verstärkt. “Sie resultierte aus dem Drängen des 

Haager Kongresses und der Europäischen Bewegung nach Einberufung einer Europäischen 

Versammlung, das in der französischen Regierung überraschend starke Unterstützung fand. In 

Paris sorgte man sich nach der Ankündigung der Schaffung eines westdeutschen Staatswesens 

durch die Londoner Sechsmächte-Erklärung vom 7. Juni 1948 vermehrt um dessen künftige 

europäische Einbindung. Am 20. Juli 1948 schlug Außenminister Bidault im Konsultativrat 

des Brüsseler Paktes vor, mit der Errichtung einer Europäischen Versammlung Ernst zu 

machen.“314 Dies führte am 5. Mai 1949 zur Schaffung des Europarats, der ersten 

europäischen Organisation übernationalen Charakters – diese war auf Drängen der britischen 

Regierung und entgegen den Wünschen in Paris jedoch “zu politischer Wirkungslosigkeit 

verdammt“315. 

   Die Gründe für das Vorgehen der französischen Regierung hingen eng mit jenen Ereignissen 

zusammen, die in Kapitel VII. Die Deutschlandfrage316 beschrieben wurden. Nachdem die 

französische Politik machtlos zusehen musste, wie konsequent die US-Amerikaner (mit 

Unterstützung der Briten) ihre Vorstellungen über das zukünftige Deutschland durchsetzten, 

wurde den Politikern in Paris bewusst, dass Deutschland früher oder später erneut als eigener 

                                                 
311 “Seit dem Frühjahr 1947 war die Einigung Europas ein Ziel der amerikanischen Außenpolitik.” Franz 
Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 49 
312 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 101 
313 Die OECE wurde am 16. April 1948 von 16 europäischen Staaten gegründet. Im Jahre 1961 wurde diese in 
’Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung’ (OECD) umbenannt. 
314 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 55 f. Die ’Europäische Bewegung’ wurde am 25. Oktober 1948 unter 
der gemeinsamen Ehrenpräsidentschaft von Winston Churchill, Léon Blum, Paul-Henri Spaak und Alcide De 
Gasperi gegründet. 
315 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 104 Die Gründungsurkunde des Europarates ist unter: 
http://www.ena.lu/satzung_europarates_mai_1949-3-5590 (18. Dezember 2009) verfügbar. 
316 Vergleiche: Kapitel VII.1. Unnachgiebigkeit und erzwungene Einsicht: 1945-1949 
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Staat auf der Bühne der Weltpolitik agieren würde. Ebenso wurde den französischen Politikern 

ihre eigene Abhängigkeit von den amerikanischen Finanzhilfen (durch den Marshallplan) klar 

vor Augen gehalten.317 Schlussendlich stellte die UDSSR Ende der 1940er Jahre ein enormes 

Drohpotential für die westeuropäischen Staaten dar, das diese zum Handel bewegte. Falls die 

Entscheidungsträger in Paris ein blockfreies, unabhängiges Europa errichten wollten, war es 

notwendig, Deutschland in dieses Projekt einzubeziehen.318 Die enormen Ressourcen des alten 

Erzfeindes, die Frankreich für ihre eigenen Interessen nutzen wollte, stellten für die 

konservativen Kräfte in Paris ein entscheidendes Argument für die Akzeptanz des 

Europagedankens dar. 

 

 

2. Der Schuman-Plan 

 

“Avec le lancement du plan Schuman, la politique étrangère de la France connaїt un bref état 

de grâce. Pour la première fois, elle se pose en leader de la politique européenne ; au lieu de 

subir, elle crée le mouvement.“319 

Der ‘Schuman-Plan’, der von Jean Monnet ausgearbeitet wurde, verdankte seinen Namen dem 

damaligen französischen Außenminister Robert Schuman (MRP), der die Vorschläge Monnets 

vorbehaltlos unterstützte. Der Kernsatz der Erklärung, die Schuman am 9. Mai 1950 in Paris 

vorstellte – und welche unter größter Geheimhaltung vorbereitet wurde – lautete: “Der 

Weltfriede kann nur erhalten bleiben, wenn man den Gefahren, die ihn bedrohen, mit 

schöpferischen Leistungen begegnet. […] Die französische Regierung schlägt daher vor, die 

gesamte französisch-deutsche Kohle- und Stahlerzeugung in einer den anderen europäischen 

Ländern offen stehenden Organisation einer gemeinsamen Hohen Behörde zu unterstellen.“320 

   Neben den oben bereits genannten Gründen für den Wandel in der französischen 

Europapolitik, hatte der Entwurf von Monnet und Schuman einen weiteren bedeutenden 

Hintergrund: “The creation of a European ‘pool’ for coal and steel would, therefore, allow 

France to counter the threat of a shortage in Europe and, at the same time, meet its own needs 

                                                 
317 Vergleiche: Kapitel V. Die wirtschaftliche Situation: 1944 – 1969 
318 “Ein auch nur in Ansätzen aus dem Machtbereich der Blöcke entzogenes Europa hätte zur Vorraussetzung und 
zur Folge ein irgendwie »wiedervereinigtes« Deutschland, und sei es nur in Form einer Konföderation.“ In: 
Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 95 f. 
319 Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 15 “Der 9. Mai 1950 ist nicht der Anfang 
aller Europapolitik, aber die Erklärung, die Robert Schuman an diesem Tag abgibt, beinhaltet dennoch einen 
grundlegenden Wandel der französischen Politik; wohl keine andere Initiative, weder vorher noch nachher, hat 
sich jemals international derart positiv ausgewirkt.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 
103 
320 http://www.ena.lu/erklarung_robert_schuman_paris_mai_1950-3-29431 (19. Dezember 2009) 
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for raw materials, despite the foreseeable dissolution of the International Authority for the 

Ruhr.”321 Konrad Adenauer stimmte dem französischen Vorschlag umgehend zu.322 Für 

Großbritannien stellten die supranationalen Verpflichtungen in dem Vertragstext jedoch 

unumgängliche Hindernisse dar – eine Tatsache, wegen der in Frankreich niemand beunruhigt 

zu sein schien.323 

   Knapp ein Jahr später, am 18. April 1951 unterzeichneten Frankreich, die Bundesrepublik 

Deutschland, Italien und die drei Beneluxländer den Vertrag der Europäischen Gemeinschaft 

für Kohle und Stahl (EGKS). Im August 1952 wurde in Luxemburg als Exekutivorgan der 

Gemeinschaft die ’Hohe Behörde’ unter der Präsidentschaft von Jean Monnet errichtet.324 

Welche Motive die anderen Staaten der EGKS auch gehabt haben, für Frankreich war die 

eigene, führende Rolle innerhalb dieser neuen europäischen Institution ausschlaggebend. “Die 

Initiatoren des Schumanplans gehen davon aus, daß durch die europäische Integration 

Frankreich eine sehr viel größere politische Rolle spielen wird, weil es jetzt gemeinschaftlich 

über das deutsche Wirtschaftspotential verfügt und damit Deutschland eines politischen 

Gewichts beraubt [..].“325   

 

 

3. Der steinige Weg bis zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

 

Bereits wenige Wochen nach der spektakulären Erklärung des ’Schumanplans’ am 9. Mai 

1950 wurden die Pläne der französischen Politik, speziell im Hinblick auf die junge deutsche 

Bundesrepublik, jäh durchkreuzt. Der Ausbruch des Koreakrieges am 26. Juni 1950 führte den 

US-Amerikanern die Notwendigkeit einer westdeutschen Wiederbewaffnung klar vor Augen. 

Wie bereits in Kapitel VII. Die Deutschlandfrage beschrieben326, versuchte die Regierung von 

Rene Pléven (UDSR) die Art und Weise der deutschen Wiederbewaffnung durch eine eigene 

                                                 
321 http://www.ena.lu/origins_schuman_plan-2-297 (19. Dezember 2009) 
322 “Die Erklärung Robert Schumans vom 9. Mai 1950, von der er erst unmittelbar zuvor informiert worden war, 
stellte für Adenauer ein Geschenk erster Ordnung dar.“ In: Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen 
Beziehungen seit 1945, p. 64 
323 Hinsichtlich des Beitritt Großbritanniens zur EGKS “gaben sich weder Schuman noch Monnet besonders 
große Mühe. Sie machten ihm [dem englischen Außenminister Bevin] klar, daß er nur die Wahl habe, 
mitzumachen oder draußen zu bleiben [..].“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 69 
324 “Elle [die EGKS] comprend une haute autorité composée de 9 membres nommés par les Six ; le conseil des 
ministres ; une assemblée ; un parlament sans pouvoir législatif ; une cour de justice de 7 juges, et des comités 
technique, économique et financier, etc.“ In: Émile Aubertin, France du XXe siècle, ou vas tu ?, p. 204  
325 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 107 “Auch für Frankreichs unmittelbares 
machtpolitisches Interesse ergab sich eine Chance insofern, als es nun möglich schien, auf das deutsche 
ökonomische Potential gestützt, eine aktivere Rolle als europäische Vormacht zu spielen.“ In: Gilbert Ziebura, 
Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 56  
326 Vergleiche: Kapitel VII.2. Hoffnung, Notwendigkeit und Enttäuschung: 1950-1957 
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Initiative für die französische Republik positiv zu beeinflussen. “La question du réarmement 

de l’Allemagne avait été posée en septembre 1950 par le gouvernement américain. Mais la 

France s’y opposa. En octobre, cependant, Pléven fit une proposition de transition.“ Der 

Vorschlag einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (’Pléven-Plan’) war somit “ein 

hastig formuliertes, unausgegorenes Dokument voller Widersprüche [..]“327, dessen 

eigentliches Ziel es war, die zukünftigen deutschen Streitkräfte unter französischer Kontrolle 

zu halten, und diese europäische Armee so weit wie möglich aus dem Einflussbereich der US-

Amerikaner herauszuhalten.328 Der EVG-Vertrag329, der am 27. Mai 1952 von den sechs 

Mitgliedsstaaten der EGKS unterzeichnet worden war, scheiterte jedoch zwei Jahre später an 

der Ratifizierung durch die französische Nationalversammlung. “Die lange Agonie des EVG-

Vertrages zeigte mit aller Deutlichkeit, daß Frankreich sich nicht bereit fühlte, einer 

ökonomisch prosperierenden, von allen innen- und gesellschaftlichen Belastungen wie 

Kommunismus und Kolonialismus freien und schließlich eines Tages auch militärisch starken 

Bundesrepublik in einem direkten vis-à-vis gegenüberzutreten und dabei noch auf einen Teil 

der eigenen Aktionsfreiheit verzichten zu müssen.“330  

   Für viele Anhänger einer supranationalen europäischen Vereinigung stellte die Ablehnung 

des EVG-Vertrages (und die spätere Einbeziehung Westdeutschlands in das 

Verteidigungssystem der NATO) eine regelrechte Katastrophe dar, “weil zugleich ein noch 

ehrgeizigeres Projekt scheiterte: die »Europäische Politische Gemeinschaft« (EPG).“331 

Andererseits machte dieses Erlebnis den meisten pro-europäischen Politikern bewusst, dass es 

in Frankreich keine Mehrheit für supranationale Konstruktionen geben würde. Und es war 

unter anderem dieser realistischen Einschätzung zu verdanken, “daß binnen weniger Monate 

ein nachdrücklicher zweiter Anlauf in Gang kam, der dann innerhalb von nur knapp zwei 

Jahren zu dem historischen Durchbruch der doppelten Gründung von Europäischer 

Wirtschaftsgemeinschaft und Europäischer Atomgemeinschaft führte.“332 

                                                 
327 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 68 
328 “Schumanplan und Plevenplan waren erdacht, um einem angelsächsischen Diktat in wichtigen Fragen der 
deutschen Entwicklung zu entgehen und um Frankreich einen bevorzugten Platz in allen Fragen der europäischen 
Entwicklung und seiner Diplomatie neuen Spielraum zu sichern.“ In: Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte 
seit dem Krieg, p. 81 f. 
329 Der gesamte Vertragstext ist unter: 
http://www.ena.lu/vertrag_grundung_europaischen_verteidigungsgemeinschaft_paris_27_mai_1952-3-793 
(02.02.10) verfügbar.  
330 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 78 
331 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 79 Die EPG zielte auf die Schaffung einer gemeinsamen 
europäischen Regierung und Verfassung ab. Für weitere Details vergleiche die Ausführungen in Punkt 2 der 
Schlussfolgerungen des Kapitels VII. Die Deutschlandfrage. 
332 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 81 
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   Den Anstoß für diese neue Entwicklung erfolgte im Juni 1955 durch die Konferenz der 

Außenminister der sechs EGKS-Staaten in Messina, Italien, und durch die aktive 

Unterstützung durch Jean Monnet und Paul Henri Spaak, dem damaligen belgischen 

Außenminister. “The Ministers of the Six agreed to consider the extension of European 

integration to all sectors of the economy and a committee of experts, under the chairmanship 

of Paul-Henri Spaak, was immediately given the task of drawing up a detailed report on the 

feasibility of both a general economic union and a nuclear energy union.“333 Der Kernsatz der 

Erklärung von Messina besagte, “dass auf dem Wege zur Schaffung eines geeinten Europa 

weitergegangen werden muss durch Entwicklung gemeinsamer Institutionen, durch 

fortschreitende Verschmelzung der Nationalwirtschaften, durch Errichtung eines 

gemeinsamen Marktes und durch fortschreitende Harmonisierung ihrer Sozialpolitik.”334  

   Der in Messina beschlossene Ausschuss unter Leitung von Paul Henri Spaak nahm im Juli 

1955 seine Arbeit auf. Bereits im April 1956 wurde der ’Spaak Report’335 veröffentlicht und 

weniger als ein Jahr später, am 25. März 1957, unterzeichneten die sechs Mitgliedsstaaten der 

EGKS in Rom jene Verträge, die am 1. Januar 1958 zur Errichtung der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)336 und Europäischen Atomgemeinschaft (EAG)337 führten. 

 

 

4. Die Rückkehr von Charles de Gaulle und das ’Europa der Nationalstaaten’ 

 

Im Jahre 1958 beherrschte die Europadebatte nur kurz die Cafés und Regierungsbüros in 

Frankreich. Bereits nach wenigen Wochen und Monaten sollte die Lage in Algerien und die 

Rückkehr des General de Gaulles an die Macht des Staates die französische Innen- und 

Außenpolitik  beschäftigen.  

   Bis zu seinem Rücktritt im Jahre 1969 reformierte de Gaulle nicht nur die Grundzüge der 

Kolonial- und Deutschlandpolitik, sondern drückte auch der Europaidee seinen individuellen 

Stempel auf. “Etant donné l’idée orgueilleuse de la grandeur de la France que De Gaulle 

                                                 
333 http://www.ena.lu/messina_conference-3-392 (02.02.10) 
334http://www.ena.lu/entschliessung_aussenminister_mitgliedstaaten_montangemeinschaft_anlasslich_ihrer_tagu
ng_messina_juni_1955-3-8975 (02.02.10) 
335 Der ’Spaak Report’ regelte unter anderem die Details der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Europäischen Atomgemeinschaft. Der genaue Wortlaut des Berichts der Delegationsleiter ist unter: 
http://www.ena.lu/bericht_delegationsleiter_aussenminister_brussel_21_april_1956-1-13904 verfügbar. 
336 http://www.ena.lu/vertrag_grundung_europaischen_wirtschaftsgemeinschaft_rom_25_marz_1957-3-24759 
(02.02.10) 
337 http://www.ena.lu/vertrag_grundung_europaischen_atomgemeinschaft_rom_25_marz_1957-3-24799 
(02.02.10) Die französische Nationalversammlung ratifizierte die Verträge zur Gründung der EWG und EAG am 
10. Juli 1957 mit 342 zu 239 Stimmen. Die Gaullisten stimmten gegen die Verträge. 
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s’était faite et la méfiance qu’il éprouvait devant toute institution susceptible de restreindre son 

indépendance, il était à prévoir qu’il ne tolérait pas de bon coeur les organismes internationaux 

hérités de la IVe République.“338 Das bedeutete, dass – auch im Bezug auf die Einigung 

Europas – die nationale Unabhängigkeit und Stärke der französischen Republik gewahrt 

werden mussten. “For Charles de Gaulle, not only was the nation-state the only legitimate 

representative of individuals and social groups but only the nation-state could effectively act in 

their interests.“339  

 

 

4.a. Die Fouchet-Pläne 

 

Nachdem die Pläne de Gaulles die NATO zu reformieren aufgrund des Widerstands der 

Amerikaner gescheitert waren, wollte der General die politische Zusammenarbeit in Europa 

stärken.340 Der von Christian Fouchet 1961 ausgearbeitete Vertragsentwurf sah die Errichtung 

einer (unauflösbaren) Staatenunion intergouvernementalen Charakters vor. Artikel 2 des ersten 

’Fouchet-Plans’ bestimmte die Ziele der Union folgendermaßen: 

 

“— to bring about the adoption of a common foreign policy in matters that are of common 

interest to Member States; […] 

— to strengthen, in co-operation with the other free nations, the security of Member States 

against any aggression by adopting a common defence policy.”341 

 

Da der französische Vorschlag keinerlei supranationale Elemente aufwies und bei allen 

Entscheidungen eine Einstimmigkeit unter den sechs Regierungschefs voraussetzte, stieß er 

bei den übrigen fünf Staaten auf erhebliche Widerstände. Ebenso sollte eine eigene 

’Europäische Politische Kommission’ mit Sitz in Paris errichtet werden, die im Gegensatz zur 

Hohen Behörde nicht unabhängig arbeiten würde, sondern aus Beamten der Außenministerien 

zusammengesetzt sein sollte und damit weisungsgebunden war.342 Schlussendlich gab es 

Unstimmigkeiten bezüglich der Einbindung der europäischen Sicherheitspolitik innerhalb der 

                                                 
338 Émile Aubertin, France du XXe siècle, ou vas tu ?, p. 549 
339 Phillip H. Gordon, A certain idea of France, p. 11 
340 Hinsichtlich der NATO-Reformpläne de Gaulles vergleiche Kapitel VI.4. Der Austritt aus den integrierten 
Strukturen der NATO.  
341 http://www.ena.lu/draft_treaty_fouchet_plan_november_1961-3-999 (04.02.10)  
342 Die ’Europäische Politische Kommission’, die keinerlei supranationale Elemente aufwies, sollte in den Augen 
de Gaulles ein Gegengewicht zur ’Europäischen Kommission’ in Brüssel darstellen. 
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Strukturen der NATO und dem zukünftigen Status Großbritanniens (dessen 

Beitrittsverhandlungen zur EWG am 8. November 1961 eröffnet wurden) innerhalb der 

europäischen Institutionen.  

   Aufgrund der Unstimmigkeiten mit den anderen EG-Staaten, arbeitete das französische 

Außenministerium unter Vorsitz von Christian Fouchet einen zweiten Vorschlag aus, der am 

18. Januar 1962 vorgestellt werden sollte.343 Jedoch kam es dazu nicht, “denn völlig 

überraschend änderte der französische Staatspräsident am Vorabend der Ausschußsitzung 

eigenhändig den ihm vom Quai d’Orsay344 vorgelegten Text an drei wesentlichen Stellen. 

Dadurch wurde sinngemäß die vorgesehene europäische Sicherheitspolitik aus dem NATO-

Rahmen gelöst, die Kompetenz für die Wirtschaft von den Gemeinschaften auf die 

intergouvernementale Zusammenarbeit überführt und die Zukunft der supranationalen 

Institutionen selbst in Frage gestellt.“345 Der Text war für die europäischen Partner, allen 

voran die Niederlande und Belgien, unakzeptabel und einige Wochen später wurde das Projekt 

auf Eis gelegt.346 “The failure of the Fouchet Plans sparked off a series of crises, characterised 

by disagreement on the very nature of the European unification process, the powers of the 

Community institutions, European independence and relations with the USA. The Heads of 

State or Government did not meet again for seven years. This failure would, however, lead to a 

strengthening of Franco-German relations.”347 

 

 

4.b. Die Beitrittsgesuche Großbritanniens 

 

“Das britische Beitrittsbemühen markierte eine historische Wende von jahrhundertelanger 

überseeischer zu einer neuen europäischen Orientierung. Sie reflektierte den vom Zweiten 

Weltkrieg ausgelösten Niedergang der britischen Weltmachstellung [..].“348 Der Erfolg der 

Europäischen Gemeinschaften, die Suezkrise von 1956 – und der damit verbundene 

Machtverlust für Großbritannien – sowie die USA überzeugten die britische Regierung unter 

                                                 
343 Der Wortlaut des zweiten ’Fouchet-Plans’ ist unter: 
http://www.ena.lu/entwurfe_vertrag_fouchet_ii_18_januar_1962-3-1000 (04.02.10) erhältlich. 
344 ’Quai d’Orsay’ ist eine Strasse im 7. Arrondissement von Paris. Der Begriff wird jedoch ebenso als 
Metonymie für das französische Außenministerium verwendet, da dieses in selbiger Strasse angesiedelt ist.  
345 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 133 
346 “La surenchère belge et néerlandaise sur ces deux points, malgré les concessions faites par la diplomatie 
française à la fin de 1961, conduit de Gaulle, en janvier 1962, à durcir sa position.“ In: Frédéric Bozo, La 
politique étrangère de la France depuis 1945, p. 41 
347 http://www.ena.lu/the_fouchet_plans-2-439 (04.02.10) Kurze Zeit später wurde der Deutsch-Französische 
Freundschaftsvertrag (Elysée-Vertrag) unterzeichnet. 
348 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 144 
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Harold Macmillan schließlich und am 9. August 1961 wurde – beinahe zeitgleich mit der 

irischen, norwegischen und dänischen Kandidatur – der ersten Antrag auf Mitgliedschaft bei 

den Europäischen Gemeinschaften eingereicht. Die Verhandlungen im Jahre 1962 verliefen 

sowohl konstruktiv als auch kontroversiell. Am 14. Januar 1963 beendete de Gaulle jedoch 

alle weiteren Diskussionen, indem er auf einer Pressekonferenz den Beitritt Großbritanniens 

kategorisch ablehnte.349 Knapp zwei Wochen später wurden die Verhandlungen offiziell 

eingestellt. “General De Gaulle was afraid that the new member might threaten the common 

agricultural policy (CAP) and transform the European Economic Community (EEC) into a 

huge free trade area. Above all, he regarded the United Kingdom as a Trojan horse concealing 

US interests: he believed that British membership would lead to the Americanisation of 

Europe.”350 De Gaulle hatte demnach genug Gründe, um hinsichtlich des britischen Beitritts 

zur EWG misstrauisch zu sein. Ausschlaggebend waren unter anderem “les accords de Nassau 

(Bahamas, décembre 1962) entre le Premier ministre britannique MacMillan et le président 

Kennedy, par lesquels les États-Unis s’engagent à équiper les sous-marins britanniques de 

fusées Polaris.“351 Die britisch-amerikanische ’Vereinbarung von Nassau’352 war für de Gaulle 

– der die britischen Atomwaffen lieber in ein von den USA unabhängiges Europa einbringen 

wollte – ein klares Anzeichen, dass sich Großbritannien noch stets am großen atlantischen 

Bruder, den USA, orientierte; dies war für den General nicht akzeptabel. 

   Am 11. Mai 1967 reichte Harold Wilson (Labour Party), der seit 1964 die 

Regierungsgeschäfte in London leitete, ein zweites Mal eine Kandidatur bei den Europäischen 

Gemeinschaften ein.353 Die französischen Vertragspartner äußerten sich durchgehend positiv. 

De Gaulles Standpunkt hatte sich jedoch in den letzten Jahren nicht verändert. So erklärte er 

am 27. November 1967, noch bevor die Beitrittsgespräche offiziell eröffnet wurden, erneut 

seinen Widerstand hinsichtlich eines Beitritts Großbritanniens. Die Gründe des Generals – 

Aufrechterhaltung der führenden Rolle Frankreichs in Europa, Opposition zu den USA, 

französische Agrarinteressen und die schlechte wirtschaftliche Lage Londons – und die 

’charmante’ Art und Weise wie de Gaulle seine Entscheidung verkündete, beschreibt 

folgendes Zitat: “Die Haltung des französischen Staatspräsidenten wurde in einer im Februar 

1967 veröffentlichten deutschen Karikatur sehr treffend wiedergegeben […]: Die Karikatur 

                                                 
349 Der Wortlaut der Pressekonferenz ist unter: 
http://www.ena.lu/pressekonferenz_charles_gaulle_14_januar_1963-2-1511 erhältlich (05.02.2010). 
350 http://www.ena.lu/general_gaulle_veto-2-29686 (05.02.2010) 
351 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 227 
352 Die am 18. Dezember 1962 zwischen Kennedy und Macmillan geschlossene ’Vereinbarung von Nassau’ 
regelte unter anderem den Verkauf von amerikanischen Polaris-Raketen an Großbritannien.  
353 Irland, Norwegen und Dänemark hatten ebenso ein zweites Mal ihre Kandidatur eingereicht.  
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zeigte den General in einem Bordell, befrackt, ein Glas Champagner in der Hand, 

herablassend dreinblickend; ihm gegenüber eine verängstigt wirkende Prostituierte mit den 

Gesichtszügen Harold Wilsons, dem der Labour Party angehörenden Nachfolger Macmillans; 

Rock und Unterröcke, auf denen jeweils zu lesen steht: »Bedingungslose Anerkennung der 

Verträge« , »Verzicht auf ein Kräftegleichgewicht in Europa« und »Bindungen zu den 

Ländern des Commonwealth«, hat sie bereits abgelegt, und es bleiben ihr nur noch der Slip 

mit der Aufschrift »Proamerikanische Politik« und der BH mit »Britische Agrarinteressen«, 

bei dessen Öffnen sie noch zögert; dazu ein einfacher Text: »Noch mehr?« – »Alles!«“354 

 

 

4.c. Die ’Krise des leeren Stuhls’ und der ’Luxemburger Kompromiss’ 

 

Eine der schwersten Krisen der noch jungen EG war die so genannte ’Krise des leeren Stuhls’. 

Die Gründe für die Streitigkeiten – die im Kern die Frage der zukünftigen Organisation der 

europäischen Institutionen behandelte – waren vielschichtig. 

   Den Auslöser stellten die Verhandlungen über die Finanzierung der Gemeinsamen 

Agrarpolitik (GAP) dar. Am 31. März 1965 präsentierten der Präsident der Europäischen 

Kommission, Walter Hallstein, und der niederländische Kommissar für Landwirtschaft, Sicco 

Mansholt, ihren Vorschlag. Dieser beinhaltete, dass die EG nicht mehr von den 

Mitgliedsstaaten finanziert werden sollte, sondern eigene Mittel bekäme, indem per 1. Juli 

1967 “die Gesamtheit nicht nur der Abschöpfungen355, sondern auch der an der gemeinsamen 

Außengrenze erhobenen Industriezölle als Eigenmittel in die Kasse der Gemeinschaft“356 

gelenkt werden sollten. Diese Entscheidung hatte deswegen weit reichende Konsequenzen, 

weil jede Institution nur dann Macht besitzt, wenn sie über genügend Mittel verfügt – und 

dabei nicht von anderen Gebern abhängig ist. Der Vorschlag kam demnach einer 

vorgezogenen357 institutionellen Reform gleich, da dies ebenso dazu geführt hätte, dass dem 

                                                 
354 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 236 
355 “Im Unterschied zu einem Zoll sind Abschöpfungen variable Abgaben, die von der EU auf Agrarimporte 
erhoben werden. Für Agrarerzeugnisse wird ein Mindestpreis (Schwellenpreis) festgelegt, der in der Regel über 
dem Weltmarktpreis liegt. Die Differenz zwischen Schwellenpreis und Weltmarktpreis muss ein Importeur als 
Abschöpfung an die EU bezahlen. Schwankungen der Weltmarktpreise haben so keinen Einfluss auf die 
Agrarpreise innerhalb der Union, da Einfuhren nicht billiger als zum vorgegebenen Schwellenpreis auf den 
europäischen Markt kommen. Europäische Landwirtinnen und Landwirte werden durch die Abschöpfungen vor 
(billigeren) Agrarimporten geschützt.“ In: http://www.bpb.de/popup/popup_lemmata.html?guid=H6WXCR 
(09.02.10) 
356 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 137 
357 Bereits 1962 wurde vereinbart, dass ab 1970 die Abschöpfungen der Gemeinschaft zugute kommen sollten. 
Der Konflikt wurde schließlich im Jahre 1969 gelöst. “The debate on the Community’s own resources [..] was 
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Europäischen Parlament die Befugnisse der Budgetkontrolle über diese Gelder zugesprochen 

worden wären – was erneut die Europäischen Gemeinschaften gestärkt hätte. Für General de 

Gaulle, der den Präsidenten der Europäischen Kommission, Walter Hallstein, stets skeptisch 

beurteilte, hatten diese Pläne zu weit reichende Konsequenzen. 

   Ein weiteres, ebenso dringliches Problem in den Augen de Gaulles war, dass laut den 1958 

geschlossenen EWG-Verträgen ab dem 1. Januar 1966 die Mehrzahl der Beschlüsse im 

Europäischen Ministerrat keiner Einstimmigkeit mehr bedurften, sondern mit qualifizierter 

Mehrheit beschlossen werden konnten.358 Damit konnten die anderen fünf Vertragsstaaten der 

EWG gemeinsame Entscheidungen beschließen, ohne die Zustimmung Frankreichs zu 

benötigen – für de Gaulle ein direkter Angriff auf die Unabhängigkeit der Republik. “France 

was, in fact, afraid that a coalition of Member States might, on the basis of a majority decision, 

challenge the common agricultural policy, which France had persuaded its partners to accept 

only with great difficulty.”359 

   Bei den im Juni 1965 stattfinden Verhandlungen im Europäischen Ministerrat bestand 

Frankreich darauf, die Finanzierung der GAP bis 1970 durch nationale Beiträge zu regeln. Als 

sich darauf hin die anderen Mitgliedsländer für den Vorschlag der Europäischen Kommission 

aussprachen, erklärte der französische Außenminister, Maurice Couve de Murville, am 30. 

Juni die Verhandlungen für beendet. Kurz darauf wurde der Ständige Vertreter Frankreichs bei 

den Europäischen Gemeinschaften nach Paris zurückberufen und die französische Teilnahme 

im Ministerrat ausgesetzt. Ebenso nahmen die französischen Regierungsbeamten an keinen 

weiteren Sitzungen und Ausschüssen auf europäischer Ebene teil. Dies war die ’Politik des 

leeren Stuhls’.   

   “Die Kommission zuckte zurück und legte am 26. Juli dem zu fünft tagenden Ministerrat 

einen geänderten Vorschlag vor, der der französischen Position weitgehend Rechnung trug. [..] 

Sie [die französische Regierung] hatte gewonnen, nichts stand damit der triumphalen 

Rückkehr nach Brüssel entgegen. Doch nun zeigte sich de Gaulle entschlossen, die Krise 

auszuweiten, um seine Vorstellungen vollständig und ein für allemal durchzusetzen.“360 Auf 

einer Pressekonferenz am “9 septembre 1965, De Gaulle déclara que la France ne reprendrait 

sa place qu’à la condition que le Conseil des ministres garde la plénitude de ses prérogatives 

                                                                                                                                                          
only resolved with the compromise worked out during the agricultural marathon of 19–22 December 1969 [..].” 
In: http://www.ena.lu/financing_the_cap-2-442 (06.02.10) 
358 “Only the most important issues, such as the accession of new Member States, or controversial decisions, such 
as the harmonisation of legislation and economic policy, remained subject to unanimity.” In: 
http://www.ena.lu/issue_majority_voting-3-443 (06.02.10) 
359 http://www.ena.lu/chair_policy-2-444 (09.02.10) 
360 Franz Knipping, Rom, 25. März 1957, p. 139 
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au détriment de la Commission, qui ne devait être qu’une réunion de « technocrates 

internationaux » ; et que la règle de l’unanimité au sein de ce Conseil soit maintenue.“361  

   Frankreich hielt seinen Boykott daraufhin mehr als sechs Monate aufrecht und forderte eine 

grundsätzliche Revision der Europäischen Verträge. Ende Januar 1966 konnte schließlich eine 

Lösung des schwelenden Konflikts gefunden werden. Der ’Luxemburger Kompromiss’ 

besagte, dass alle Mitgliedsstaat bei europäischen Mehrheitsbeschlüssen ein Vetorecht 

besitzen, falls der jeweiligen Entscheidung vitale nationale Interessen entgegenstehen. Damit 

wurde das in den EWG-Verträgen vereinbarte Mehrheitswahlrecht zwar nicht abgeschafft, die 

praktische Anwendung jedoch stark beschränkt. “Since then, the ‘Luxembourg Compromise’ 

has frequently been invoked by Member States in order to block majority decisions. Contrary 

to the literal interpretation of the text, they have used the compromise in practice to make 

unanimity the normal decision-making procedure.”362 

 

 

Schlussfolgerungen 

1. Im Allgemeinen lässt sich feststellen, dass die jeweiligen französischen Initiativen – egal ob 

von Ministern, Präsidenten oder anderen Persönlichkeiten – den Aufbau Europas entscheidend 

beeinflusst haben. 

   Der faktische Machtverlust der französischen Republik nach dem Zweiten Weltkrieg, der 

den Entscheidungsträgern in Paris hinsichtlich der Deutschlandfrage schmerzhaft bewusst 

wurde, führte dazu, dass in dem Zusammenschluss mit anderen europäischen Staaten ein 

Potential für Frankreich erkannt wurde. Diese strategischen Überlegungen gaben den Anstoß 

dafür, dass der französische Außenminister Georges Bidault – nur einige Wochen nach der 

Londoner Konferenz, auf der die Gründung Westdeutschlands beschlossen wurde – am 20. 

Juli 1948 den Aufbau einer Europäischen Versammlung forderte. Dieser erste französische 

Vorschlag mündete am 5. Mai 1949 in der Gründung des Europarats, dessen politische 

Bedeutung jedoch beschränkt blieb.  

2. Die wirtschaftliche Stärke Deutschlands spielte auch in dem folgenden französischen 

Vorstoß eine zentrale Rolle. Die Gründung der EGKS, welche die Kohle- und Stahlproduktion 

der sechs Mitgliedsstaaten unter die Kontrolle einer von staatlicher Seite unabhängigen 

’Hohen Behörde’ stellte, hatte sowohl wirtschaftliche, sicherheits- und machtpolitische 

Beweggründe und Konsequenzen.  

                                                 
361 Émile Aubertin, France du XXe siècle, ou vas tu ?, p. 561 
362 http://www.ena.lu/luxembourg_compromise-2-445 (09.02.10) 
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   Einzigartig an diesem Plan war, dass er beinahe das gesamte politische Spektrum in 

Frankreich zufrieden stellte. So erfüllte er die Wünsche der Anhänger der Europaidee, indem 

mit der Zusammenlegung der Kohle- und Stahlreserven (in damaligen Zeiten die 

entscheidenden Rohstoffe zur Kriegsführung) die Möglichkeit zukünftiger Konflikte stark 

begrenzt wurde. Andererseits überzeugte der Vorschlag jedoch auch – und dies war für den 

späteren Erfolg entscheidend – die traditionell konservativ-nationalen Strömungen im 

Hexagon, indem die Aussicht, das deutsche wirtschaftliche Potential gemeinsam zu nutzen, 

schließlich auf eine Schwächung Deutschlands und Stärkung Frankreichs hinauslief. “France 

supported European integration not out of altruism but because to do so was consistent with 

the national interest.”363 

   Entscheidend für den Erfolg des ’Schumanplans’ waren mehrere Faktoren. An erster Stelle 

ist hier die Person Jean Monnet zu nennen, der den Vorschlag nicht nur ausgearbeitet hatte, 

sondern es ebenso gut verstand seine Ideen dem jeweiligen Publikum zu präsentieren. Jean 

Monnet wusste, dass die liberale Vorstellung einer supranationalen, europäischen Vereinigung 

nur unter der Voraussetzung entstehen konnte, dass gewisse politische Interessensgruppen 

(darunter die Gaullisten) durch realistische Argumente überzeugt werden. Die Erweiterung der 

Machtstellung der Republik war eines dieser Motive – speziell angesichts der prekären Lage 

Frankreichs in politischer, wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht am Ende der 1940 Jahre 

–, von dem faktisch jedoch nicht nur die Gaullisten, sondern alle politischen Parteien beseelt 

waren. 

   Robert Schuman, der den Plan von Jean Monnet aufgegriffen hatte, war ebenso ein 

entscheidender Faktor für die Verwirklichung der EGKS. Der französische Außenminister 

setzte sich leidenschaftlich für den nach ihm benannten Vorschlag ein. Von besonderer 

Bedeutung war das strategische Vorgehen von Schuman und Monnet. Denn indem der 

’Schumanplan’ in aller Geheimhaltung vorbereitet und überraschend auf einer 

Pressekonferenz präsentiert wurde, konnte die Gefahr, die Details des Vertragstextes 

öffentlich zu diskutieren – das in Frankreich des Öfteren zu einer Aufweichung (wenn nicht 

gänzlichen Absage) und Verzögerung eines Vorhabens führte – minimiert werden. 

   Der ’Schumanplan’ und die daraus entstandenen europäischen Institutionen waren ein –  

wenn nicht das augenfälligste – Kennzeichen der Verschiebung der außenpolitischen 

Grundsätze während der IV. Republik. Denn zum ersten Mal seit langer Zeit hatte Frankreich 

eine Initiative ergriffen, die bei den Regierungschefs der anderen Staaten nicht auf 

Unverständnis traf. Vielmehr wurde darin ein konstruktiver Vorschlag gesehen, der sowohl für 

                                                 
363 William I. Hitchcock, France Restored, p. 10 
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den Frieden und den wirtschaftlichen Aufschwung in Europa, als auch – im Sinne einer dritten 

Kraft zwischen Ost und West – für die Stabilisierung der Weltpolitik positive Auswirkungen 

versprach. “Le plan Schuman rencontre un immense écho en Europe et aux Etats-Unis : la 

France redevient crédible.“364 

3. Die französische Politik war hinsichtlich einer Vereinigung europäischer Staaten in 

gewissen Punkten in dem gleichen Dilemma wie in der Frage der Zusammenarbeit mit den 

ehemaligen französischen Kolonien. Zwar wollte Frankreich eine engere Verbindung, jedoch 

unter der Voraussetzung, dass Paris die wichtigsten (gemeinschaftlichen) wirtschaftlichen, 

politischen und militärischen Entscheidungen trifft. Die Verhandlungen über die Europäische 

Verteidigungsgemeinschaft (EVG) Anfang der 1950er Jahre zeigten deutlich, dass Frankreich 

hinsichtlich einer europäischen Einigung primär seine eigenen Interessen verfolgte. “The EDC 

debate showed that for French planners, European integration was never an end in itself. 

Rather, the value of integration had to be measured by the degree to which it advanced 

France’s long-standing objective of containing Germany and bolstering French influence.”365 

Zwar ist es die Aufgabe einer Regierung, die Interessen des jeweiligen Landes zu vertreten – 

und hierzu gehört die Sicherung der nationalen Unabhängigkeit und die Ausweitung der 

eigenen Machtposition –, jedoch hatte sich Frankreich mit dem politischen Hickhack-Kurs 

außenpolitisch bloßgestellt.  

   Wenn man die Etappen bis zur Ablehnung des EVG-Vertrags durch die französische 

Nationalversammlung im August 1954 im Einzelnen betrachtet, erscheint die Vorgehensweise 

Frankreichs – aus einem machtpolitischen Kalkül besehen – jedoch nachvollziehbar. Als die 

USA 1950 Westdeutschland wiederbewaffnen wollte antwortete  Frankreich umgehend mit 

dem ’Pléven-Plan’ – dem Vorschlag einer gemeinsamen europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft. Dies resultierte aus dem französischen Wunsch, einerseits die 

deutschen Kapazitäten selbst unter Kontrolle zu halten und andererseits den Einfluss der US-

Amerikaner so gering wie möglich zu halten. Vier Jahre später hatte sich die weltpolitische 

Situation jedoch grundlegend geändert. Der Koreakrieg – der Auslöser für den amerikanischen 

Plan einer Wiederbewaffnung Westdeutschlands – war bereits seit einem Jahr (einige Monate 

nach dem Tod Joseph Stalins) beendet worden. Die weitgreifenden Konsequenzen der 

Vertragsklauseln der EVG blieben hingegen weiter bestehen. Die Frage lautete schlicht und 

einfach: wenn es eine gemeinsame europäische Armee gibt, wer hat dann die Kompetenz, 

diese zu befehligen? Die EVG bedingte somit eine europäische politische Gemeinschaft. 

                                                 
364 Jean-Claude Allain (u.a.), Histoire de la diplomatie français, p. 386 
365 William I. Hitchcock, France Restored, p. 5 
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Dieser Eingriff in die nationale Unabhängigkeit Frankreichs war für die französische 

Nationalversammlung im Jahre 1954 nicht hinnehmbar und man akzeptierte stattdessen die 

Wiederbewaffnung Deutschlands im Rahmen der NATO. Dass die anderen fünf europäischen 

Vertragspartner hinsichtlich dieses (in ihren Augen widersprüchlichen) Verhaltens von 

Frankreich nicht erfreut waren, ist indes einleuchtend. 

Umso überraschender war es, dass die europäische Integration in den folgenden Jahren 

konstruktiv weitergeführt werden konnte. Entscheidend hierfür war, dass der Fokus nun auf 

die wirtschaftlichen Aspekte gelegt wurde. Während eine Vereinigung der 

Verteidigungspolitik wie beschrieben die nationale Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit 

massiv eingeschränkt hätte, bot eine Wirtschaftsgemeinschaft den Vorteil, dass die 

Mitgliedsstaaten davon in ökonomischer Hinsicht profitieren würden, jedoch ohne dabei einen 

direkten Eingriff auf die Ausführung der jeweils individuellen und unabhängigen (Außen-

)Politik zu erleiden.  

   Die Europäische Wirtschafts- und Atomgemeinschaft ging auf die Anstrengungen Jean 

Monnets und Paul Henri Spaaks, des damaligen belgischen Außenministers, zurück. Der 

zentrale Ansatz dieser beiden Persönlichkeiten bestand darin, den föderalistischen Gedanken 

mit der Theorie des Funktionalismus zu verbinden. “Der funktionalistische Ansatz beruht auf 

einem praktisch orientierten, graduellen Integrationsverfahren für die europäischen Staaten. Er 

lehnte das politische Konzept des föderalistischen Integrationsmodells ab, das auf einen 

politisierten Integrationsprozeß abzielt.“366 Diese schrittweise und pragmatische (also 

funktionalistische) Annäherung war – da sie sich mit den Schwierigkeiten einer politischen 

Gemeinschaft realistisch auseinandersetzte – für die Zukunft Europas äußerst 

erfolgversprechend. 

4. Die Rückkehr von General de Gaulles hatte einen starken Einfluss auf die Durchführung der 

französischen Europapolitik. Zwar widersetzte sich de Gaulle nicht grundsätzlich der Idee 

einer Europäischen Gemeinschaft, jedoch verfolgte er – mit Erfolg – seine Vision eines 

’Europas der Nationalstaaten’. “Die Europaverträge, deren Nutzen für Frankreich er [Charles 

de Gaulle] erkannt hatte, wurden von ihm nicht in Frage gestellt. Er veränderte aber, soweit es 

möglich war, die Gewichte der einzelnen von den Verträgen geschaffenen Einrichtungen und 

die Struktur der ganzen Konstruktion [..].“367  

                                                 
366 Stephan Bredt, Die demokratische Legitimation unabhängiger Institutionen, p. 349 
367 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 158 
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   Die ersten Initiative de Gaulles – der ’Fouchet-Plan I’ – wurde augrund des Fehlens jeglicher 

supranationaler Elemente von den anderen Vertragsstaaten abgelehnt.368 Dass die geplante 

’Europäische Politische Gemeinschaft’ ihren Sitz in Paris haben sollte – im Sinne einer 

Konkurrenz zu den übrigen europäischen Institutionen in Brüssel – war sicherlich ein weiterer 

Grund für die Ablehnung durch die anderen europäischen Vertragsstaaten.  

   Hinsichtlich ’Fouchet-Plan II’ führte de Gaulle eine Kehrtwendung der französischen 

Position herbei, die an die Ablehnung der EVG im Jahre 1954 erinnerte. Denn obwohl sich die 

Verhandlungspartner bereits auf die wichtigsten Punkte geeinigt hatten, wurde der Plan durch 

den General vereitelt (denn er konnte nicht ernsthaft annehmen, dass die von ihm in seinem 

Sinne durchgeführten Änderungen des Vertragstextes auf eine Akzeptanz der anderen Partner 

stoßen würden).  

   Die Haltung de Gaulles zeigte eindeutig, dass er sich von den anderen Staaten nicht zu 

einem Kompromiss zwingen lassen würde. Die Position der anderen EWG-Länder (speziell 

von den Niederlanden und Belgien) war der französischen diametral entgegengesetzt. 

Frankreich wollte eine Zusammenarbeit der sechs Staaten, die von den jeweiligen Staats- und 

Regierungschefs einstimmig bestimmt wird und neben der wirtschaftlichen, militärischen und 

politischen Kooperation das Ziel verfolgte, ein Gegengewicht zu den USA und Großbritannien 

darzustellen. Die anderen Staaten bevorzugten jedoch eine so weit wie möglich supranationale 

Organisation – inklusive den Briten –, die sich innerhalb der Strukturen der NATO bewegt. 

   Beide Positionen waren nicht widerspruchsfrei, jedoch verfolgten beide ihre jeweiligen 

nationalen Interessen. Denn de Gaulle wusste, dass das Prinzip der Einstimmigkeit Frankreich 

entgegenkam. Als großes Land konnte die Republik viel Druck ausüben und Deutschland (als 

einzig gleichwertiger Gegner) war noch zu schwach, um ein ernsthafter Gegenpol zu sein. 

Damit wäre es dem Hexagon geglückt, zu alter Größe zurückzufinden und ein unabhängiges 

Gegengewicht zwischen Ost und West zu schaffen. Die Benelux-Staaten sahen jedoch gerade 

in einer supranationalen Organisation ihre Chance, da das dabei geltende Mehrheitswahlrecht 

es erlaubt hätte, gemeinschaftliche Entscheidungen ohne die Zustimmung Frankreichs treffen 

zu können. Als der Gegensatz dieser beiden Standpunkte immer offensichtlicher wurde, 

wurden die Verhandlungen über eine verstärkte europäische Zusammenarbeit (’Fouchet-

Pläne’) im Jahre 1962 beiderseitig beendet.369 

                                                 
368 Demnach sollten alle wichtigen Entscheidungen weiterhin im Europäischen Ministerrat getroffen werden und 
eine Entscheidung nur durch Einstimmigkeit zustande kommen.  
369 Der harsche Tonfall de Gaulles im Hinblick auf die europäischen Institutionen hatte auch innenpolitische 
Konsequenzen. “Am 15. Mai [1962] schlug de Gaulle auf einer Pressekonferenz einen so heftigen Ton an, daß 
die fünf volksrepublikanischen Minister der erst kurz zuvor gebildeten Regierung von Ministerpräsident Georges 
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Ähnliche machtpolitische Überlegungen beherrschten auch die Debatten über einen Beitritt 

Großbritanniens zur EWG. Für Frankreich hätte der britische Beitritt nicht nur eine faktische 

Konkurrenz in ’ihrer’ Gemeinschaft bedeutet, sondern hätte auch den Einfluss der USA auf 

Europa maximiert. Genau das wollte de Gaulle aber verhindern und lehnte somit die 

Kandidatur Großbritanniens ab. 

   Die ’Krise des leeren Stuhls’ reflektierte erneut die starken Gegensätze innerhalb der 

Europäischen Gemeinschaft. Frankreich bzw. de Gaulle gelang es dabei – unter Einsatz von 

massivem Druck –, die Grundsätze der zukünftigen europäischen Institutionen für sich positiv 

zu beeinflussen. Der ’Luxemburger Kompromiss’ machte Mehrheitsentscheidungen auf 

europäischer Ebene praktisch unmöglich und stärkte die Macht des Europäischen Ministerrats 

auf Kosten der Europäischen Kommission. “So hatte er schließlich die bescheidenen 

supranationalen Züge aus dem Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

ausgeklammert.“370 Walter Hallstein, leidenschaftlicher Vertreter eines supranationalen 

Europas und Präsident der Europäischen Kommission, trat überdies im Jahre 1967 von seiner 

Position zurück und die für Frankreich positiven Vereinbarungen über die Gemeinsame 

Agrarpolitik (GAP) blieben bestehen. 

   De Gaulle hatte seine Ziele durchgesetzt. Jedoch waren sowohl im Ausland als auch im 

Inland Spuren seiner harschen Verhandlungstaktik zu beobachten. So war der ’Luxemburger 

Kompromiss’ auch auf die französischen Wahlen im Jahre 1965 zurückzuführen, bei der sich 

de Gaulle erstmals einer Wiederwahl stellen musste. “En tout cas, l’élection présidentielle des 

5-19 décembre 1965, où la candidature pro-européenne de J. Lecanuet mit de Gaulle en 

ballotage au premier tour, fut interprétée par l’entourage du général comme un avertissement. 

Quatre jours après le second tour de l’élection, le 23 décembre 1965, la France reprit sa place 

au Conseil des ministres, qui se contenta d’enregistrer, dans une déclaration commune du 30 

janvier 1966, les réserves françaises sur le vote à la majorité qualifiée.“371 Der europäische 

Integrationsprozess musste nach diesen Ereignissen bis zum Rücktritt de Gaulles im Jahre 

1969 warten, bevor er unter Georges Pompidou auf der Haager Konferenz im Dezember 1969 

neu belebt werden konnte.  

 

 

 

                                                                                                                                                          
Pompidou ihren Rücktritt einreichten (Pierre Pflimin, Maurice Schumann, Robert Buron, Paul Bacon, Joseph 
Fontanet) [..].“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 235 
370 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 159 
371 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 236 
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X. Analyse und Schlusskapitel 
 

1. General Charles de Gaulle 

 

1.a. Herkunft und Geschichte372 

 

Charles de Gaulle wurde am 22. November 1890 in Lille, Frankreich, geboren. Der Einfluss 

seines Vaters Henri de Gaulle, eines katholisch-patriotischen Gymnasiallehrers für Literatur 

und Geschichte, war prägend. Ab 1908 ging Charles de Gaulle auf die École spéciale militaire 

von Saint-Cyr. Im Ersten Weltkrieg war er zuerst Leutnant und dann Adjutant des 33. 

Regimentskommandeurs. Er wurde drei Mal verwundet und kam im Jahre 1916 in deutsche 

Gefangenschaft, wo er, trotz fünf Ausbruchsversuchen, bis zum Ende des Krieges blieb. 

   1937 wurde de Gaulle zum Oberst befördert und übernahm das Kommando über das 507. 

Panzerregiment in Metz. Als am 3. September 1939 die Kriegserklärung an Deutschland 

gestellt wurde, erhielt de Gaulle das Kommando über die Panzerstreitkräfte der V. Armee. Am 

1. Juni 1940 wurde er zum Brigadegeneral auf Probe ernannt und am 5. Juni 1940 als 

Unterstaatssekretär ins Ministerium für Nationale Verteidigung und Krieg berufen. Die letzte 

Regierung der III. Republik unter Paul Reynard trat bereits elf Tage später, am 16. Juni, 

zurück. Am 17. Juni ersuchte Marschall Pétain Deutschland offiziell um einen 

Waffenstillstand und de Gaulle floh nach Großbritannien. Bereits am nächsten Tag, dem 18. 

Juni 1940, hielt er in London seine berühmte Rede über BBC, dass der französische 

Widerstand noch nicht erloschen sei, sondern gerade erst beginnt.373 Vier Tage später, am 22. 

Juni 1940, unterzeichnete Marschall Pétain den Waffenstillstand mit Deutschland und 

annullierte die Beförderung de Gaulles zum Brigadegeneral auf Probe. 

 

 

1.b. Weltbild und Vision 

 

Das Weltbild de Gaulles war durch die militärische Ausbildung und den Einfluss des Vaters 

früh geprägt worden. “Schon nach Herkunft und Erziehung war er gewohnt, in der Größe 

Frankreichs den einzig relevanten Bezugspunkt allen Denkens und Handelns zu sehen. In 

                                                 
372 Für die folgenden Ausführungen vergleiche: http://www.charles-de-gaulle.org/pages/l-
homme/accueil/chronologies/chronologie-detaillee-de-la-vie-du-general-de-gaulle.php (20. Februar 2010) 
373 Vergleiche: Kapitel III. Der französische Widerstand und die Zeit der provisorischen Regierung unter de 
Gaulle.  
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mystischer Verklärung stellte Frankreich für ihn die Nation schlechthin dar, ein in ihrer 

idealen Verwirklichung vollkommenes Produkt der Geschichte, ein exemplarisches Wesen, 

das berufen ist, immer an der Spitze der Entwicklung zu stehen.“374 

   Diese Vision von Frankreich bestimmte das Handeln de Gaulles. Die Stärke und 

Unabhängigkeit der Republik waren für ihn eine Notwendigkeit, weil es das Schicksal der 

Grande Nation war, die Welt zu gestalten und zu führen. Dies mag heute eigenartig klingen – 

nicht jedoch zu Beginn des 20. Jahrhunderts, in den Jugendtagen de Gaulles.  

   Diese Überzeugung war es, die ihn gegen den Befehl des Marshalls Pétain revoltieren ließ 

und seinen Widerstand entfachte. Der blitzartige Sieg der Deutschen im Zweiten Weltkrieg 

kratzte – im Gegensatz zu vielen anderen Franzosen – keineswegs an den Grundsätzen seines 

Weltbilds. Vielmehr bestätigte die Besatzung durch Nazideutschland de Gaulles Weltbild und 

schuf seine Rolle als Retter der französischen Republik. “De Gaulles außenpolitische 

Philosophie ist sicherlich ohne die Erfahrungen als Chef des ‚Freien Frankreich’ nicht 

denkbar. Die Kriegsmemoiren sind das hohe Lied seines Kampfes um die Selbstbehauptung 

und Wiederaufrichtung eines ohnmächtigen Frankreich [..]. Seine Ausgangsposition war eine 

von Anfang an fertige und äußerst klare Vision einer zukünftigen Weltordnung mit 

Frankreich, die freilich, wie die Praxis zur Genüge zeigte, in fast allen Punkten mit derjenigen 

der Angelsachsen kollidieren musste.“375 Das seit frühester Jugend eingeprägte Weltbild des 

Generals verhärtete sich demnach durch die Erfahrungen der beiden Weltkriege – und 

deswegen war es für ihn unmöglich, nach 1945 die Vormachtstellung der USA und der 

UDSSR anzuerkennen. Die Vision de Gaulles eines großen, unabhängigen und die anderen 

Staaten führenden Frankreichs war ein konstantes Element in seinem Leben. So hatte sich, als 

de Gaulle “nach zwölfjähriger Unterbrechung am 1. Juni 1958 an die Macht zurückkehrte, [..] 

was immer in der Weltpolitik geschehen war, an den Grundsätzen seiner außenpolitischen 

Konzeptionen nichts geändert; seit Kriegsende [bzw. seit seinen Jugendtagen] stand sie 

fest.“376 

 
                                                 
374 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 32 
375 Ibid, p. 136 “The swift French military defeat [in 1940] convinced many in the administration of Franklin D. 
Roosevelt that France was finished as a great power. At the same time, Roosevelt developed an almost 
pathological aversion to de Gaulle, which filtered down through the administration.” In: Cogan Charles, French 
Negotiating Behavior, p. 77 
376 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 94 “Sein Gefühl, ein außergewöhnliches 
Schicksal zu besitzen, und sein Gespür für die Richtigkeit bestimmter Haltungen bewahrten ihn vor dem 
niedrigen Ehrgeiz, aus den Vorteilen der Macht zu profitieren.“ In: Alfred Grosser, Frankreich und seine 
Außenpolitik, p. 196. Er stellte damit eine der wenigen Konstanten seit den einschneidenden Geschehnissen im 
Juni 1940 dar, der die Erinnerung an die Grandeur früherer Jahre beharrlich aufflackern ließ. Diese Bestärkung, 
‘Nostalgisierung‘ und auch Ablenkung wurde von der Bevölkerung angesichts der harten Realität gerne 
angenommen und verleite ihm im Gegenzug noch mehr an Stärke, Vertrauen und Autorität. 
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1.c. Der Einfluss des Generals 

 

Der weit reichende Einfluss de Gaulles auf die Struktur, Ziele und Arbeitsweise der 

französischen Politik wurde in dieser Arbeit bereits des Öfteren erwähnt und von zahlreichen 

Autoren belegt: 

 

“[...] the consistency between Gaullist ideas and Gaullist policies was remarkable, as was the 

consistency between Gaullist policies and the ones pursued by de Gaulle’s successors.”377 

 

“Dans un contexte international durablement marqué par la persistance du status quo, ses  

successeurs – Georges Pompidou, Valéry Giscard d’Estaing, François Mitterand – 

s’attacheront avant tout à gérer au mieux l’héritage.”378 

 

“Schon bald sollte sich herausstellen, dass der Nachgaullismus durch eine erstaunliche 

Wertbeständigkeit seiner wichtigsten Forderungen und Errungenschaften charakterisiert 

bleiben sollte. Die großen Entscheidungen seiner zehn Regierungsjahre, um die es jedes Mal 

starke Auseinandersetzungen gegeben hatte – die Direktwahl des Staatspräsidenten, die 

Atomwaffen, der Austritt aus der NATO, die unabhängige Außenpolitik – wurden 

Bestandteile des Programms aller großen Parteien.“379 

 

Dies bedeutet nicht, dass ein Mann (Charles de Gaulle) ein Land (Frankreich) nach seinen 

Vorstellungen reformiert hatte. Vielmehr appellierte er an jene Instinkte, die in Krisenzeiten 

von der Volksseele stets dankend aufgenommen wurden. Die Forderung, dass Frankreich 

groß, stark und mächtig sein solle und eine führende Rolle in der Weltgeschichte einzunehmen 

hat, schmeichelte seinen Bewohnern und rief Zustimmung hervor. Insofern war de Gaulle die 

Personifizierung des französischen Machtwillens. Jedoch bedingte diese Rolle ebenso eine 

Nation, eine Geschichte und ein Volk, das dieser Vision folgte. “In foreign policy, France 

without de Gaulle would probably still be Gaullist.”380 

   Abschließend kann gesagt werden, dass der Einfluss de Gaulles auf Frankreich und die Welt 

enorm war, wobei speziell im Hinblick auf die Republik “[..] le style présidentiel et 

                                                 
377 Phillip H. Gordon, A certain Idea of France, p. 22 
378 Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, p. 4 
379 Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg, p. 199 
380 David P. Calleo, Europe’s Future, p. 160 
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l’importance symbolique de l’affirmation de l’indépendance et de la grandeur françaises se 

sont trouvés institutionnalisés.”381 

 

 

1.d. Die Bilanz des Generals 

 

“Es ist schwer zu sagen, inwieweit Frankreich seinen Rang dem Charakter General de Gaulles 

verdankt. Seine Willenskraft und seine Unnachgiebigkeit haben der Diplomatie sicher 

unschätzbare Dienste geleistet. Aber seine Schroffheit hat mehr als einmal Konflikte mit den 

anglo-amerikanischen Verbündeten entweder erzeugt oder verschärft.“382 

 

De Gaulle hat viele seiner Ziele nicht erreicht. So gelang es ihm weder die ’Deutschlandfrage’ 

in seinem Sinne positiv zu beeinflussen noch die Kontrolle über die kolonialisierten Gebiete 

zu behalten. Ebenso erreichte Frankreich nach dem Zweiten Weltkrieg keinesfalls jenen 

Status, den es noch am Anfang des 20. Jahrhunderts gehabt hatte. Jedoch muss hierbei 

angemerkt werden, dass de Gaulle von 1946 bis 1958, einer entscheidenden Zeit für das 

Hexagon, nicht in der Regierung vertreten war. 

   Eine Errungenschaft des Generals war es, dass er als einer der Ersten gezeigt hatte, dass die 

Zwänge der Bipolarität zwischen Ost und West gebrochen werden können. Dies hat de Gaulle 

viel Anerkennung in jenen Ländern eingebracht, die in der Zeit des Kalten Krieges ein 

politisches Schattendasein führten. Dass heißt, obwohl sich der General “innenpolitisch auf 

das gesamte Wählerpotential der Rechten stützte, rührte sein Prestige in der Welt zum 

Grossteil aus einer Haltung, die man den Linken zuschrieb.“383 Diese Gegenbewegung zum 

amerikanischen Imperialismus – welche unter anderem in Rumänien, China und einigen 

Staaten Südamerikas zu fanatischem Beifall führten – hatte zum Ziel “de permettre à la 

France, comme à certains autres pays, de jouer un rôle qui soit davantage à la mesure de ce 

qu’il [de Gaulle] considérait comme son potential politique, sa contribution historique et son 

réseau mondial d’intérêts et d’influence, ainsi que de réévaluer le rôle de la coopération 

volontaire des nations et États, plutôt que celui des blocs et des institutions internationales, 

pour la solution des problèmes du monde.“384 

                                                 
381 Philip G. Cerny, Une politique de grandeur, p. 19 f. 
382 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 43 
383 Ibid, p. 284 
384 Philip G. Cerny, Une politique de grandeur, p. 297 
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Die stärksten Auswirkungen hatten die Handlungen de Gaulles aber auf die Innenpolitik und 

auf das französische Volk selbst. In gesellschaftlicher Hinsicht sah es de Gaulle als seine 

Aufgabe “dem französischen Volk jene Dosis von Nationalismus zu injizieren, die es seiner 

Meinung nach benötigte, um die Erniedrigung von 1940 zu kompensieren.“385 Als erstes 

musste er also ein starkes nationales Bewusstsein kreieren, das, gepaart mit effizienten 

Institutionen die Macht Frankreichs auf internationaler Ebene wieder herstellen würde. 

Schlagwörter wie ’Größe, Autonomie und nationales Interesse’ erzeugten in diesem Sinne 

gerade den gewünschten Effekt, nämlich das Gefühl von Autonomie, Macht und Effizienz.    

   Durch die Struktur der neuen Verfassung von 1958, welche das politische Gewicht des 

Präsidenten stärkte und das Parlament schwächte, wurde überdies eine Effizienzstärkung der 

Verfahrensweisen erreicht – eine Errungenschaft, die nach den Erlebnissen der IV. Republik 

dringend nötig war.386 Die anderen Parteien, die nicht nur untereinander, sondern auch 

innerhalb der einzelnen Parteien großteils zerstritten, uneinig und wenig kompetent 

erschienen, mussten sich an diese neue Art Politik zu betreiben gewöhnen, wenn sie am 

politischen Parkett Frankreichs weiterhin teilnehmen wollten. Der General hat in diesem Sinne 

ein neues Bewusstsein geschaffen, dass, angetrieben durch den unbedingten Machtwillen, auf 

mehr Effizienz und Durchschlagskraft pochte. “Elle [dieses Bewusstsein] est devenue partie 

intégrante du mythe national français, et elle continue d’influer sur le développement politique 

de la France.“387 

   Meines Erachtens ist die Bilanz de Gaulles positiv zu beurteilen. Zwar hat er nicht erreicht 

Frankreich neben der USA und der UDSSR als dritte Weltmacht zu etablieren, jedoch liegen 

die Gründe hierfür nicht primär an der Person Charles de Gaulle, sondern an den 

weltpolitischen Gegebenheiten dieser Zeit, sprich dem Auseinanderbrechen zwischen Ost und 

West.  

   Das Ziel, die Unabhängigkeit der französischen Außenpolitik zu stärken und der Stimme der 

Republik erneut Gehör zu verschaffen hat der General durch die unnachgiebigen 

Verhandlungen im Hinblick auf den europäischen Einigungsprozess, die Modernisierung der 

Wirtschaft und der Armee (force de frappe), den Abzug aus Algerien und die strukturelle 

innenpolitische Reform im Rahmen der Verfassung von 1958 erreicht. “C’est également de 

Gaulle qui a fixé les méthodes nouvelles de la diplomatie française : c’est une diplomatie de la 

parole et non de l’acte, elle procède par des discours, des déclarations, des interviews qui 

                                                 
385 Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, p. 39 f. 
386 “De Gaulle interprète son retour au pouvoir comme une sorte de « résurrection » nationale.” In: Jacques 
Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos jours, p. 258 
387 Philip G. Cerny, Une politique de grandeur, p. 301 
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rendent des sentences et avancent des propositions, d’où un écart considérable entre les 

intentions, les ambitions, les vœux et les réalisations, les moyens d’action et de pression étant 

ridiculement réduits.“388 Schlussendlich – und dies war sicherlich ein großes Anliegen des 

Generals – schaffte er es, der Bevölkerung jenen Nationalstolz zurückzugeben, den sie seit der 

Niederlage gegen Nazi-Deutschland begraben hatte.389  

   Dass die Taktik de Gaulles durch die oft provokanten Aussagen Spuren hinterließ, “[..] hatte 

sie doch gezeigt, dass es mit starkem Druck, wenn nicht gar durch Erpressung der anderen 

Partner, möglich war, zu vorteilhaften Ergebnissen für die eigenen nationalen Interessen zu 

gelangen“390, ist hinsichtlich der Zielsetzung – der Maximierung der französischen 

Machtstellung in der internationalen Politik – bzw. Bilanz des Generals nebensächlich. 

 

 

2. Beantwortung der Forschungsfragen 

 

1. Welche Gründe führten zum Scheitern der französischen Außenpolitik hinsichtlich der 

‘Deutschlandfrage‘ nach dem Zweiten Weltkrieg? 

 

Die Auseinandersetzung mit der französischen Position hinsichtlich der ‘Deutschlandfrage‘ 

nach 1945 ist für die Analyse der Forschungsthese dieser Diplomarbeit aus folgenden Gründen 

zentral: Einerseits war die Frage des zukünftigen Status Deutschlands für Frankreich in 

wirtschaftlichen und sicherheitsrelevanten Belangen von entscheidender außenpolitischer 

Bedeutung. Andererseits zeigte sich hier erstmals der eklatante Gegensatz zwischen den 

politischen Vorstellungen und Plänen und den für die Umsetzung dieser Politik nur beschränkt 

zur Verfügung stehenden (Druck-)Mittel der französischen Regierung. 

   Die Ziele der französischen Regierung hinsichtlich des ehemaligen Aggressors waren klar: 

Verzögerung der Wiedererrichtung eines deutschen Staates, Abtrennung wirtschaftlich 

wichtiger Gebiete an Frankreich, deutsche Reparationszahlungen und eine langfristige 

Entmilitarisierung und Dezentralisierung des ehemaligen deutschen Reichs. Wie kam es also 

dazu, dass lediglich drei Jahre nach Kriegsende, im Juni 1948, auf der Londoner 

Sechsmächtekonferenz die Errichtung eines freien Westdeutschlands – mit Unterstützung des 

französischen Parlaments – beschlossen wurde? 

                                                 
388 Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, p. 225 
389 Natürlich lässt sich diese Aussage nicht pauschal auf alle Franzosen anwenden, jedoch trifft sie auf jene 
Bevölkerungsschichten, die de Gaulles gewählt haben, großteils zu. 
390 Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik, p. 239 
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   Ein Hauptgrund, wieso die französischen Regierungen sich nach 1945 mit ihrem Standpunkt 

nicht durchsetzen konnten, war der faktische Machtverlust und die gesunkenen weltpolitische 

Bedeutung des Hexagons nach dem zweiten Weltkrieg. Dies hatte mehrere Ursachen, wobei 

zuerst die blitzartige französische Niederlage gegen Nazideutschland von Bedeutung war. 

Auch wenn die Grande Nation durch Hilfe Winston Churchills später als Siegermacht 

anerkannt wurde, war den USA, der UDSSR und Großbritannien der geringe Beitrag, den 

Frankreich im Zweiten Weltkrieg geleistet hatte, bewusst. Als de facto Siegermächte ließen 

sich die USA und UDSSR es sich nicht nehmen, die Geschichte zu schreiben und die Zukunft 

zu bestimmen. Die Niederlage gegen Deutschland war demnach ein erstes Anzeichen für den 

Machtverlust des Hexagons und ein bedeutender Grund, wieso es nach dem zweiten Weltkrieg 

weiterhin an politischem Ansehen einbüßte. 

Ein weiterer Grund ist in dem Auseinanderbrechen von Ost und West zu sehen. Die 

französische Republik versuchte verzweifelt, eine unabhängige Größe zwischen den beiden 

Blöcken darzustellen und entweder die USA oder die UDSSR von ihren Plänen zu 

überzeugen. Doch sowohl die US-Amerikaner als auch die Russen verfolgten eigene 

Interessen, wodurch das durch den Zweiten Weltkrieg geschwächte Frankreich sich auf die 

Seite einer der beiden Blöcke stellen musste. 

   Ausschlaggebend für das Scheitern der französischen Außenpolitik war jedoch nicht die 

Besatzung durch Deutschland im Jahre 1940 oder der beginnende Kalte Krieg, sondern die 

angeschlagene wirtschaftliche Situation der französischen Republik nach dem Zweiten 

Weltkrieg. Frankreich hatte aufgrund der Kriegsjahre erhebliche finanzielle Verluste zu 

beklagen. Hinzu kam, dass Geld für die Modernisierung der militärischen Ausrüstung benötigt 

wurde und die ersten kolonialen Auseinandersetzungen (Indochina, Syrien, Madagaskar, etc.) 

zahlreiche weitere Millionen Francs kosteten. Die französische Republik akzeptierte weder aus 

ideologischen noch aus altruistischen Motiven die Position der US-Amerikaner, vielmehr 

brauchte die Republik die notwendigen Kredite und die finanzielle Hilfe durch den 

Marshallplan. Die miserable wirtschaftliche Situation führte dazu, dass Frankreich das 

Angebot des Marshallplans mit offenen Armen akzeptierte. Dies hatte jedoch zur Folge, dass 

Frankreich seine Deutschlandpolitik nicht durchsetzen konnte, weil die USA sich aufgrund der 

finanziellen Hilfe – einem perfekten Druckmittel – und der eigenen militärischen Stärke in 

einer strategisch besseren Situation befand. Demnach war es auch kein Zufall, dass sowohl die 

bilaterale Übereinkunft hinsichtlich der Annahme des Marshallplans zwischen Frankreich und 

den USA, als auch die Londoner Sechsmächtekonferenz, auf der die Gründung eines freien 
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westdeutschen Staates beschlossen wurde, zeitgleich, also im Juni 1948, stattfanden. Vielmehr 

hingen diese beiden geschichtlichen Ereignisse direkt zusammen. 

   Nach Ausbruch des Koreakrieges im Jahre 1950 und der Ankündigung der USA 

Westdeutschland wiederbewaffnen zu wollen, versuchten die französischen Regierungen 

erneut die Geschehnisse für sich positiv zu beeinflussen. Die USA und Großbritannien 

gewährten der Republik die Ausarbeitung eines Vorschlags zu einer gemeinsamen 

europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG). Frankreich musste jedoch realisieren, dass 

der ‘Pleven-Plan‘ für die Republik zu weit reichende Konsequenzen hatte, da der EVG-

Vertrag langfristig die französische Unabhängigkeit untergraben hätte. Somit musste das 

Hexagon akzeptieren, dass seine Vorstellungen hinsichtlich der ‘Deutschlandfrage‘ erneut 

zum Scheitern verurteilt waren und akzeptierte die Aufrüstung (und Mitgliedschaft) 

Westdeutschlands im Rahmen der NATO. 

   Schließlich war es Charles de Gaulle, der nach der Rückkehr an die Macht im Jahre 1958 

das politische und wirtschaftliche Gewicht Deutschlands für die Interessen der französischen 

Republik zurückgewinnen wollte. Mit dem deutsch-französischen Freundschaftsvertrag 

(Elysée-Vertrag) und der für die Europapolitik wichtigen Achse Paris-Bonn gelang es, das 

deutsche Potential erneut für eigene Belange zu sichern.  

   Es lässt sich jedoch feststellen, dass die französische Deutschlandpolitik – speziell in den 

ersten Nachkriegsjahren – aufgrund der wirtschaftlich desaströsen Situation in Frankreich und 

dem Auseinanderbrechen zwischen Ost und West scheiterte. 

 

 

2. Wieso missglückten die Bemühungen der französischen Republik, nach 1945 weiterhin die 

Kontrolle über die ehemaligen Kolonialgebiete zu behalten? 

 

Die blutigen kolonialen Kriege und Auseinandersetzungen nach dem Zweiten Weltkrieg 

spielten sich auf unterschiedlichen Kontinenten ab und hatten in jedem Land gewisse 

Spezifika. So war die Lage in Indochina eine andere als in Madagaskar oder Martinique. Dies 

zeigte sich auch an dem Beispiel Algerien, das in den Augen der französischen Politiker eine 

Sonderposition in der französischen Union einnahm. Trotz alledem lässt sich im Hinblick auf 

die Forschungsfrage eine gewisse Kontinuität der französischen Position feststellen. Von 1944 

bis 1953/54 kann der französische Standpunkt folgendermaßen beschrieben werden: Die 

Kolonien waren der letzte Trumpf in dem französischen Versuch, weiterhin eine Weltmacht 

darzustellen. Eine Aufgabe der kolonialen Gebiete war deswegen undenkbar. Da der 



 
 
122 

zukünftige Rang der Grande Nation direkt mit den Besitzungen in Übersee zusammenhing, 

waren die französischen Regierungen der IV. Republik bereit, alle politischen, 

wirtschaftlichen und militärischen Mittel einzusetzen, um die französische Vormachtsstellung 

weiterhin aufrecht zu erhalten.  

Das Verhalten Frankreichs war teilweise verständlich, wenn man sich in die Denkweise der 

damaligen Zeit versetzt. Wenn einem Staat die Unabhängigkeit zugesprochen worden wäre, 

hätte die französische Regierung einen Präzedenzfall für alle anderen Gebiete geschaffen. Das 

Auseinanderbrechen der französischen Union konnte somit nur durch die Einnahme eines 

harten und unnachgiebigen Standpunkts verhindert werden.  

   Die Bemühungen der französischen Regierung bis 1953/54, weiterhin die Kontrolle über die 

besetzten Gebiete zu halten, scheiterten jedoch aus folgenden Gründen: Die erste, ebenso 

simple wie entscheidende Ursache war, dass die französische Position dem legitimen 

Freiheitswillen von Millionen von Menschen entgegenstand und das Selbstbestimmungsrecht 

der Völker missachtete. Vor den beiden Weltkriegen traf diese Position auf eine weite 

gesellschaftliche und weltpolitische Akzeptanz, doch nach dem Zweiten Weltkrieg hatte sich 

die Situation verändert. Die USA, als neue Supermacht, sprach sich energisch gegen den 

Besitz von Kolonien aus. Und sowohl die UDSSR als auch die USA hatten keinerlei Gründe, 

die französischen Kriegszüge zu unterstützen – weil die Motivation der französischen 

Republik allein darauf beruhte, die eigene Machtstellung zu sichern und auszubauen und dies 

kein primäres Ziel der amerikanischen und russischen Außenpolitik sein konnte.  Hinzu kam 

die Tatsache, dass tausende Soldaten aus den Kolonien bei der Befreiung der Republik 

geholfen hatten und nun zu Recht die Unabhängigkeit für ihr Land forderten.  

   In Indochina spielten sowohl die strikte Organisation und strategische Kriegsführung der 

Viet-Minh, als auch die schlechte wirtschaftliche und militärische Lage Frankreichs eine 

entscheidende Rolle. Die Grande Nation hatte ganz einfach nicht mehr die Mittel, um im 

Sinne einer Weltmacht einen Krieg in Übersee zu gewinnen, der faktisch auf die langfristige 

Unterdrückung mehrerer Staaten hinauslief. Die chaotischen politischen Zustände in 

Frankreich in der Zeit der IV. Republik waren eine weitere bedeutende Ursache. Die 

Durchschnittsdauer der Regierungen von 1946 bis 1958 betrug einige Monate. Die dadurch 

geschaffene politische Instabilität und Inkonsistenz machte einen militärischen Sieg am 

anderen Ende der Welt unmöglich. 

   Den ersten strategischen Wechsel in der französischen Außenpolitik gab es erst, als Pierre 

Mendès France am 18. Juni 1954 nach dem Fall des Stützpunkts Dien Bien Phu zum 

Regierungschef ernannt wurde. Mendès France hatte erkannt, dass ein wirtschaftlich 
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schwaches Frankreich, das innenpolitisch gespalten war ohne internationale Unterstützung 

keinen Krieg in Indochina gewinnen konnte – bedenkt man, dass die Aufstände in Marokko 

und Tunesien ebenso die Entsendung eines erhöhten Truppenaufgebots verlangten. Mendès 

France tat strategisch besehen das einzig Richtige. Er beendete innerhalb weniger Wochen den 

Indochinakrieg, der Frankreich wirtschaftlich, militärisch und gesellschaftlich immens 

belastete, seinem internationalen Prestige enorm schadete und aufgrund des Siegeswillens der 

Viet-Minh nicht zu gewinnen war. Die folgenden zwei Jahre, in denen ebenso Marokko und 

Tunesien die Unabhängigkeit gewährt wurde, könnten somit als erste Phase einer 

Entkolonialisierung betrachtet werden. Andererseits waren diese Entwicklungen nicht von 

Frankreich ausgegangen, das heißt Frankreich gab die Souveränität nicht aufgrund einer 

persönlichen Überzeugung an die jeweiligen Länder zurück, sondern weil der Krieg verloren 

war und das Hexagon keine Mittel zur Fortsetzung des Krieges besaß. Die Aufgabe von 

Indochina, Marokko und Tunesien verfolgte demnach primär das Ziel, den Besitz der 

restlichen Kolonialgebiete (speziell Algerien, wo am 1. November 1954 der Krieg 

ausgebrochen war) sicherstellen zu können. 

   Im Fall Algerien sollte alles anders werden, weil Algerien nicht Algerien, sondern 

Frankreich war. Das war die simple französische Haltung. Auf der algerischen Seite kam nun 

jedoch jenes Element zum Tragen, das weiter oben kurz erwähnt wurde. Vietnam hatte den 

Krieg gegen Frankreich gewonnen, wieso nicht auch Algerien? Die notwendige 

Entkolonialisierung von Indochina und später Marokko und Tunesien schuf einen 

Präzedenzfall, der einen Dominoeffekt in den anderen besetzten Gebieten auslöste.  

   Frankreich wollte nun alles anders machen, das heißt es wollte endlich einen Krieg 

gewinnen. An der eigenen Strategie änderte sich jedoch nichts. Auch wenn die französischen 

Truppen militärische Siege erringen konnten, führte die politische Elite ihre fatale strategische 

Führung fort. Die Kurzlebigkeit der Regierungen der IV. Republik führte dazu, dass alle 

Parteien eine schnelle Befriedung des ’Konflikts’ forderten, aber niemand die Verantwortung 

für konstruktive Verhandlungen übernehmen wollte, aus Angst gewisse Wählerschichten zu 

verärgern. Diese innenpolitische Inkonsistenz und Inkompetenz in Frankreich führte dazu, 

dass sich die Armee immer weiter von der konfusen und auf Selbsterhaltung ausgerichteten 

Politik in Paris entfernte. Diese Regierungsführung führte zum Aufstand des  13. Mai 1958, 

bei dem die französische Armee gegen das Mutterland revoltierte, die Republik an den Rand 

eines Bürgerkrieges drängte und die Rückkehr des Generals de Gaulles bedingte. Die 

Regierungen der IV. Republik hatten ihr Scheitern und die triumphale Re-inthronisierung de 
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Gaulles im Jahre 1958 – ausgestattet mit zahlreichen Sonderrechten, unter anderem, um eine 

neue Verfassung auszuarbeiten – selbst zu verantworten. 

   Sowohl im In- als auch im Ausland erwarteten viele, wenn nicht die meisten, eine harte und 

unnachgiebige Haltung des Generals im Hinblick auf die Geschehnisse in Algerien. De 

Gaulle, der für seine harsche Verhandlungsweise bekannt war, wenn der Einfluss und die 

Macht Frankreichs am Spiel standen, war ein exzellenter Taktiker, doch er war ebenso Realist. 

So wusste er, dass ein Sieg in Algerien nur durch eine Unterdrückung des algerischen Volkes 

geschehen konnte. Wollte Frankreich, die zivilisatorische Nation per se, wirklich diese Form 

der Herrschaft oder schadete dieses Bild dem internationalen Renommee der Grande Nation? 

Ebenso dürften innenpolitische Überlegungen eine Rolle gespielt haben. Frankreich war seit 

1940 beinahe durchgehend im Kriegszustand und die Anzahl der Menschen, die nach dem 

Zweiten Weltkrieg und dem Verlust in Indochina nun eine schnelle Lösung für Algerien 

forderten, wuchs ständig. Der General musste überdies die sich in einem Auflösungszustand 

befindende Armee wieder unter die Kontrolle der politischen Macht bringen und langfristig 

das Militär reformieren, um endlich die heimische Wirtschaft stärken zu können. All das  war 

in einem fortdauernden Kriegszustand jedoch unmöglich. General de Gaulle wollte, genauso 

wie die Politiker der IV. Republik, den Einfluss und Rang der Republik sicherstellen und, 

wenn möglich, maximieren. Der einzige Unterschied war, dass der General verstanden hatte, 

dass  sich das Hexagon auf einem desaströsen Weg befand, an dessen Ziel für Frankreich 

nichts zu holen war. Der Hauptgrund für die Aufnahme von Verhandlungen mit der FLN war 

demnach die Überzeugung de Gaulles, alleine durch diesen Schritt die Unabhängigkeit der 

französischen Republik sicherstellen zu können. Der General hatte die Grenzen der 

französischen Möglichkeiten realistisch eingeschätzt und in einer Situation, in der das 

ehemalige Weltreich beinahe zerbrochen wäre, Verantwortung gezeigt. 

   Frankreich hatte beinahe alle kolonialen Militäreinsätze verloren. Die einzige Ausnahme 

stellte die Operation am Suezkanal, Ägypten, dar. Dieser militärische Sieg wurde jedoch durch 

den diplomatischen Druck der US-Amerikaner vereitelt und stellte damit die Machtlosigkeit 

der Republik auf internationaler Ebene erneut unter Beweis. Die Gründe, wieso die 

französischen Bemühungen, die kolonialen Gebiete nach 1945 zu behalten, gescheitert waren, 

lassen sich somit folgendermaßen zusammenfassen: 

 

• Die Zeit hatte sich geändert. Dies mag banal klingen, aber die Idee des Kolonialismus war 

nach dem Zweiten Weltkrieg passe. Die USA propagierte eine neue, moderne 

Weltordnung, welche die Kolonialpolitik Frankreichs als antiquiert wirken ließ.  
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• Die Kriegsjahre überzeugten viele in Europa, dass die Zeit der Unterdrückung endlich 

vorbei sein sollte und die Schaffung universeller Menschenrechte eine Pflicht darstellte. 

• Die Republik stand einer Armee von Menschen gegenüber, die ihr Leben in den Dienst 

Frankreichs gestellt hatten und nun zu Recht für die Unabhängigkeit ihres eigenen Landes 

kämpften.391 

• Die Errungenschaften der IV. Republik waren in wirtschaftlicher Hinsicht positiv, doch 

verheerend in militärischen Belangen. Rückblickend betrachtet hat Frankreich von 1945 

bis 1953 zahlreiche Chancen vergeben, sich durch einen konstruktiven und friedlichen 

Dialog langfristig einen weltweiten Einfluss zu sichern. Bis 1953/54 war der französische 

Standpunkt jedoch geprägt von Unnachgiebigkeit und der Überzeugung, jederzeit einen 

militärischen Sieg erringen zu können. Die zahlreichen Regierungswechsel während der 

IV. Republik waren eine entscheidende Ursache für die Niederlagen Frankreichs. 

• Die defizitäre wirtschaftliche Lage, die ungenügende militärische Stärke der Republik, die 

an den Tag gelegte Überheblichkeit französischer Politiker und übertriebene Härte des 

französischen Militärs und eine vollkommene Fehleinschätzung der realistischen Situation 

waren weitere Ursachen.  

 

Dadurch hatte das Hexagon schließlich alles verloren – denn sowohl Mendès France als auch 

de Gaulle konnten nichts mehr tun, als die Kolonialkriege so schnell als möglich zu beenden 

und die Unabhängigkeit an die jeweiligen Staaten zurückzugeben. 

 

 

3. Welche Personen waren für den Erfolg der französischen Europapolitik verantwortlich? 

 

Die Beantwortung dieser Forschungsfrage hängt davon ab, welche Ereignisse der 

französischen Europapolitik als erfolgreich beurteilt werden. Prinzipiell hat es zwischen 1944 

und 1969 in Frankreich zwei Persönlichkeiten gegeben, die ihre Vorstellungen hinsichtlich der 

zukünftigen europäischen Zusammenarbeit nachhaltig durchgesetzt haben. Der erste war 

weder Regierungschef noch Minister und wurde niemals in ein Amt gewählt. Ohne ihn hätte 

es Europa – zumindest so wie es heute existiert – nicht gegeben. Jean Monnet, von dem hier 

die Rede ist, hat seine Vorstellungen hinsichtlich einer europäischen Vereinigung 

durchgesetzt. Er überzeugte Außenminister Robert Schuman, den deutschen Kanzler Konrad 

                                                 
391 Wem von den beiden Seiten der moralische Sieg zuzusprechen war, bedarf keiner weiteren Diskussion. 
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Adenauer und die anderen europäischen Staaten (bis auf Großbritannien). Er ist der geistige 

Vater Europas. 

   Die zweite Persönlichkeit – die sowohl hinsichtlich Statur, Weltbild und Rhetorik das 

Gegenteil von Jean Monnet darstellte – war General Charles de Gaulle.392 Wie bereits in 

Kapitel IX. Die Entscheidung für Europa erklärt wurde, war für den General die nationale 

Unabhängigkeit und Stärke Frankreichs eine nicht verhandelbare Notwendigkeit. Die 

Europaverträge, also der EGKS-Vertrag aus dem Jahre 1951 und der EWG und EAG-Vertrag 

aus dem Jahre 1957 wurden in der Zeit der IV. Republik ausgearbeitet und unterzeichnet. De 

Gaulle, der zu dieser Zeit nicht in der Regierung vertreten war, reformierte nach seiner 

Rückkehr an die Macht im Jahre 1958 die europäischen Institutionen und Verfahrensweisen. 

Die in dieser Arbeit beschriebenen Handlungen des Generals (‘Fouchet-Pläne‘, die Ablehnung 

der Beitrittsgesuche Großbritanniens und die ‘Krise des leeren Stuhls‘) liefen alle auf das 

gleiche Ziel hinaus: der Sicherstellung der eigenen Handlungsfreiheit und der Maximierung 

der französischen Machtstellung. 

   Diese Diplomarbeit hat nicht zum Ziel, die Entwicklungen, die zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaften führten, positiv oder negativ zu beurteilen. Zur Beantwortung 

der Forschungsfrage sind vielmehr zwei Punkte von Bedeutung. Erstens haben die 

Schlussfolgerungen in Kapitel IX. gezeigt, dass die französische Republik ihre Ziele im 

Hinblick auf eine europäische Zusammenarbeit – im Gegensatz zur ’Deutschlandfrage’ und 

den Entwicklungen in den ehemaligen Kolonien – erreicht hat. Die Gründe dafür hängen 

einerseits von den verschiedenen Umständen und andererseits mit den daraus resultierenden 

Machtverhältnissen ab. So musste sich das Hexagon in der ’Deutschlandfrage’ mit den USA 

und der UDSSR auseinandersetzen – den beiden neuen Supermächte mit enormen 

geographischem, militärischem, demographischem und wirtschaftlichem Potential. In der 

Europadebatte verhandelte Frankreich indes mit drei kleinen Beneluxländern sowie 

Deutschland und Italien – beide Verliererstaaten im Zweiten Weltkrieg. Ebenso war die 

wirtschaftliche Situation in den sechs Gründerstaaten der EGKS aufgrund des Krieges in 

einem ähnlich schlechten Zustand, während die US-Wirtschaft boomte. Diese Gegebenheiten 

kreierten für Frankreich eine im Gegenzug zur ’Deutschlandfrage’ vollkommen 

unterschiedliche Verhandlungsposition, die die unterschiedlichen französischen Regierungen 

gekonnt ausgenutzt haben. 

                                                 
392 “The two men could not have been more different, in physical stature and in personality.“ In: Cogan Charles, 
French Negotiating Behavior, p. 80 



 
 

127

Der Unterschied zwischen den Verhandlungen über Europa und jenen, welche die ehemaligen 

französischen Kolonien behandelten, ist ebenso offensichtlich. Die anderen fünf europäischen 

Vertragspartner wollten eine enge Zusammenarbeit, weil sich die jeweiligen Politiker dadurch 

eine Stärkung der nationalen Wirtschaft und Sicherheit versprachen. So waren sich die 

Beneluxländer bewusst, dass eine europäische Gemeinschaft ihre Stimme in der Welt bzw. 

Machtposition vergrößern und einen ökonomischen Vorteil schaffen würde. Für das junge 

Westdeutschland und Italien war die Aussicht Mitglied innerhalb der Europäischen 

Institutionen zu werden eine der wenigen Hoffnungsschimmer Ende der 1940er und Anfang 

der 1950er Jahre. Wie bereits weiter oben dargestellt war die Situation für die zahlreichen 

ehemaligen Kolonien Frankreichs (Indochina, Nordafrika, Mittlerer Osten, Subsahara Afrika, 

etc.) nach 1945 eine vollkommen andere. Sie konnten sich in wirtschaftlicher Hinsicht nicht 

viel von der französischen Union bzw. Gemeinschaft erwarten.  Ebenso war nach der langen 

Zeit der Kolonialisierung und Unterdrückung und nachdem die Armeen der kolonialisierten 

Staaten für die Befreiung Frankreichs und Europas gekämpft hatten, der Wunsch nach 

nationaler Unabhängigkeit verständlich. Die jeweiligen Umstände spielten demnach auch hier 

eine entscheidende Rolle und hatten einen direkten Einfluss auf die französische 

Verhandlungsposition und den Ausgang der jeweiligen Geschehnisse. 

Im Hinblick auf die entscheidenden französischen Persönlichkeiten ist noch folgendes 

anzumerken. Monnet und de Gaulle haben ihre Ziele erreicht. Der Erste, weil er konstruktiv, 

strategisch und realistisch handelte und der Zweite, weil er sich strategisch, realistisch und 

unnachgiebig verhielt.  

 

 

3. Analyse der Forschungsthese  

 

1. Hatte die französische Republik nach dem Zweiten Weltkrieg den Status einer Weltmacht 

tatsächlich verloren? 

 

Frankreich hatte den Weltmachtsstatus, den es noch kurz vor dem Zweiten Weltkrieg besessen 

hatte, innerhalb weniger Jahre definitiv verloren. Frankreich war vor 1940 gemeinsam mit 

Großbritannien eine Weltmacht, dessen koloniale Besitzungen sich über zahlreiche Kontinente 

erstreckte. Sowohl in politischer, militärischer und kultureller Hinsicht befand sich die 

Republik an der Weltspitze und übte einen starken Einfluss auf andere Länder aus. 
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Der Absturz der Grande Nation wurde durch ein einschneidendes Ereignis eingeläutet: der 

blitzartigen Niederlage gegen Deutschland. Deswegen hat sich de Gaulle auch zu Recht der 

von Marshall Pétain unterzeichneten Kapitulation widersetzt, weil sich eine Weltmacht nicht 

innerhalb weniger Wochen geschlagen geben darf. 

   Natürlich hat es bereits vor 1940 zahlreiche Anzeichen für den Niedergang der französischen 

Republik gegeben. Die demographische Entwicklung stagnierte und auch in wirtschaftlicher 

Hinsicht verlor das Hexagon immer mehr an Einfluss. Überdies war sowohl die strategische 

Militärführung, als auch die Ausrüstung der Armee nicht auf dem modernsten Stand.  

   In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg versuchten die französischen Politiker alles, um 

jenen Rang zurückzuerobern, den die Republik noch wenige Jahre zuvor innehatte. Der 

Anspruch, noch stets eine entscheidende Größe im internationalen Umfeld zu sein, kombiniert 

mit den neuen Gegebenheiten nach 1945 (Aufkommen der neuen Supermächte, Kalter Krieg, 

etc.) ließ die Republik in den folgenden Jahren in zahlreiche weitere Niederlagen schlittern. 

Denn anstatt die Situation realistisch einzuschätzen, beharrten die französischen Politiker auf 

ihren Standpunkt und weigerten sich konstruktive Gespräche mit anderen Staaten zu führen. 

Dies lässt sich speziell im Hinblick auf die ’Deutschlandfrage’ und die Kolonialkriege 

feststellen. Die Wiedererrichtung und Wiederaufrüstung Westdeutschlands markierte nach der 

Kapitulation im Jahre 1940 eine weitere historische Niederlage, welche die Machtlosigkeit des 

Hexagons offenbarte. 

   Der Verlust von Indochina, Nordafrika und den Ländern in Subsahara Afrika war ein 

weiteres Anzeichen der Ohnmacht der französischen Republik, weil sich eindeutig zeigte, dass 

Frankreich nicht mehr die Mittel besaß um seine ehemaligen Gebiete zu halten. 

   Lediglich in der Frage der Europapolitik schaffte es die angeschlagene Republik, seine 

Forderungen durchzusetzen.  

   Abschließend lässt sich somit feststellen, dass Frankreich innerhalb von drei Jahrzehnten den 

Status einer Kolonial- und Weltmacht verloren hat. Die neuen Supermächte, die USA und die 

UDSSR, übernahmen die führende Rolle in der internationalen Politik und die Republik 

konnte lediglich im europäischen Raum seine Machtstellung weiterhin behaupten. 

 

 

2. Nahm Frankreich nach 1945 im internationalen Kontext eine Sonderstellung ein – und wenn 

ja, welchen Einfluss hatte General de Gaulle auf diese Entscheidung? 
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Die Situation von Frankreich war mit jener von Großbritannien vergleichbar. Beide waren vor 

1940 die dominierenden Supermächte und gingen als Siegermächte aus dem Zweiten 

Weltkrieg hervor. Trotz alledem büßten beide Staaten ihren Status ein und wurden von den 

USA und der UDSSR, welche die de facto Kriegsgewinner waren, abgelöst. 

   Der Unterschied zwischen den beiden Ländern war, dass Großbritannien die 

Machtverschiebung – und die neuen politischen Gegebenheiten im Allgemeinen – schneller 

akzeptierte als die französische Republik. Die Taktik der Briten war es, sich am großen und 

mächtigen atlantischen Bruder, den USA, zu orientieren. Dadurch gelang es, ein Bewusstsein 

über die zukünftige britische Rolle im internationalen politischen Gefüge zu schaffen, die der 

realistischen Situation Rechnung trug – so schmerzhaft der Machtverlust an sich auch gewesen 

sein mag. 

   Frankreich konnte und wollte sich jedoch den neuen Supermächten nicht unterordnen, 

sondern den Machtstatus mit allen Mitteln konservieren. Für die französische Republik war 

ihre Situation nicht dieselbe wie jene in den übrigen europäischen Staaten. Deutschland und 

Italien mussten als Verliererstaaten die Machtverschiebung, welche der Zweite Weltkrieg mit 

sich gebracht hatte, akzeptieren und die Beneluxländer waren aufgrund ihrer Größe und 

Demographie nicht mit der Grande Nation vergleichbar.  

   Dass Frankreich eine Sonderstellung im internationalen Kontext einzunehmen hat war 

jedoch primär eine subjektive Wahrnehmung des französischen Volkes und der französischen 

Politik. Der Anspruch eine Weltmacht darzustellen muss mit Ressourcen (Geld, 

Kriegsmaterial, Menschen, etc.) und Taten (den Krieg zu gewinnen, anstatt nach einigen 

Wochen zu kapitulieren) untermauert werden. Realistisch betrachtet hatte die Republik nach 

dem Zweiten Weltkrieg weder die notwendigen Mittel noch die historische und politische 

Legitimität – die einem Siegerstaat nach einem Krieg zugesprochen wird – um ihren 

Machtstatus weiterhin aufrecht zu erhalten.  

   Im Hinblick auf die Beantwortung der Forschungsfragen kann somit festgestellt werden, 

dass die von Frankreich geforderte Sonderstellung hinsichtlich der Entscheidungen über den 

zukünftigen Status der ehemaligen Kolonien und von Deutschland nicht erreicht wurde. 

Lediglich beim europäischen Einigungsprozess konnte Paris seinen Anspruch, eine 

bestimmende Macht zu sein, durchsetzen. 

Charles de Gaulle tat alles, um erneut einen an die historische Größe Frankreichs 

anknüpfenden Machstatus für Frankreich zu schaffen. Trotz des Einsatzes aller zur Verfügung 

stehenden Mittel konnte er sein Ziel aufgrund der faktischen Realitäten nach dem Zweiten 
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Weltkrieg jedoch nur partiell erreichen: Frankreich musste sich damit abfinden, von einer 

Weltmacht zu einem Staat mit entscheidendem Einfluss in Europa degradiert worden zu sein. 

 

 

4. Nachwort zur politischen Theorie    

 

Die Ausführungen in dieser Diplomarbeit haben gezeigt, dass die Theorie des politischen 

Realismus die Ereignisse nach dem Zweiten Weltkrieg folgerichtig analysiert hat. Der Krieg 

hatte nach 1945 ein Machtvakuum hinterlassen, das von den verschiedenen Staaten gefüllt 

werden wollte. Der beginnende Kalte Krieg überzeugte überdies die einzelnen Länder der 

Sicherheitspolitik einen bedeutenden Stellenwert in ihren auswärtigen Beziehungen 

einzuräumen. Die einzelnen Nationalstaaten waren die entscheidenden Akteure innerhalb der 

internationalen Beziehungen. 

   Speziell im Hinblick auf die Verhandlungen über die europäischen Gemeinschaften zeigte 

sich, dass Frankreich lediglich den eigenen Interessen folgte und alles daran setzte den eigenen 

Einflussbereich zu maximieren. Die Motive der Republik waren somit nicht die erhofften 

Frieden bringenden Wirkungen von ökonomischen Interdependenzen, sondern der Versuch, 

die eigene Machtstellung auszubauen. 

   Bei den kolonialen Auseinandersetzungen stellte sich heraus, dass die französische Position 

durch konstruktive Gespräche eher zum Erfolg geführt hätte als durch militärische Einsätze. 

Dies bedeutet jedoch nur bedingt, dass die Theorie des Liberalismus die politischen 

Gegebenheiten dieser Zeit verstanden hatte. Denn sowohl die Republik als auch die 

ehemaligen Kolonien waren lediglich daran interessiert den eigenen Machtstatus auszubauen.    

   Frankreich konnte seine Vorstellungen im Bezug auf die ehemaligen kolonialisierten 

Gebiete nicht durchsetzen, weil die Republik nach 1945 keine wirtschaftliche und militärische 

Weltmacht darstellte und der Anspruch ein Imperium zu sein in der realistischen Welt 

lediglich durch eine tatsächliche Überlegenheit weiterhin aufrechterhalten werden kann. Die 

französischen Politiker haben demnach ihre Position und Stellung in der Welt nicht realistisch 

genug eingeschätzt. 

   Der politische Realismus ist meines Erachtens das vernünftigste und sinnvollste theoretische 

Erklärungsmodell um die internationalen Beziehungen nach dem Zweiten Weltkrieg zu 

beschreiben, weil es die faktischen Realitäten dieser Zeit in ihren Analysen mit einbezog. 
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XI. Anhang 
 

1. Die Präsidenten und Regierungen in Frankreich seit 1944 

 

Provisorische Regierung: August 1944 – Jänner 1947: 

 

26 August 44 – 10 September 44: Regierung Charles De Gaulle I 

10 September 44 – 26 Jänner 46: Regierung Charles De Gaulle II 

26 Jänner 46 – 12 Juni 46:  Regierung Felix Gouin 

24 Juni 46 – 28 November 46: Regierung Georges Bidault I  

18 Dezember 46 – 22 Jänner 47: Regierung Leon Blum III 

 

IV. Republik   

 

Präsident: Vincent Auriol (16. Jänner 1947 – 16. Jänner 1954) 

 

22 Jänner 47 – 21 Oktober 47: Regierung Paul Ramadier I 

22 Oktober 47 – 19 November 47: Regierung Paul Ramadier II 

24 November 47 – 19 Juli 1948: Regierung Robert Schuman I 

26 Juli 1948 – 27 August 1948: Regierung Andre Marie 

5 September 48 – 7 September 48: Regierung Robert Schuman II 

11 September 48 – 5 Oktober 49: Regierung Henri Queuille I 

28 Oktober 49 – 7 Februar 50: Regierung George Bidault II 

7 Februar 50 – 24 Juni 50:  Regierung Georges Bidault III 

2 Juli 50 – 4 Juli 50:   Regierung Henri Queuille II 

12 Juli 50 – 28 Februar 51:  Regierung Rene Pleven I 

10 März 51 – 10 Juli 51:  Regierung Henri Queuille III 

11 August 51 – 7 Jänner 52:  Regierung Rene Pleven II 

20 Jänner 52 – 28 Februar 52:  Regierung Edgar Faure I 

8 März 52 – 23 Dezember 52:  Regierung Antoine Pinay 

8 Jänner 53 – 21 Mai 53:  Regierung Rene Mayer 

27 Juni 53 – 16 Jänner 54:  Regierung Joseph Laniel I 

 

Präsident: Rene Coty (16. Jänner 1954 – 8. Jänner 1959) 
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16 Jänner 54 – 12 Juni 54:  Regierung Joseph Laniel II 

18 Juni 54 – 23 Februar 55:  Regierung Pierre Mendes France 

23 März 55 – 24 Jänner 56:  Regierung Edgar Faure II 

31 Jänner 56 – 21 Mai 57:  Regierung Guy Mollet 

12 Juni 57 – 30 September 57: Regierung Maurice Bourges-Maunoury 

6 November 57 – 15 April 58: Regierung Felix Gaillard 

13 Mai 58 – 28 Mai 58:  Regierung Pierre Pflimlin 

1 Juni 58 – 8 Jänner 1959:  Regierung Charles de Gaulle III 

 

V. Republik 

 

Präsident: Charles de Gaulle (8. Jänner 1959 – 28. April 1969) 

 

9 Jänner 59 – 14 April 62:  Regierung Michel Debre 

14 April 62 – 7 Dezember 62:  Regierung Georges Pompidou I 

7 Dezember 62 – 8 Jänner 66:  Regierung Georges Pompidou II 

8 Jänner 66 – 8 April 67:  Regierung Georges Pompidou III 

8 April 67 – 31 Mai 68:  Regierung Georges Pompidou IV 

31 Mai 68 – 10 Juli 68:   Regierung Georges Pompidou V 

10 Juli 68 – 16 Juni 69:  Regierung Maurice Couve de Murville 

 

Interimspräsident: Alain Poher (28. April 1969 – 16. Juni 1969) 

 

Präsident: Georges Pompidou (16. Juni 1969 – 2. April 1974) 

 

20 Juni 69 – 5 Juli 72:   Regierung Jacques Chaban-Delmas 

6 Juli 72 – 5 April 73:   Regierung Pierre Messmer I 

5 April 73 – 1 März 74:  Regierung Pierre Messmer II 

1 März 74 – 27 Mai 74:  Regierung Pierre Messmer III 

 

Interimspräsident: Alain Poher (2. April 1974 – 24. Mai 1974) 

 

Präsident: Valery Giscard d’Estaing (24. Mai 1974 – 21. Mai 1981) 
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27 Mai 74 – 25 August 76:  Regierung Jacques Chirac I 

27 August 76 – 29 März 77:  Regierung Raymond Barre I 

29 März 77 – 31 März 78:  Regierung Raymond Barre II 

31 März 78 – 13 Mai 81:  Regierung Raymond Barre III 

 

Präsident: Francois Mitterand (21. Mai 1981 – 17. Mai 1995) 

 

22 Mai 81 – 23 Juni 81:  Regierung Pierre Mauroy I 

23 Juni 81 – 23 März 83:  Regierung Pierre Mauroy II 

23 März 83 – 17 Juli 84:  Regierung Pierre Mauroy III 

17 Juli 84 – 20 März 86:  Regierung Laurent Fabius 

20 März 86 – 10 Mai 88:  Regierung Jacques Chirac II 

10 Mai 88 – 22 Juni 88:  Regierung Michel Rocard I 

23 Juni 88 – 15 Mai 91:  Regierung Michel Rocard II 

15 Mai 91 – 31 März 92:  Regierung Edith Cresson 

2 April 92 – 28 März 93:  Regierung Pierre Beregovoy 

29 März 93 – 16 Mai 95:  Regierung Edouard Balladur 

 

Präsident: Jacques Chirac (17. Mai 1995 – 16. Mai 2007) 

 

18 Mai 95 – 7 November 95:  Regierung Alain Jupe I 

7 November 95 – 2 Juni 97:  Regierung Alain Jupe II 

4 Juni 97 – 6 Mai 02:   Regierung Lionel Jospin 

7 Mai 02 – 17 Juni 02:  Regierung Jean-Pierre Raffarin I 

17 Juni 02 – 30 März 04:  Regierung Jean-Pierre Raffarin II 

30 Maerz 04 – 31 Mai 05:  Regierung Jean-Pierre Raffarin III 

31 Mai 05 – 15 Mai 07:  Regierung Dominique de Villepin 

 

Präsident: Nicolas Sarkozy (seit: 16. Mai 2007) 

 

18 Mai 07 – 18 Juni 07:  Regierung Francois Fillon I 

seit: 19 Juni 07:   Regierung Francois Fillon II 
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2. Außenminister in Frankreich von 1944 – 1969393: 

 

10 September 44 – 16 Dezember 46: Georges Bidault 

16 Dezember 46 – 22 Jänner 47: Léon Blum 

22 Jänner 47 – 25 Juli 48:  George Bidault 

26 Juli 48 – 8 Jänner 53:  Robert Schuman 

8 Jänner 53 – 19 Juni 54:   George Bidault 

19 Juni 54 – 20 Jänner 55:  Pierre Mendès-France 

20 Jänner 55 – 23 Februar 55:  Edgar Faure 

23 Februar 55 – 01 Februar 56: Antoine Pinay 

01 Februar 56 – 14 Mai 58:  Christian Pineau 

14 Mai 58 – 01 Juni 58:   René Pleven 

01 Juni 58 – 31 Mai 68:  Maurice Couve de Murville 

31 Mai 68 – 22 Juni 69:  Michel Debré 

22 Juni 69 – 15 März 73:  Maurice Schumann 

 

 

3. Chronologie394 

 

1940 

14. Juni Die deutsche Armee erreicht Paris 

22. Juni Unterzeichnung der Waffenstillstandserklärung zwischen Deutschland und 

Frankreich 

27. Juni General de Gaulle wird Anführer des ’Freien Frankreichs’ 

11. Juli Ausrufung des Französischen Staates durch Pétain 

27. Oktober Brazzaville: De Gaulle erklärt das Vichy-Regime als illegitim 

 

1941 

14. August  Unterzeichnung der Atlantik Charta 

24. September De Gaulle gründet in London das ’Comité national français’ (CNF) 

 

1942 
                                                 
393 Vergleiche: Jean Baillou (Hrsg.), Les affaires étrangères et le corps diplomatique français, p. 987 – 990 
394 Vergleiche u.a. Jean-Claude Allain [u.a.], Histoire de la Diplomatie francaise, p. 563 – 615 und Maurice 
Couve de Murville, Außenpolitik, p. 406 – 413  
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11. November Die deutsche Armee rückt in den bis dahin unbesetzten Teil Frankreichs 

vor 

 

1943 

27. Mai Erstes geheimes Treffen des ‘Comité national de la Résistance’ 

(Nationaler Widerstandsrat) in Paris 

30. Mai De Gaulle kommt nach Algerien 

03. Juni Schaffung des ’Freien Frankreichs’ in Algerien. Errichtung des ‘Conseil 

français de Libération nationale’ (CFLN) 

28. November Konferenz von Teheran (GB, USA, Sovietunion) 

 

1944 

30. Jänner Konferenz von Brazzaville 

03. Juni  Errichtung der Provisorischen Regierung der Französischen Republik 

06. Juni Landung der Alliierten in der Normandie 

25. August  Befreiung von Paris durch die 2. Division (General Leclerc) 

10. Dezember  Unterzeichnung des französisch-sowjetischen Vertrages in Moskau 

 

1945 

04.-11. Febr. Konferenz der großen Drei in Yalta 

09. März Eroberung von Französisch-Indochina durch die japanische Armee 

07. Mai Bedingungslose Kapitulation Deutschlands in Reims 

08. Mai Niederschlagung von Aufständen in Setif, Algerien  

29. Mai Französische Bombardierung von Damaskus, Syrien 

26. Juni Unterzeichnung der Charta der Vereinten Nationen in San Franzisko. 

Frankreich bekommt einen permanenten Sitz im Sicherheitsrat 

17. Juli Konferenz von Potsdam 

02. September Kapitulation Japans. Vietnam, Laos und Kambodscha erklären ihre 

Unabhängigkeit. 

05. Oktober Landung der ersten französischen Truppen in Saigon (General Leclerc) 

 

1946 

20. Jänner Rücktritt von General de Gaulle 
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06. März Sainteny-Ho Chi Minh Übereinkunft: Anerkennung der Republik Vietnam als 

freien Staat innerhalb der Französischen Union 

15. April Abzug der Franzosen aus Syrien und Libanon 

06. Juli Beginn der Konferenz von Fontainebleau (Ho Chi Minh) 

13. Oktober Annahme der Verfassung der IV. Republik per Referendum 

27. Oktober Inkrafttreten der IV. Republik (und der Französischen Union) 

19. Dezember Angriff auf Hanoi und Beginn des Indochinakrieges 

 

1947 

05. März Unterzeichnung des Vertrags von Dünkirchen 

29. März Beginn der Aufstände in Madagaskar 

05. Juni Ankündigung des Marshall Plans in Harvard 

1948 

17. März Schaffung der WEU 

16. April Gründung der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa  

03. Juni Schaffung einer internationalen Behörde für das Ruhr Gebiet (London) 

05. Juni Unterzeichnung des Abkommens von Bay of Along mit Bao-Dai 

07. Juni Londoner Sechsmächtekonferenz 

28. Juni Französisch-amerikanische Vereinbarung hinsichtlich des Marshallplans 

 

1949 

08. März Anerkennung der Unabhängigkeit Vietnams innerhalb der Französischen 

Union 

04. April Unterzeichnung des Nord Atlantik Charta (NATO) 

05. Mai Gründung des Europarats 

23. Mai Gründung Westdeutschland 

19. Juli Anerkennung der Unabhängigkeit von Laos innerhalb der Französischen 

Union 

10. Oktober Ausrufung der DDR 

08. November Anerkennung der Unabhängigkeit von Kambodscha (innerhalb der 

Französischen Union) 

 

1950 

19. Januar Anerkennung der Regierung Ho Chi Minh durch die Volksrepublik China 
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07. Februar Anerkennung der Regierung Bao-Dai durch die USA 

09. Mai Schuman Erklärung (Vorschläge zur EKGS) 

03. Juni Annahme des Schuman Plans durch die sechs Mitgliedsstaaten 

26. Juni Ausbruch des Koreakrieges 

03.-08. Okt. Niederlage Frankreichs in Cao Bang, Vietnam 

 

1951 

18. April Unterzeichnung des EGKS-Vertrags 

 

1952 

27. Mai Unterzeichnung des EVG-Vertrages 

24. Juli Inkrafttreten des EGKS-Vertrages 

10. August Gründung der Hohen Behörde (EGKS) 

 

1953 

08. Mai Ernennung von General Navarre zum Oberbefehlshaber in Vietnam 

25. Juli Ende des Koreakrieges 

 

1954 

25. Januar Beginn der Berliner Konferenz 

26. April  Beginn der Genfer Konferenz 

07. Mai Eroberung von Dien Bien Phu durch die Viet-Minh 

21. Juli Unterzeichnung der Schlussakte der Genfer Konferenz. Beendigung des 

Indochinakrieges 

30. August Ablehnung des EVG-Vertrags durch die französische Nationalversammlung 

08. September Gründung der Südostasiatischen Verteidigungsgemeinschaft (SEATO) 

01. November Beginn des Algerienkrieges 

 

1955 

1.-3. Juni Konferenz in Messina (EWG, EAG) 

August Aufstand der FLN im Norden des Departements Constantine 

 

1956 

02. März Anerkennung der Unabhängigkeit Marokkos 
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20. März Anerkennung der Unabhängigkeit Tunesiens 

28. April Auflösung des französischen Hochkommissariats in Indochina 

22. Oktober Entführung von Ben Bella und anderer Führer der FLN  

31. Oktober Beginn der französisch-britischen Bombardierungen am Suez-Kanal 

07. November Verurteilung der französischen, britischen und israelischen Angriffe durch die 

Generalversammlung der UN 

1957 

25. März Unterzeichnung des Vertrags von Rom (EWG, EURATOM) 

 

1958 

01. Januar Errichtung der EWG und der EAG 

08. Februar Algerienkrieg: Bombardierung des Dorfs Sakiet (Tunesien) 

13. Mai Regierungsbildung durch Pflimlin in Paris. Aufstand in Algier. 

01. Juni Regierungsbildung durch General de Gaulle 

04. Juni De Gaulle erklärt in Algier: ’Ich habe Euch verstanden’ 

14. September Erstes Treffen zwischen De Gaulle und Adenauer in Colombey-les-deux-

Eglises 

28. September Referendum über die Verfassung der V. Republik 

04. Oktober Ratifizierung der Verfassung der V. Republik 

23. Oktober De Gaulles Angebot des ’Friedens der Tapferen’ an die FLN 

21. Dezember General De Gaulle wird Präsident der Republik 

 

1959 

16. September Erklärung De Gaulles über das Selbstbestimmungsrecht Algeriens 

 

1960 

24. Jänner Demonstrationen und Aufstände in Algier (’Aufstand der Barrikaden’) 

13. Februar Explosion der ersten französischen Atombombe in Reggane (Sahara) 

29. Juni Friedensverhandlungen in Melun zwischen Frankreich und der FLN scheitern 

 

1961 

08. Januar Referendum über die Selbstbestimmung in Algerien wird angenommen 

22.-25. April Putsch der Generäle in Algerien  

20. Mai Beginn der Verhandlungen von Evian 
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09. August Erster Antrag auf Mitgliedschaft zur EWG durch Großbritannien 

19. Oktober Vorstellung des ersten Fouchet-Plans 

8. November Eröffnung der Beitrittsgespräche mit Großbritannien (EWG) 

 

1962 

18. Januar Präsentation des Zweiten Fouchet-Plans 

19. März Ende des Algerienkrieges (Abkommen von Evian) 

03. Juli Annerkennung der Unabhängigkeit Algeriens 

18. Dezember Vereinbarung von Nassau zwischen John F. Kennedy (USA) und Harold 

Macmillan (GB) 

 

1963 

14. Januar Ablehnung des Beitritts Großbritanniens zur EWG durch de Gaulle 

22. Jänner Unterzeichnung des Freundschaftsvertrages (Elysée-Vertrag) zwischen 

Frankreich und Deutschland 

30. April Ankündigung der Errichtung von Nuklear-Test-Basen auf den Muroren 

 

1964 

27. Jänner Beginn diplomatischer Beziehungen zwischen der Volksrepublik China und 

der Republik Frankreich 

 

1965 

31. März Vorstellung des Plans der Europäischen Kommission zur Finanzierung der 

GAP durch Walter Hallstein und Sicco Mansholt 

06. Juli Beginn der ’Politik des leeren Stuhls’ 

05.-19. Dez. Wahl des Präsidenten der französischen Republik 

 

1966 

30. Jänner Luxemburger Kompromiss 

07. März Schreiben de Gaulles bezüglich des Rückzugs Frankreichs aus der NATO an 

Präsident Johnson 

29.-30. März Besuch De Gaulles in Russland. Errichtung des ’Roten Telefons’ 

 

1967 
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11. Mai Zweiter Antrag auf Mitgliedschaft zur EWG durch Großbritannien  

27.November Zweites Veto de Gaulles bezüglich eines Beitritts Großbritanniens zur EWG 

 

1969 

27. April Französisches Referendum über den Senat und die Regionalisierung 

28. April Rücktritt Charles de Gaulles 

01.-02. Dez.  Europäischer Gipfel in Den Haag 

 

1970 

09. November Tod von General Charles de Gaulle 

 

      

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

141

XII. Literaturverzeichnis 
 

 

Deutschsprachig: 

 

• Maurice Couve de Murville, Außenpolitik. 1958 – 1969, Weltforum Verlag, München, 

1973 

• Franz Eibl, Politik der Bewegung. Gerhard Schröder als Außenminister. 1961-1966, 

Wissenschaftsverlag, Oldenburg, 2001 

• Hartmut Elsenhans, Gerd Junne, Gerhard Kiersch, Birgit Pollmann (Hrsg.), Frankreich 

– Europa – Weltpolitik. Festschrift für Gilbert Ziebura zum 65. Geburtstag, 

Westdeutscher Verlag, Opladen, 1989 

• Dieter Fuchs, Edeltraud Roller (Hrsg.), Lexikon Politik. Hunderte Grundbegriffe, 

Reclam, Stuttgart, 2007 

• Alfred Grosser, Frankreich und seine Außenpolitik. 1944 bis heute, DTV, München, 

1986 

• Günther Haensch, Hans J. Tümmers (Hrsg.), Frankreich. Politik, Gesellschaft, 

Wirtschaft, 3.te Aufl., Beck, München, 1998 

• Everhard Holtmann, Politiklexikon, 3te Aufl., Oldenburg, München & Wien, 2000 

• Franz Knipping, Rom, 25. März 1957. Die Einigung Europas, DTV, München, 2004 

• Daniel Mollenhauer, Die vielen Gesichter der pacification: Frankreichs Krieg in 

Algerien (1954-1962). In: Thoralf Klein, Frank Schumacher (Hrsg.), Kolonialkriege. 

Militärische Gewalt im Zeichen des Imperialismus, Hamburger Edition, HIS 

Verlagsges. mbH, Hamburg, 2006 

• Dieter Nohlen, Rainer-Olaf Schultze (Hrsg.), Lexikon der Politikwissenschaft, Band 6, 

Internationale Beziehungen, C.H. Beck, München, 1994 

• Paul Reynard, Ehrgeiz und Illusion. Die Außenpolitik de Gaulles, Droemer, Knaur, 

München & Zürich, 1964 

• Manfred G. Schmidt, Wörterbuch zur Politik, 2te Aufl., Kröner, Stuttgart, 2004 

• Alexander Siedschlag, Neorealismus, Neoliberalismus und postinternationale Politik. 

Beispiel internationale Sicherheit – Theoretische Bestandsaufnahme und Evaluation, 

Westdeutscher Verlag, Opladen, 1997 



 
 
142 

• Alexander Siedschlag (Hrsg.), Realistische Perspektiven internationaler Politik. 

Festschrift für Gottfried-Karl Kindermann zum 75. Geburtstag, Leske + Budrich, 

Opladen, 2001 

• Walter Theimer, Lexikon der Politik, 9te Aufl., Franke Verlag, Tübingen, 1981 

• Pierre Viansson-Ponté, Dokumente. Zeitschrift für internationale Zusammenarbeit, Nr. 

3, Köln, Juni 1959 

• Rudolf Weber-Fas, Lexikon Politik und Recht, W. Fink, Paderborn, 2008 

• Helmut Konrad Weinbuch, Entkolonialisierung und föderales Prinzip im Spiegel der 

Französischen Gemeinschaft, Schriften zum Völkerrecht: Band 6, Duncker & 

Humblot, Berlin, 1968 

• Ernst Weisenfeld, Frankreichs Geschichte seit dem Krieg. Von de Gaulle bis 

Mitterand, C.H. Beck, München, 1982 

• Ellinor Zeino-Mahmalat, Hegemonie ohne Gefolgschaft? Die Neuordnung der 

Regierung Bush jr. im Nahen und Mittleren Osten zwischen regionaler Machtbalance 

und hegemonialer Stabilität, LIT Verlag, Berlin, 2006 

• Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945. Mythen und 

Realitäten, Neske, Stuttgart, 1970 

• Gilbert Ziebura, Die V. Republik. Frankreichs neues Regierungssystem, Westdeutscher 

Verlag, Köln & Opladen, 1960 

• Gilbert Ziebura, Frankreich: Geschichte, Gesellschaft, Politik. Ausgewählte Aufsätze, 

Leske & Budrich, Opladen, 2003 

 

 

Englischsprachig: 

 

• Josef Becker, Franz Knipping (Hrsg.), Power in Europe? Great Britain, France, Italy 

and Germany in a Postwar World, 1945 – 1950, Walter de Gruyter, Berlin, 1986 

• David P. Calleo, Europe’s Future: The Grand Alternatives, Horizon Press, New York, 

1965 

• Tony Chafer, The End of Empire in French West Africa. France’s Successful 

Decolonization?, Berg, Oxford & New York, 2002  

• Anthony Clayton, The Wars of French Decolonization, Longman, Singapore, 1994 



 
 

143

• Charles Cogan, Forced to choose: France, the Atlantic Alliance, and NATO, then and 

now, Praeger, Westport, 1997 

• Charles Cogan, French Negotiating Behavior, Dealing with La Grande Nation, United 

States Institute of Peace Press, Washington D.C., 2003 

• David C. Gordon, The French Language and National Identity, Mouton, The Hague, 

1978 

• Phillip H. Gordon, A certain Idea of France. French Security Policy and the Gaullist 

Legacy, Princeton University Press, New Jersey, 1993 

• Alain Guyomarch, Howard Machin, Peter A. Wall, Jack Hayward (Hrsg.), 

Developments in French Politics 2, Palgrave, Houndsmills, 2001 

• William I. Hitchcock, France restored. Cold War Diplomacy and the quest for 

leadership in Europe, 1944 – 1954, University of North Carolina Press, Chapel Hill, 

1998 

• Antony Jay, Oxford Dictionary of Political Quotations, 3rd Ed., Oxford University 

Press, Oxford, 2006 

• J.F.V. Keigel, France and the World since 1870, Arnold Publishers, 2001 

• Henry Kissinger, Diplomacy, Simon & Schuster, New York, 1994 

• Phillip Kramer, Does France still count? The French role in the new Europe, 

Westport, Praeger, 1994 

• Roy C. Macridis (Hrsg.), Foreign Policy in World Politics, 2nd Ed., Prentice-Hall Inc., 

Englewood Cliffs, 1962 

• Dieter Mahnke, Alicia Ambos, Christopher Reynolds (Hrsg.), European Foreign 

Policy. From Rhetoric to Reality. Second Printing, Peter Lang, Brussels, 2006 

• Andrew Moravcsik, The Choice for Europe. Social Purpose & State Power from 

Messina to Maastricht, UCL Press, London, 1998 

• Phillip C. Naylor, France and Algeria. A History of Decolonization and 

Transformation, University Press of Florida, Gainesville, 2000 

• William Safran, The French Polity, 6th Ed., Longman, New York u.a., 2003 

• Reinhard Wagner, The real power of the CFSP and ESDP. A theoretical and practical 

approach, Master Thesis, University of Vienna, 2006 

• John Young, John Kent, International Relations since 1945. A global history, Oxford 

University Press Inc, New York, 2004 

 



 
 
144 

Französischsprachig: 

 

• Raymond Aron, Le Spectateur engagé : entretiens avec Jean-Louis Missika et 

Dominique Wolton, Julliard, Paris, 1981 

• Jean-Claude Allain, Pierre Guillen, Georges-Henri Souton, Laurent Theiss, Maurice 

Vaїsse, Histoire de la Diplomatie française II. De 1815 à nos jours, Perrin, Paris, 2007 

• Emile Aubertin, France du XXe siècle, ou vas-tu ?, Pechade, Bordeaux, 1975  

• Jean Baillou (Hrsg.), Les Affaires Étrangères et le Corps Diplomatique Français. 

Tome II. 1870 – 1980, Centre National de la Recherche Scientifique, Paris, 1984  

• Rachid Bencheneb, L’Algérie a la vielle du soulèvement de 1954. In: Charles-Robert 

Ageron (Hrsg.), Les chemins de la décolonisation de l’empire colonial français, Centre 

National de la recherche scientifique, Paris, 1986  

• Yves Benot, Massacres coloniaux : 1944-1950, la IVe république et la mise au pas des 

colonies françaises, La Découverte, Paris, 2001 

• Jacques Binoche, Histoire des relations franco-allemandes de 1789 à nos jours, 

Masson, Paris, 1996 

• Frédéric Bozo, La politique étrangère de la France depuis 1945, La Découverte, Paris, 

1997 

• Guy de Carmoy, Les Politiques Étrangères de la France. 1944 – 1966, La Table Rond, 

Paris, 1967  

• Philip G. Cerny, Une politique de grandeur. Aspects idéologiques de la politique 

extérieure de De Gaulle, Flammarion, 1986 

• Andre Cocatre-Zilgien, Diplomatie française et problèmes internationaux 

contemporains, Edition Cujas, 1970 

• Jean Doise, Maurice Vaїsse, Politique étrangère de la France. Diplomatie et outil 

militaire. 1871- 1991, Seuil, édition de poche, Paris, 1992 

• Éric Duhamel, La Ve République, Seuil, Paris, 1997 

• René Girault, Robert Frank, La Puissance Française en question ! 1945-1949, 

Publications de la Sorbonne, Instaprint, Tours, 1988 

• Pierre Mesmer, Les blancs s’en vont. Récits de décolonisation, Albin Michel, Paris, 

1998 

• Jean-Paul Olivier, l’ABCdaire de De Gaulle, Flammarion, Paris, 2001 



 
 

145

• Bernard Phan, Colonisations et décolonisations françaises depuis 1850, Armand Colin, 

Paris, 1999 

• Max Tacel, La France et le monde au XXe siècle, Masson, Paris, 1989 

• Maurice Vaїsse, La Grandeur. Politique étrangère du général de Gaulle. 1958 – 1969, 

Fayard, La Flèche, 1998 

• Dominique de Villepin,  Histoire de la diplomatie française, Perrin, Paris, 2005 

 

 

Digitale Ressourcen: 

 

• http://www.archives.gov (US National Archives) 

• http://www.bpb.de (Bundeszentrale für politische Bildung) 

• http://www.britannica.com (Encyclopedia Britannica) 

• http://www.charles-de-gaulle.org (La Fondation Charles de Gaulle) 

• http://www.diplomatie.gouv.fr (Ministère des Affaires étrangères) 

• http://www.el-mouradia.dz (Présidence de la République Algérienne) 

• http://ena.lu (European Navigator) 

• http://www.insee.fr (Institut National de la Statistique et des Études Économiques) 

• http://mjp.univ-perp.fr (Digithèque de matériaux juridiques et politiques) 

• http://www.nato.int (North Atlantic Treaty Organization) 

• http://www.paris.org (The Paris pages) 

• http://www.parties-and-elections.de (Parteien und Wahlergebnisse) 

• http://www.state.gov (US Department of State) 

• http://www.tunisiadaily.com (Tunisia Daily) 

• http://www.verfassungen.eu (Verfassungen der Welt) 

• http://www.vietnamgear.com (The Vietnam War) 

• http://www.weu.int (Western European Union) 

• http://ww2db.com (World War II Database) 

 

 

 

 

 



 
 
146 

Zusammenfassung 
 

Diese Arbeit mit dem Titel ‘Diplomatie, Außenpolitik und Charles de Gaulle. Frankreich von 

1944 bis 1969’ behandelt die weltpolitische Rolle und Stellung der französischen Republik 

und den Einfluss Charles de Gaulles auf die französische und internationale Politik in den 

ersten fünfundzwanzig Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg. 

   Vorerst werden die Begriffe Diplomatie und Außenpolitik – speziell im Hinblick auf die 

individuellen und charakteristischen Ausformungen in Frankreich – definiert. Ebenso wird die 

spezifische Situation, in der sich die französische Republik und dessen Außenpolitik am 

Anfang der 1940er Jahre befunden haben, analysiert. 

   Im Anschluss werden die wirtschaftliche Lage, die innenpolitische Situation und die 

militärische Stärke Frankreichs besprochen. Eine kritische Auseinandersetzung mit diesen 

Themen ist deswegen von Bedeutung für diese Arbeit, weil dadurch die Hintergründe für die 

außenpolitischen Erfolge bzw. Misserfolge der französischen Republik genau erklärt und 

dargestellt werden können. 

   Darauf aufbauend folgen die Kapitel, die sich explizit mit der Außenpolitik Frankreichs 

zwischen 1944 und 1969 beschäftigen. Dies betrifft zuerst die Frage, welche Politik die 

französischen Regierungschefs hinsichtlich des ehemaligen Erzfeind Deutschland nach dem 

Zweiten Weltkrieg verfolgten und ob Frankreich ihre diesbezüglichen Forderungen 

durchsetzen konnte. Im Anschluss werden die Kolonial- und Europapolitik der französischen 

Republik untersucht, wobei das Hauptaugenmerk erneut darauf gelegt wird, ob (und wie, wann 

und warum) die französische Republik ihre ambitiösen Ziele tatsächlich erreicht hat. 

   Das Handeln des Generals de Gaulle hatte einen ungemeinen Einfluss auf die Prinzipien und 

Arbeitsweisen der französischen Außenpolitik – sowie auf das französische Regierungssystem 

im Allgemeinen. Der französische Staat wiederum bestimmte und beeinflusste die Weltpolitik 

beträchtlich – wobei die Auswirkungen bis heute spürbar sind. Eine Analyse dieser Vorgänge 

ist daher politikwissenschaftlich in jedem Falle relevant. 

   Die Hoffnung des Autors ist, dem Leser damit nicht nur einen guten Überblick über die 

auswärtigen Beziehungen der Republik Frankreich zu geben, sondern auch die Ursachen, 

Beweggründe und Folgen der französischen Positionen und Handlungen zu erforschen, um 

schlussendlich die weltpolitische Bedeutung bzw. den faktischen Machtstatus der 

französischen Republik zwischen 1940 und 1970 herausarbeiten zu können. 
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